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Eigentumsvorbehalt 


Nach diesem Eigentums- 
vorbehalt ist die Zeitschrift solan- 
ge Eigentum des Absenders, bis 
sie der/dem Gefangenen per- 
sönlich ausgehändigt ist. "Zur- 
Habe-Nahme" ist keine persönli- 
che Aushändigung im Sinne die- 
ses Vorbehalts. Wird die Zeit- 
schriftder/dem Gefangenen nicht 
persönlich ausgehändigt, ist sie 
dem Absender mit dem Grund 
der Nichtaushändigung zurück- 
zusenden. Wird die Zeitschrift 
der/dem ee 
weise persönlich ausgehändigt, 
so sind die ah ee 
Teile, und nur sie, dem Absender 
mitdem Grund der Nichtaushän- 
digung zurückzusenden. 
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Für eine revolut 


Das Antifa-Info ist natürlich auch im Abonnement zu bezie- 
hen. Dies geht folgendermaßen vor sich: ihr schreibt uns eine 
Karte (oder füllt die Abo/Bestell-Karte aus, sollte sie in diesem 
Heft irgendwo zu finden sein), auf der steht ab welcher 
Ausgabe ihr das Info beziehen wollt. Wenn ihr die Karte 
dann in einen Briefumschlag steckt und die passende Knete 
gleich dazupackt, kann eigentlich nichts mehr schief gehen. 
Solltet ihr uns das Geld lieber überweisen wollen, so ist auch 
dies kein Problem: wir teilen euch auf Anfrage mit, wohin die 
Knete überwiesen werden kann. Noch eins: wir schicken nur 
noch Abos raus, wenn sie bezahlt sind — also Cash im 
Voraus. 

Ein Einzelabo geht über 5 Ausgaben und kostet 25,— DM. 
Darin ist das Porto für den Versand bereits enthalten. Für 
Menschen, die mehrere Exemplare bestellen, für Weiterver- 
käuferinnen, Infoläden, Buchläden etc. gibt es ab jetzt besse- 
re Konditionen, also sowas wie Rabatt. Sollte die oben 
erwähnte Abo/Bestell-Karte in dieser Ausgabe noch nicht 
drin sein, könnt ihr die Bedingungen bei uns erfragen. 
Zeitungmachen kostet Geld. Damit wir den Preis (3,—) pro 
Heft halten können, sind wir auf Abonnentinnen angewiesen. 
Wir freuen uns über jedes Förderabo, das über die 25, — DM 
hinausgeht. Ihr unterstützt damit unsere Antifa-Arbeit und 
das Erscheinen dieses Infos. 


Zum Schwerpunktthema DDR im letzten 
Antifa-Info haben wir eine Sonderbeilage er- 
stellt, die bestellt werden kann. 

Es geht um die Geschichte der DDR, aufdie wir aus 
Platzgründen im letzten Info nicht eingehen konnten. Wir 
halten eine gründlichere Betrachtung dieser Geschichte 
aber für notwendig, um politisch zu den Entwicklungen in 
der DDR Stellung zu beziehen. Die Beilage besteht aus 
einem fotokopierten Artikel zur Geschichte der SED aus 
der Zeitschrift Arbeiterpolitik’. Dem folgen Beiträge von 
Isaac Deutscher, die er 1945 verfaßt hat. Das Material 
kostet 2.— DM incl. Porto. 
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Liebe Freundinnen, GenossInnen, Antifas 

Die 90iger Jahrehaben miteiner explosionsartigen Rechtsentwick- 
lung in der BRD und in der DDR begonnen. Die seit der Bonner Wende verfolg- 
te Propagierung einer»Nationalen Identität der Deutschen« trägt ihre Früchte. 
Ein von Vielen schon totgeglaubter Nationalismus feiert seine Auferstehung. Die 
Erinnerung an die Geschichte, wie eng Nationalismus, Rassismus und Faschis- 
mus in Deutschland miteinander verknüpft sind wird von einem nationalen Me- 
diengetrommel in den Hintergrund gerückt. Die Herrschenden der BRD bedienen 
sich vermehrt der von Faschisten entwickelten Politikkonzepte, Argumentations- 
hilfen und Begriffe. So beispielsweise wenn das Ziel des dritten Anlaufs zur »Neu- 
ordnung Europas« in diesem Jahrhundert mit einem »Europa freier Völker« von 
Faschisten und vom bestimmenden Teilder CDU/CSU umschrieben wird. Gegen 
die heutige großdeutsche Politik in den Fußstapfen Bismarks und Hitlers, 45 Jahre 
nach der militärischen Niederlage des Nazi-Faschismus, wird für den 8.Mai 
dieses Jahres in beiden Teilen Berlins zu Aktionen aufgerufen. 

Die ideologische Vorarbeit zur Rechtsentwicklung haben die Theoretiker 
der 'Neuen Rechten' geleistet. Die Grenzen zwischen den Aussagen dieser Pro- 
fessoren, Doktoren, Journalisten und Politiker, ob konservativ oder faschistisch 
sind schwer auszumachen. Seit Jahren findet hinter den Kulissen der großen 
Politik eine intensive Austausch statt, in der die alten deutschen Herrschaftskon- 
zepte und besonders die der Nazis, aufgearbeitet und für die heutige Zeit 
aktualisiert werden. Wesentliche Kemsätze und Parolen der 'Neuen Rechten’ 
haben Einzug in die vorherrschende Politik gefunden. Die Bonner Regierung setzt 
auf ein verschärfte rassistisches Ausländergesetz, daß am 27. April im Bundes- 
tag verabschiedet werden soll. Und wie aus einem Lehrbuch der 'Neuen Rechten' 
wirbt Innenminister Schäuble für das neve Gesetz damit, daß das Selbstverständ- 
nis der »Nationalen Identität der Deutschen« ausländerfreundlich sei — in einem 
»Europa der freien Völker«. 

Mitbevölkerungspolitischen bis religiösen Argumenten versuchen sich die 
sog.»Lebensschützer«, ein Sammelbecken von faschistischen bis konservativen 
Strömungen, den Zugriff aufden Körper von Frauen zu sichern. Ihr Angriffrichtet 
sich zunehmend gegen die vergleichsweise liberale Abtreibungsregelung in der 
DDR. Sie halten Vorträge auf Seminaren der Studienzentren von CDU/CSU, bei 
verschiedenen faschistischen Organisationen und treten vor Allem in kirchlichen 
Kreisen auf, um ihre Propaganda gegen die Abtreibung zu verbreiten. 

Auf den Straßen wird die offizielle Politik von einem enormen Anstieg 
rassistischer und sexistischer Gewalt begleitet. »Nichtdeutsche« werden überfal- 
len — das letzte bekanntgewordene Todesopfer war der pakistanische Student 
Mahmut Ahzar. Er starb Anfang März an den Folgen eines Überfalls durch einen 
DDR-Bürger, der bei dem Angriff »Deutschland den Deutschen« schrie. Die 
militanten Nazis rekrutieren besonders in der DDR neue Mitglieder und organi- 
sieren die Gewalt gegen Antifaschistinnen, Linke, Emigrantinnen und in letzter 
Zeit verstärkt gegen Frauen. Aufmärsche von Faschisten haben in Frankfurt, 
gleich dreimal in Hamburg, in Westberlin, mehrfach in Leipzig und einigen 
anderen Städten stattgefunden. Als Schlöger- und Terrorgruppen, die gegen die 
dem Staat unbequemen Menschen vorgehen, werden sie von den Behörden 
geduldet und geschützt. Wir lassen uns davon nicht einschüchtern, auch nicht 
von den mehreren hundert Fesmahmen und Ermittlungsverfahren, mit der die 
Westberliner Polizei Antifaschistinnen verfolgt. 

° Anfang Aprilhaben Antifa-Gruppen in Westberlin dieKampagne »Den 
Antifaschistischen Selbstschutz organisieren« wieder aufgenommen. Im Antifa- 
Info Nr.8 sind die Erfahrungen des antifaschistischem Selbstschutzes aus dem 
letzten Jahr nachzulesen und das Antifa-Jugendinfo hat sich in seiner Ausgabe 
Nr. 35 schwerpunktmäßig mit dem Thema beschäftigt. 

e Das Antifasist Haber Bülteni ist zum zweiten Mol erschienen (siehe 
Inhaltsangabe auf Seite 32). Eine eigenständige Redaktionsgruppe von Genos- 
sInnen aus der ANTIFA-Hamburg geben zum ersten Mal einen eigenen Lokalteil 
des Antifa-Infos heraus, mehr dazu auf Seite 23. ea 
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Das was vor Jahren 

noch als nationalistische 
Politik in faschistischer 
Tradition von einer breiten 
Öffentlichkeit gebrandmarkt 
worden wäre, ist heute zum 
Bestandteil der herrschenden 
Politik in der BRD und 
Westberlin geworden. Helmut 
Kohl hat bis heute nicht die 
Oder/Neiße Linie als Polens 
Westgrenze anerkannt und 
erhebt Ansprüche auf die 
Interessensvertretung der 
»deutschstämmigen« 
Bevölkerung in den 
ehemaligen Ostgebieten des 
Deutschen Reiches. Diese 
Politik setzt mit der Annexion 
der DDR auf die »Neuordnung 
Europas« und seiner Grenzen 
mit einem starken 
Großdeutschland als 
Führungsmacht. 


Vorwärts... 


..in die 


Nationalismus 


Vergangenheit 


EM »Noch ist über die Zukunft Breslaus 
(Wroclav-Polen, Red.) in in einem Europa 
freier Völker nicht entschieden« . Diese Vi- 
sion, die 1985 für uns noch schwer vor- 
stellbar gewesen wäre, da es noch einen 
Block realsozialistischer Staaten gab, 
drängt heute nach ihrer Umsetzung. 
Dieser Ausspruch könnte aus den Schrif- 
ten der 'Neuen Rechten’ bzw. den 'natio- 
nalrevolutionären' Faschisten stammen, 
gebracht hat in Helmut Kohl auf dem 
Schlesiertreffen vor fünf Jahren mit dem 
Motto - »Schlesien bleibt unsere Zukunft«.. 

Die Rede ist hier von einem »Euro- 
pa freier Völker« ‚einer Parole, diedurch- 
gängig von der faschistischen 'Nationali- 
stischen Front' (NF), über die Jungen Na- 
tionaldemokraten' (JN) biszur CDU/CSU 
gebraucht wird. Gemeintistbeialleneine 
»Neuordnung Europas« und damit die 
Ausdehnungderdeutschen Grenzennach 
Osten. Die konservative Regierung ist zu 


den Traditionslinien deutsch-nationaler 
Politik zurückgekehrt, wie es u.a. bereits 
1895 vom 'Alldeutschen Verband’ formu- 
liert worden ist: »Nach Süd-Osten und 
Osten sind der Entwicklung der Deutsch- 
tums natürliche Grenzen nicht gesteckt«. 

Der bundesdeutschen Industrie 
und den Banken wird von der Regie- 
rungspolitikdas verlockende Angebot zur 
»Erschließung neuen Wirtschaftsraums« im 
Osten mit einem starken Nationalstaat, 
bei gleichzeitigem Fall der Handels- und 
Produktionsbeschränkungen in Westeu- 
ropa gemacht. 

Die nationalistische Politik des 
regierenden Stahlhelmflügels der Union 
und der 'Republikaner' empfehlen sich 
dem Großkapital weiterhin, u.a. durch 
diePolitik des Sozialabbaus, der Beschnei- 
dung politischer Rechte, wie aktuell das 
neue 'Ausländergesetz', dem Ausbau des 
Polizei-und Repressionsapparates, einer 
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Familienplanung zur Bewahrung der 
»Keimzelle der Gesellschaft« beinotwendi- 
ger Zurückdrängung von Frauenrechten 
auf Selbstbestimmung des Lebens. 

Kurzum alles, was durch die Nie- 
derlage des Faschismus am 8.Mai 1945 
gestoppt worden war, soll in der Politik 
wieder möglich sein. Alles was heutedem 
Ziel dient den Menschen verfügbar zu 
machen als Rädchen im Getriebe, kon- 
trollierbar und abhängig, soll wieder An- 
wendung finden können. Auch vor der 
Anwendung modernisierter faschisti- 
scher Politikkonzepte wird nicht zurück- 
geschreckt, wenn sie der Verbreitung 
»deutscher Werte« wie Ordnung, Fleiß 
und Disziplin— nach Oben Buckeln und 
nach Unten Treten, dienen. 


Die Wegbereiter 


Die Vorarbeit dazu haben jahre- 
lang die Theoretiker der 'Neuen 


Rechten'(siehe Artikel) geleistet und de- 
ren Strategien und Inhalte haben seit der 
Bonner Wende Einfluß auf diePolitik der 
BRD gewonnen. So griffen Kohl, Strauß 
und andere Unionspolitiker, dievon Neu 
Rechten Ideologen, wie Armin Mohler 
und Hellmut Diwald geprägten Worte 
von der Überwindung Hitlers auf. 

Das heißt im Klartext, die Erfah- 
rungen, daß der deutsche Nationalismus 
die Nazis hervorgebracht hat, zwei Welt- 
kriege angezettelt und verloren hat sol- 
len kein Hemmschuh mehr sein diesen 
Nationalismus wiederzubeleben — die 
als nützlich erachteten Konzepte der 
Nazis sollen wieder Anwendung finden 
können. 

Hitler ist in dieser Geschichtsbe- 
trachtung ein Unfall, ein Kriegs-Verlie- 
rer, der die Teilung Deutschlands herbei- 
geführt hat. Die Bonner Wendepolitiker 
setztenaufdie Wiederbelebung des deut- 


»Die Welt ist in Bewegung, 
Osteuropa wird jetzt 
aufgeteilt. Wer nicht dabei ist, 
der verlieri« 

VW-Chef Hahn 


schen Nationalismus und bedienten sich 
dazu aus den Theorien der 'Neuen Rech- 
ten. 

Konjunktur erfuhren Begriffe, wie 
"Nationale Identität‘, dienoch in den sieb- 
ziger Jahren, fast ausschließlich von fa- 
schistischen Gruppen benutzt worden 
sind. Das Thema einer »deutschen Identi- 
tät«, sprich Nationalbewußtsein, fand 
1985 Eingang in das Programm der Bun- 
deszentrale für politische Bildung — in 
zahllosen Politikerreden und Zeitungs- 
kommentaren wurde das Thema ausge- 
walzt und langsam verbreiterte sich die- 
se Ideologie — Dummheit — in breiteren 
Kreisen der Gesellschaft. 

Nutznießer dieser Politik waren die 
'Republikaner', doch die Union rückt auf, 
verschärft das Tempo der Rechtsentwick- 
lung, so daß die Reps heute schon den 
Anschluß Österreichs und des Sudeten- 
landes fordern, die Grenzen von 1938, 
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DDR-Faschos 


um sich noch zu unterscheiden. FDP und 
SPD versuchen sich als die besseren Ver- 
treter der Nation zu profilieren und hal- 
ten Anschluß zum Zug nach Rechts. 


Der »moderne« 
großdeutsche Plan? 


Auf der Westberliner Demonstra- 
tion »Gegen den Nationalen Taumel« wur- 
degesagt,daßdie Armeen des modernen 
Großdeutschland heute nicht das Heer 
oder die Flotte sind, sondern die Wirt- 
schaftspolitik und die Massenmedien. 

Inder Tat, dieständige Berieselung 
durch die Massenmedien mit der Frage 
der deutschen Einheit seit Anfang 1989 in 
einer Kampagne, die die Massenflucht 
der DDR’lerInnen über Ungarn und Po- 
len begleitete, noch vor den großen 
Demonstrationen und der Wende in der 
DDR, der Eindruck, der erweckt wird, 
daß »deutscheEinheit« nun selbstverständ- 
lich auch einen deutschen Nationalismus 
nötig hat und das dieser mit dem alten 
Nationalismus nichts mehr gemein habe, 


sind ein Gehirnwäscheprogramm. 

Jedem Menschen, dem bei diesem 
Thema Auschwitz, Treblinka, Rassen- 
stolz, Volksgemeinschaft einfällt, der die 
Tatsache benennt, daß die Nazis 1933 
nicht vom Himmel gefallen sind, son- 
dern eine Folge des deutschen Nationa- 
lismus waren und auf die Gefahr der 
heutigen Entwicklung hinweisen wird in 
der BRD versucht ein Jagdschein zu ver- 
passen. 

Viele Menschen sind heute noch 
verwirrt, das Denken kommt mit der Ge- 
schwindigkeit der Ereignisseumdiedeut- 
sche Einheit nicht mehr mit. Das schon 
lange wieder geschürte Nationalgefühl 
der Westdeutschen, erhält durch die von 
der Mehrheit der DDR Bevölkerung 
gewollte Annexion durch die BRD Wirt- 
schaft, Politik und Medien neuen Nähr- 
boden. 

Die Bereitschaft der DDR Bevölke- 
rungsicheinverleiben zu lassen wurdein 
einer gezielten Medienkampagne geför- 
dert. Erst wurde die DDR sturmreif ge- 


Nationalismus 


schossen, alles Positive was 
nach der DDR Wende mög- 
lich gewesen wäre zur Uto- 
pie verdammt, wild wu- 
chernd wurde der Anschluß 
betrieben, das Gebiet wurde 
vondenKonzernen schon vor 
der DDR Wahl aufgeteiltund 
besetzt. 

Ein Einmarsch, wieder 
Hitlers 1938 in Österreich ist 
nicht zeitgemäß, er fand dies- 
mal in Form der Wahlkam- 
pfauftritte bundesdeutscher 
Politiker statt. Man hat dazu- 
gelernt, dieWaffeheißt heute 
Wirtschaftspolitik und die 
Aussicht zieht bei der Mehr- 
heit der DDR’lerInnen, daß 
es nach Zeiten des Verzichts 
allen Deutschen wieder gut 
gehen werde. 


»Deutschland 
erwache...« ? 


Jubeln können die Fa- 
schisten mitihrer Theorie des 
'3.Weges',dieeinen großdeut- 
schen Nationalstaat als Weg 
zwischen Kommunismus 
und Kapitalismus US-Ame- 
rikanischer Prägung propa- 
gieren. So kann die Zeitung 
JungeFreiheit' ein Fortschrei- 
ten »nationalistischer Tenden- 
zen jenseits von Rechts und 
Links« feststellen und jubelt 
über den Nationalismus in 
der SPD. Aus ihrer Sicht beeinflußt jede 
Betonung und »Bekenntnis zur Nation, das 
Meinungsbild« in ihrem Sinne. 

Mit Befriedigung werden die 
Kommentare Rudolf Augsteins in den 
Spiegel Ausgaben seit November 89 als 
»Bekenntnis zum Nationalismus« wahrge- 
nommen und die Zeitung 'Europa Vorn' 
von Januar 1990 berichtet über die inter- 
nen Auseinandersetzungen darüber in 
der Spiegel Redaktion. 

Diese Blätter sehen ihre Theorien 
von einer möglichen völkischen Neuord- 
nungin Europa angesichts der Nationali- 
tätenkonflikte in Osteuropa und dem 
Prozeß der deutschen Einheit bestätigt. 
Genauestens werden die Prozesse in 
Osteuropa z.B. von Wolfgang Strauss 
wahrgenommen, nach dem in einem 
Aufstand das »letzte Kolonialreich Sowjet- 
union« hinweggefegt werden soll. 

Der Rückfall in einen Nationalis- 
mus der Pogrome und »los von Moskau« 
Bewegungen, in Aserbaidschan und Ar- 
menien, in den baltischen Republiken der 


antifa - info Nr. 11 / Mai - Juni '90 


Nationalismus 


Ukraine, in Weißrussland und anderswo 
werden gefeiert als Rückbesinnung auf 
den Nationalismus, der eine Großmacht 
Deutschland wieder möglich macht. 

Der Widerspruch zu Kohls Politik 
wird von der 'Neuen Rechten' im Mo- 
ment darin gesehen, daß er an der Pakt- 
gebundenheit mitden USA festhält. Doch 
sie sehen den Prozeß zur Beendigung der 
Nachkriegsordnung in die Wege geleitet 
und erheben die Forderung nach einem 
neutralen bewaffneten Deutschland, in 
einem Europa vom Atlantikbiszum Ural. 

Mit Genugtuung stellte die Junge 
Freiheit' fest, daß zur Vorlage für das 10 
Punkte Programm des Kanzlers zur 
deutschen Einheitauch Konzepteder »Na- 
tionalrevolutionären Neutralisten« Wolf- 
gang Venohr und Theodor Schweissfurth 
benutzt worden seien (s. Art.'NeueRech- 
te‘). 

In der Tat sind solche Pläne seit 
Mitte der fünfziger Jahre von den ideolo- 
gischen Vorläufern der heutigen 'Neuen 
Rechten’ publiziert worden. 

Vorgestellt wurde dieser Plan im 
Oktober letzten Jahresnicht alserstesvon 
Kohl, sondern eine Woche vorher im Spie- 
gel von seinem »Berater« dem ehemali- 
gen Chef der Deutschen Bank und Alfred 
Herrhausen, dem als ehemaliger Bur- 
schenschaftler das Spektrum der 'Neuen 
Rechten' sicher nicht unbekannt war. 
Ganz aus »nationaler Sicht« fragtesich die 
Zeitung Junge Freiheit', ob Herrhausen, 
den sie sehr schätzten, nicht deshalb 
ermordet worden sei, weil er mit Plänen 
in Verbindung gebracht worden wäre, 
die » Wolgadeutschen« aus der Sowjetuni- 
on in »Nord-Ost Preußen« anzusiedeln. 
Wir wissen es nicht. 

Wenn heute von den Herrschen- 
den in diesem unseren Lande auf die 
gleichen Politikkonzeptezurückgegriffen 
wird, die den Nazi-Faschismus ermög- 
licht haben, ist das kein Zufall. Die Ideo- 
logie des Nationalismus wird gebraucht, 
um die Menschen verfügbar zu machen. 
»das Ungleichgewicht zwischen Leistungund 
Anspruch« , daß der »Sozialstaat« geför- 
dert habe, müsse beendet werden, um 
»unsere internationale Konkurrenzfähig- 
keit zu verbessern« und dazu brauche es 
mehr »Gemeinschaftsbewußtsein« ‚braucht 
es »Nationale Identität« . 

Diese Aufforderung zum Verzicht 
zugunsten »nationaler Interessen« des 
Kapitals wurdebereits 1983 von dem Kohl 
Berater Weidenfeld formuliert, der als 
einergemäßigten Vertreter des deutschen 
Nationalismus gilt. Es ist auch kein Zu- 
fall, 

- daßsich die Angriffe auf »nicht- 
deutsche« Menschen vermehren — ge- 


schätze Zahl seit dem letzten Jahr in 
Westberlin sind 350 Überfälle mit Kran- 
kenhausaufenthalt und mindestens zwei 
Morde mit rassistischem Hintergrund, 

- daß der neue alte Nationalismus 
Polenfeindlich ist und Gebiete Polens für 
sich beansprucht — zu der Tatsache, daß 
8 Millionen Vertriebene in der BRD le- 
ben, deren Verbändenie aufgehört haben 
die alten Grenzen von 1937 bzw. '38 zu 
fordern kommt der weitverbreitete Ras- 
sismus gegenüber den Polen in der DDR 
und in Westberlin, gegenden Polenmarkt 

- daß in Deutschland auf eine na- 
tionalistische Begründungdierassistische 
folgt — die Liste mit den Bekenntnissen 
von Unionspolitikern zum völkischen Na- 
tionalismus ist lang, ob es nun CSU-Stoi- 
bers Bemerkungen » das deutsche Volk « 
werde » durchmischt und durchrasst « oder 
die Kampagne » die Deutschen sterben aus« 
ist, 

- daß faschistische Parteien und 
die Nazis in diesem Gesellschaftsklima 
Zulauf haben und an Bedeutung gewon- 
nenhaben, dieherrschendePolitik weiter 
nach Rechts zu drücken und ihren Terror 
auszuüben — die Faschisten werden von 
der Polizei bedingungslos gegen antifa- 
schistischeDemonstrantInnen geschützt, 
wie in Hamburg als zum Schutz von 180 
Nazis der Kühnen Fraktion eine starke 
Polizeimacht eine Gegendemonstration 
von 6.000 Menschen angriff. 

Der Neue Alte Nationalismus hat 
45 Jahre nach Niederschlagung des Fa- 
schismus die Neuordnung Europas wie- 
der auf die Tagesordnung gesetzt. Poli- 
tikkonzepte der Faschisten sind wieder 
»gesellschaftsfähig« geworden. 


Faschismus kommt nicht 
über Nacht 


Der Einfluss, den Faschisten heute 
in der DDR und BRD haben, kann nicht 
allein an den Stimmengewinnen der 'Re- 
publikaner' und der anderen faschisti- 
schen Parteien abgelesen werden. Ermuß 
an seinem tatsächlichen Einfluß auf die 
vorherrschende Politik in diesem Land 
gemessen werden, und der ist weitaus 
größer als an Stimmenzahlen abzulesen 
ist. 

Der verstärkt seit der Wende ein- 
geleitete Prozeß zur Schaffung einer »na- 
tionalen Identität der Deutschen« trägt sei- 
ne Früchte in einer im Augenblick rasan- 
ten Rechtsentwicklung, diesich auf über- 
geordnete nationale Interessen beruft. 
Damit hat eine Entwicklung eingesetzt, 
die in ihren Grundzügen aus der deut- 
schen Geschichtebekanntist. Auch wenn 
heute von den wenigsten Vertretern des 
deutschen Nationalismus ein neuer Hit- 
ler gewünscht wird, weil er nicht mehr 
zeitgemäß ist, so wird doch viel von dem 
wieder aufgegriffen was die Nazis stark 
gemacht hatte. 

Zur Durchsetzung des totalen Ter- 
rors gegen eine organisierte Arbeiterbe- 
wegung und einer militärischen Neuord- 
nung Europas mußten die Nazis nur die 
Bestandteile des deutschen Nationalis- 
mus zusammen sammeln, von ganz rechts 
bis auch in die Reihen der Arbeiterbewe- 
gung. Grundlage dafür war die »Nationa- 
le Frage« , das scheinbar übergeordnete 
Interesse der Deutschen, entscheidener 
als die Unterschiede zwischen arm und 
reich, Menschenmaterial und Herrscher. 


Polenmarkt in Westberlin 
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Faschismus kommt nicht über 
Nacht heißt, das die Strategen eines 
4.Reiches noch lange nicht gewonnen 
haben. Gegen diejenigen, die ausgegrenzt 
werden, wie die als Ausländer bezeich- 
neten, die Frauen deren Rechte bei zu 
erwartender Arbeitslosigkeit beschnitten 
werden, die ArbeiterInnen und Ange- 
stellten, die zum Verzicht von Oben ge- 
zwungen werden. 

Die »Nationale Frage« dient dazu 
den Verzicht, dieBeschneidung erkämpf- 
ter Rechte und die Bekämpfung von so- 
zialen Kämpfen bei den Menschen zu 
begründen. Sie wird deshalb heute in 
Deutschland von den Herrschenden 
gebraucht, weil einiges an Unruhe unter 
den Menschen bevorsteht. 


Gegen Verblödung und 
Deutschtümeleil 


Für die Linke und die sozialen Be- 
wegungen ist es lebensnotwendig die 
Schärfe des Angriffs zu dem sich die 
Herrschenden in der BRD formiert ha- 
ben, zu begreifen. Ob es die Vorschläge 
Lothar Späths (CDU) sind, der sich für 
eine Angleichung der wöchentlichen 
Arbeitszeit in der BRD und der DDR bei 


40 Stunden aussprach, der Vorstoß der 
Arbeitgeber bei den MetallTarifverhand- 
lungen den 10 Stunden Tag wieder ein- 
zuführen, die Verschärfung der Auslän- 
der Gesetze und die Vorbereitung ihrer 
verstärkten Ausweisung aus Deutsch- 
land, die Kampagne der Lebensschützer 
gegen den 8218: Es ist ein Angriff, um 
möglichst viel von dem rückgängig zu 
machen waseinen ungezügelten Kapital- 
ismus stört. Es wird Widerstand gegen 


die kapitalistische Unterwerfung in der 
DDR geben, wenn der Hauseigentümer 
wieder vor der Tür steht, die Arbeitslo- 
sigkeit für längere Zeit hoch bleibt. Auch 
in der BRD werden Steuererhöhungen, 
eine Kürzung sozialer Leistungen, die 
immense Wohnungsnot und die Festi- 
gung einer Zweidrittel Gesellschaft eini- 
ges an Unruhe auslösen. Die Probleme, 
die daraus entstehen, die soziale Unge- 
rechtigkeit, sind von der Rechten nicht so 
ohne weiteres zu lösen. 

Die Rechte versucht mit ihrem 
Nationalismus den Haß der bei den 
Menschen entsteht, wenn ihnen ihre 
Lebensgrundlage genommen wird, in 
eine Betonung des Deutschtums und 
gegen 'Fremde' abzulenken von der 
Auseinandersetzung gegen die Verursa- 
cher und Nutznießer der Wohnungsnot 
und der Arbeitslosigkeit, dem Kapital. 

Gegen das Gehirnwäschepro- 
gramm der Medien, daß dasalles als nor- 
mal und übermächtig erscheinen läßt, 
müssen wir aufdie Straßegehen und dort 
wo wir leben und arbeiten handeln. An- 
sätze dazu sind gemacht. Am 8.März de- 
monstrierten ca 3.000 Frauen in Westber- 
lin unter dem Motto »gegen Nationalis- 


mus, Wiedervereinigung und Patriachat« , 
ihreDemonstration wurde mehrmals von 
der Bereitschaftspolizei mit brutaler 
Gewalt überfallen, mehrere Frauen wur- 
den festgenommen. Immerhin 10.000 
Menschen nahmen am 17.März an der 
Westberliner Demonstration gegen den 
Anschluß der DDR und den Nationalen 
Taumelteil. DerlängerfristigeWiderstand 
wird überall da zu enwickeln sein, wo es 
die Bereitschaft zur Gegenwehr gegen 


Nationalismus 


den »nationalen Angriff« gibt und für die 
eigenen Interessen einzutreten. 

Wir sind nicht bereit den Preis der 
Wiedervereinigung zuzahlen. Zahlen sol- 
len diejenigen,dieden Profit ausihrsschla- 
gen. 

Je früher sich ein Widerstand ge- 
gen die großdeutschen Pläne und die 
damit verbundenen sozialen Angriffe 
entwickelt, sei es bei den Beschäftigten 
im Tarifkonflikt der Metallindustrie, im 
Kampf gegen die Ausländergesetze, in 
den Stadtteilen gegen dieSpekulation mit 
Wohnraum, die Streichung der Mittel 
gegen Schwulen-und Hurenprojekte und 
an vielen anderen Konflikten — je besser 
sind die Vorrausetzungen demgroßdeut- 
schen Hunger einen Dämpfer zu verpas- 
sen. Von den ganzen bürgerlichen Partei- 
en einschließlich der SPD und den Grü- 
nen ist das jedenfalls nicht zu erwarten, 
zu sehr unterliegen sie dem Anpassungs- 
druck der Rechtsentwicklung. 

Für dieantifaschistischeBewegung 
ist es höchste Zeit zu begreifen, daß das 
Erscheinungsbild des Faschismus kein 
dumpfer Hitler Kult mehr ist. Die alten 
Strategien der Nazis, neu überarbeitet, 
werden heute auch von den Hitler An- 
hängern der FAP benutzt, sie tauchen in 
verschiedenen Abstufungen bei den 
'Republikaner' und derNPD, und auchin 
der CDU/CSU auf. 

Sie haben zum Teil schon wieder 
mit Hilfe des Nationalismus erheblichen 
Einfluß in der Politik und der Bevölke- 
rung gewonnen. Gegen diese Politik, die 
die Menschen hier gegeneinander auf- 
hetzt und versucht das Prinzip 'der Stär- 
kere setzt sich durch’ und 'das eigene 
Volk geht vor‘, durchzusetzen, die wie- 
der mit neuen Begriffen für Nation und 
Rasse schreit, müssen wir verstärkt mit 
Gegeninformation und Gegenwehr be- 
gegnen, mit Aufklärung und Widerstand. 
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Nationalismus 


Net nalismus, 


>13 
mad 

„eutsche 
zinheit 


EB Der Nationalismus in der BRD 
ist keineswegs eine neue 
Erscheinung die mit der Ver- 
einigung der beiden deutschen 
Staaten ihren Höhepunkt über- 
schritten und ihr Ziel erreicht 
hätte. Die Diskussionen über die 
polnische Westgrenze und über 
Sonderrechte für die deutsche 
Minderheit in Polen zeigen das. 
Nur die Formen des National- 
ismus und die Bedingungen unter 
denen er wirken und gedeihen 
kann, haben sich in den letzten 
45 Jahren verändert. 

Mit der militärischen Nie- 
derlage des Faschismus war auch 
die Existenz der herrschenden 
Klasse und der kapitalistischen 
Ordnung in Deutschland in Frage 


gestellt. Nur 
mit Hilfe der 


drei imperi- 
alistischen 
Siegermächte, 
USA, GB und Frankreich, war es 
möglich die Grundlagen der 
bürgerlichen Gesellschaft we- 
nigstens in den Westzonen, der 
späteren BRD, zu erhalten und zu 
sichern. Der Preis, den die Herr- 
schende Klasse dafür zahlen 
mußte war: 

1. Die Teilung Deutschlands 
und die Abtretung von Gebieten 
an Polen. 

2. Die Ein- und Unterord- 
nung in das westliche Bündnis 
mit den USA als führender öko- 
nomischer, militärischer und po- 
liischer Macht. 

Bestimmend für die Ent 
wicklung in Deutschland nach 
dem Krieg waren die Interessen 
der Siegermächte. Mit dem Sieg 
über den gemeinsamen Feind 
traten unweigerlich die gegen- 
sätzlichen Interessen und Ziele 
an die Oberfläche; auf der einen 
Seite die SU, ein Staat mit sozia- 
listischer Wirtschaftsgrundlage, 
bestrebt ihre Einflußsphäre 
zu erweitern, sich einen 
Schutzgürtel zu schaffen. Ein 
möglicher neuer Krieg sollte 
nicht mehr auf dem Territo- 
rium der Sowjetunion aus- 
getragen werden können. 
Demgegenüber standen die 


Interessen der westlichen, kapi- 
talistischen Siegermächte. Sie wa- 
ren bestrebt, die Ausdehnung des 
Sozialismus auf Osteuropa zube- 
grenzen und wenn möglich auch 
dort wieder rückgängig zu ma- 
chen. 

Die Abkommen von Tehe- 
ran, Jalta und Potsdam! waren 
ein Kompromiß, der die Einflußs- 
phären festlegte, die Aufmarsch- 
gebiete absteckte, von denen aus 
die zukünftigen Auseinanderset- 
zungen geführt werden sollten. 
Wie für alle Abkommen, so gilt 
auch für diese der Grundsatz, sie 
haben nur so lange Bestand und 
Gültigkeit, wie die ihnen zugrun- 
deliegenden Kräfteverhältnisse 
existieren, ändern sie sich, so 
entfallen auch die Grundlagen 
für den ausgehandelten Kompro- 
miß. 

Die herrschende Klasse 
Deutschlands hat sich mit dem 
Verlust ihrer ehemaligen » Ost- 
gebiete « nie abgefunden?, Aller- 
dings war ihr ein Zurückdrängen 
des Sozialismus, die Überwin- 
dung der Teilung auf gesicherter 
kapitalistischer Grundlage aus 
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eigener Kraft in den 50er, 60er 
und 70er Jahren nicht möglich. 
Nur im NATO-Bündnis, d.h. durch 
die Unterordnung unter die In- 
teressen der Vereinigten Staa- 
ten, schien überhaupt eine Per- 
spektive in dieser Richtung denk- 
bar. Das US-Banner wurde zum 
Symbol des Kampfes gegen den 
Kommunismus, hinter dem sich 
die westeuropäischen Staaten 
sammelten. 

Es waren die Regierungen 
der Sowjetunion und der DDR 
die unmittelbar nach dem Krieg 
und in den 50er Jahren immer 
wieder Angebote zur Vereini- 
gung der beiden deutschen Staa- 
ten unterbreiteten. Der Preis soll- 
te die Neutralität Deutschlands 
sein. Die SU hätte sich dadurch 
eine neutrale Pufferzone (wie 
Österreich oder Finnland) ge- 
schaffen. 

Die Westmächte und die 
Regierung Adenauer lehnten die- 
se Angebote ab, sie setzten auf 
die Westintegration der BRD. Das 
diente der Sicherung der kapi- 
talistischen Ordnung in der BRD 
und der gemeinsamen Aufrü- 
stung gegen den Feind im Osten. 

Seit einigen Jahren gibt es 
in der BRD Versuche sich aus 
dem Schlepptau der Verbünde- 
ten, vor allem der USA, zu lösen 
und wieder eine eigenständige- 
re Rolle in der Weltpolitik zu 
spielen.Die gewachsene ökono- 
mische Stärke des BRD-Kapitals 
verträgt sich nicht mit der Rolle 
des politischen Lehrjungen, der 
an der Hand der USA durch die 
Weltpolitik geführt wird. Die 
Selbstbeschränkung und Fesseln, 
k die mit dem verlorenen zwei- 

ten Weltkrieg der herr- 
schenden Klasse in der 

BRD angelegt wurden, 

sollen schrittweise ab- 

gestreift werden. Dem 

dienen die 
Versuche 
die eige- 


nen Geschichte wieder positiv zu 
werten, den Makel der Vergan- 
genheit abzustreifen. 

Daran beteiligen sich nicht 
nur Faschisten und verstockte 
Reaktionäre sondern auch aner- 
kannte bürgerliche Historiker aus 
dem konservativen lager. Sie 
passen ihre ideologischen und 
politischen Vorstellungen den ge- 
gebenen Bedingungen an 
(Schlagwort vom Europa freier 
Nationen). 

Mit der Schaffung des EG- 
Binnenmarktes wollen die west- 
europäischen Staaten günstige- 
re Ausgangsbedingungen im 
weltweiten Konkurrenzkampf 
mit den USA und Japan herstel- 
len. Die außenpolitischen Aktivi- 
täten der BRD, sei es z.B. die Ent- 
sendung des Bundesgrenzschut- 
zes im Rahmen der UNO nach 
Namibia, die Ostpolitik oder das 
stärker Engagement im Nahen 
Osten, dienen dazu sich nicht nur 
als ökonomisch mächtige son- 
dern auch als politisch führende 
Kraft in der Europäischen Ge- 
meinschaft zu etablieren. 

Nur im Rahmen der EG, als 
deren führende Macht, kann die 
BRD eine weltpolitisch bedeu- 
tendere Rolle einnehmen 

und ausfüllen. Das 


sind nicht nur Wün- 
sche und Pläne 


Nationalismus 


reaktionärer Ideologen und Poli- 
tiker, sondern entspricht den öko- 
nomischen und politischen Inter- 
essen des deutschen Kapitals. Alle 
bürgerlichen Parteien in Bonn sind 
gezwungen diesen Interessen 
Rechnung zu tragen, nur über die 
Mittel und Methoden zu ihrer 
Durchsetzunggibt es Differenzen. 

Gespeist wird der Nationa- 
lismus und Rassismus nicht nur 
durch das ökonomisch gestärkte 
Kapital, es findet einen günstigen 
Nährboden auch in den sozialen 
und politischen Verhältnissen in- 
nerhalb der BRD selbst. 

Existenzangst, sozialer Ab- 
stieg, die Korruption und Verlo- 
genheit der etablierten Parteien 
verbunden mit einer politischen 
und gesellschaftlichen Perspek- 
tiviosigkeit führen den Nationali- 
sten und Faschisten Wähler und 
Anhänger aus praktisch allen 
Teilen der Bevölkerung zu (siehe 
dazu auch Berichte zu den Wah- 
len in den Info-Ausgaben des letz- 
ten Jahres). 


: Darin wurden die zukünftige 
Behandlung Deutschlands durch die 
Alliierten und die Einflußsphären der 
Siegermächte in Europa festgeschrie- 
ben. 

2% Der Auftrag, die Einheit 
Deutschlands in den Grenzen von 1937 
herzustellen, wurde 1948 im Grund- 
gesetz festgeschrieben. 
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'Neue Rechte’ — unter 

dieser Bezeichnung 
sammelten sich Anfang der 
70er Jahre die Faschisten und 
Reaktionäre, die die Politik 
und Strategie der 'Alten 
Rechten' für gescheitert 
erklärten. Die 'Alte', vor allem 
durch das Spektrum um der 
'NPD' verkörperte Rechte, 
sollte aus ihrer damaligen 
Krise herausgeführt und 
modernisiert werden. Die 
neurechten Ideologen 
entwarfen Strategie- und 
Politikkonzepte, die heute 
gefährliche Konturen 
angenommen haben. Dieser 
Artikel soll einen Überblick 
über die Entstehung und 
Entwicklung der 'Neuen 
Rechten' geben. Um einen 
besseren Einblick in die 
Geschichte zu bekommen, 
verweisen wir auf den Artikel 
»Faschistisches Wahlbündnis« 
im Antifa-Info Nr. 8 / Mai- 
Juni '89, indem wir bereits 
näher auf die Geschichte der 
"Alten Rechten', der NPD und 
auf die Umstrukturierung im 
»Nationalen Lager« 
eingegangen sind. Das Heft 
kann noch bei uns bestellt 
werden.Weitere Artikel 

zur 'Neuen Rechten' 

werden folgen. 


a—— mmmmm——m—mmmmmmmm———m————mmmmmmm——m———mm m ä——————  ———— 


»NEUE RECHTE« 


Modernisierter Faschismus 


EM Neonazistische Politik, faschistische 
Organisationen und ihre Vertreter ließen 
sich bis Ende der 60er/Anfang der 70er 
Jahre relativ einfach ihren Wurzeln zu- 
ordnen. Programmatisch wie personell 
schöpften sie aus den Töpfen des Natio- 
nalsozialismus, aus denen auch 
nach 1945 noch reichlich braune 
Scheiße quoll. 

Mit der 1964 gegründeten 
'Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands’ (NPD) hatten die 
alten und neuen Nazisdiebisheute 
erfolgreichste faschistische Orga- 
nisation in die bundesdeutsche 
Parteienlandschaft eingebracht. 
Das Scheitern der NPD bei den 
Bundestagswahlen 1969 (4,3 %) 
nahmen führende faschistische 
und nationalkonservative Ideolo- 
gen zum Anlaß ihrer bisherigen 
politischen Theorie und Praxiseine 
Absage zuerteilen. Dieseideologi- 
sche Wende war die Geburtsstun- 
de der 'Neuen Rechten‘. 

Beiderbraunen Neugeburt 
erblicktejedoch keine faschistische 
Partei oder Organisation das Licht 
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der Welt. Es ging vielmehr darum, ein 
breit angelegtes Ideologiekonzept zu 
verwirklichen, das auf alle politischen 
und gesellschaftlichen Bereiche ange- 
wandt werden sollte: Die 'Neue Rechte' 
als kulturellpolitische Strömung. 


Die „los Angeles Times” 
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Aus Alt wird 'Neu' 


Die 'Neue Rechte‘ vereint im we- 
sentlichen zwei politische Strömungen, 
die sich gegenseitig ideologisch befruch- 
ten. Dieeine ist dieder nationalrevolutio- 
när-faschistischen Ideologen, die eine 
»Volksgemeinschaft«propagieren, der sie 
ein biologistisches Menschenbild zugrun- 
delegen, wonach der Mensch sein Tun 
und Handeln vor allem nach Trieben, In- 
stinkten, nach Rasse, Geschlecht und Evo- 
lution bestimmt. Die andere Strömung 
wird vondennationalkonservativen Ideo- 
logen vorgegeben, die dem » Werteverfall« 
den Kampf angesagt haben und die sich 
in Deutschtum und Wertvorstellung auf 
die sogenannte »konservative Revolution« 
in der Weimarer Republik berufen. 

BeideStrömungen sind bereitsaus 
eben dieser Republik als Vorreiter und 
Träger des Nationalsozialismus bekannt. 
Was sie damals praktisch vereinte — der 
»Kampf gegen den jüdischen Weltbolsche- 
wismus« — vereint sie auch heute. 

Warum also 'Neue Rechte‘? Die 
Propagandisten der neuen Richtung 
knüpfen zwar eindeutig an die faschisti- 
schen und reaktionären Traditionen der 
Nationalsozialisten an, distanzieren sich 
aber deutlich vom Hitlerfaschismus und 
gehören nicht mehr zu den eingeschwo- 
renen Leugnern der Naziverbrechen 
(»Auschwitzlüge«). Dies geht zum einen 
aufihr »realistisches Weltbild« zurück, nach 
dem mit der Vernichtungsideologie der 
Nazis kein Staat mehr zu machen, ge- 
schweige denn eine Massenbasis zu 
gewinnen ist. Zum anderen auf ihre Ein- 
schätzungderrealpolitischen Verhältnis- 
se, die die Ausgangsbasis für eine ihrer 
Hauptaufgaben bilden: die Entwicklung 
eines 'Neuen Nationalismus’. 

Die Propagierung des 'Neuen 
Nationalismus’ begann weit vor der 
Herausbildung der 'Neuen Rechten‘. Der 
militärische Sieg über den Faschismus in 
Deutschland, die Befreiung vom Natio- 
nalsozialismus und die Ergebnisse des 2. 
Weltkrieges veränderten die politische 
Weltlage. Der 'Alte Nationalismus’, der 
diese Ergebnisse mitzuverantworten 
hatte, wurde von den Rechten bereits 
kurz nach 1945 neu definiert. Er galt jetzt 
als »historisch überholt«. 

Ziel der neuen deutschen Natio- 
nalismus Definition war (und ist) es, den 
Nationalismus als solches grundsätzlich 
zu rechtfertigen und die Ergebnisse des 
2. Weltkrieges ideologisch und praktsch 
wieder rückgängig zu machen: Also eine 
Wiederherstellung des 'Deutschen Rei- 
ches’. Ausder neuen Nationalismustheo- 
rie, die von Konservativen und Faschi- 


'Neue Rechte' 


Henning Eichberg 


ideologischer Kopf der 'Neuen Rechten' 


Henning Eichberg, der heute im dänischen »Exil« lebt, gilt als 
einer der Ideologen der 'Neuen Rechten‘. Sein 1978 in Zusammenar- 
beit mit dem 'Hochschulpolitischen Ausschuß der Deutschen Bur- 
schenschaften' und dem "Verein zur Förderung konservativer Publi- 
zistik e.V.’ herausgegebenes Buch mit dem Titel »Nationale Identität« 
gilt als ein Standardwerk der 'Neuen Rechten!': 


... Der 1942 in Schlesien geborene "Wortführer" der Neven Rechten hatte zu 
dieser Zeit bereits eine lange politische Karriere hinter sich. Bereits als Schüler hatte er 
1956 Kontakt zu Otto Strassers DSU, von der ihn sein "militanter Antikommunismus" 
über den Umweg der VDNV— in derer 196 1 bereits zwei später entscheidende Köpfe 
der Neuen Rechten, Wolfgang Strauss und Wolfgang Venohr kennenlernen konnte — 
in die Arme und "wohlwollende Förderung Arthur Erhards von der Zeitschrift Nation 
Europa trieb". Gleichzeitig wurde Eichberg beim Hamburger "Studenten-Anzeiger" 
des dortigen NHB, dem Hochschulbund der NPD, aktiv. In dieser Zeitschrift veröffent- 
lichte er auch seine Erlebnisse, die er in einem Zeltlager "französischer Nationalisten" 
gesammelt hatte, das er auf Erhards Initiative besucht haben soll. Hier ... fand für 
Eichberg und damit für die Neue Rechte in der Bundesrepublik eine "Kehrtwende" statt, 
denn ersterer habe Begriffen wie "Nationalismus" und "Elitebewußtsein" gelernt und 
den Mut gefaßt, "gleich der französischen (Neuen Rechten, M.F.) auf die Tradition des 
revolutionären Linksfaschismus und der europäischen Waffen-SS zurückzugreifen. "... 

... Nach einer kurzen Mitgliedschaft in der AUD und dem bereits genannten 
Aufenthalt in Frankreich ... engagierte sich der rege Student bei den in der Mitte der 
sechziger Jahre entstandenen "nationalrevolutionären Basisgruppen", unter anderem 
auch bei der Berliner APM, in deren Koordinierungsschrift "Ideologie und Strategie" 
er unter dem Pseudonym Hartwig Singer Redaktionsmitgliedwurde. Eichberg arbeitete 
mit in der "Sababurg-Runde", in der er neben Joß, Brunner, Waldmann und Dehoust 
(jetziger Herausgeber von '!Nation Europa' anm. Info) Mitglied des "Arbeitskreises 
Ideologie" wurde, der mit der Schaffung einer nationalrevolutionären Publizistik 
beauftragt war. ... 

... 1974 wird er neben Wolfgang Strauss zum wichtigsten Mitbegründer der 
SdV/NRAO. Ideologisch wirkt er jedoch weit über diese Organisationen hinaus. ... 
Die(se) zentralen Kategorien der neurechten Ideologie propagiert Eichberg in einem 
breiten Spektrum von Zeitschriften: In "student", in "Nation Europa", in "Junges 
Forum", in der "Jungen Kritik", im Deutschen Studenten-Anzeiger", inder "Neuen Zeit" 
in den "Burschens<haftlichen Blättern", in der Zeitschrift für Kulturaustausch", in "La 
Plata Ruf", in der Stuttgarter Zeitung”, in "Wir Selbst" und nicht zuletzt in "Criticon" 
gehört Eichberg mehr oder weniger regelmäßig zu den Autoren. Was ihn jedoch von 
anderen neurechten Publizisten unterscheidet ist sein erfolgreicher Versuch, auch in 
Blättern der Linken zu Wort zu kommen. Ausgelöst wurde dies durch eine in der 
Zeitschrift "das da - avanti" Ende 1978 geführte Auseinandersetzung zur "nationalen 
Frage" mit Rudi Dutschke. Daraufhin kam Eichberg in dem Magazin "päd extra", in 
der alternativen Frankfurter "Stadtrevue", im "Pflasterstrand" und in "Ästhetik und 
Kommunikation" zu Wort, wo sich Interviews mit und Artikel von ihm fanden. An die- 
ser Stelle kann bereits resümiert werden, daß sich hier für Eichberg das Beharren auf 
die Beibehaltung des Sozialismus-Begriffs in der Terminologie der Nationalrevolutio- 
näre auszahlıe ... 

... Der Generalsekretär der "Nouvelle Ecole" — dem theoretischen Organ der 
wichtigsten Organisation der französischen "Nouvelle Droite", des "Groupement de 
Recherche et d’Estudes pour la Civilisation Europsene" (GRECE) — in der Bundesre- 
publik, Frocoise-Xavier Dillmann, nannte in einem Artikel über die Neue Rechte in der 
Bundesrepublik unter anderem Henning Eichberg als einen der wichtigsten Verfechter 
des Gedankens der "nationalen Identität". ... 


aus: "Die »Neue Rechte« in der Bundesrepublik — Organisationen-Ideologie- 
Strategie" von Margret Feit, Campus Verlag Frankfurt/New York 1987 
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sten gleichermaßen entwickelt wurde, 
entstand die Idee des »Dritten Weges«: 
politisch ein Weg zwischen Kapitalismus 
und Kommunismus, geographisch (auf 
ganz Deutschland bezogen) ein Weg 
zwischen West und Ost. 


Die Strategie 


Der 'Neuen Rechten’ geht es wie 
gesagt hauptsächlich um eine ideologi- 
scheEinflußnahme. Dazu brauchtesnicht 
unbedingt eine Partei oder Organisation. 
Wie schon in der Weimarer Republik die 
»konservative Revolution« ist die 'Neue 
Rechte’ durch intellektuelle Ideologen 
geprägt. In Diskussionsforen, Seminaren 
und (Buch-) Veröffentlichungen wird (mit 
Erfolg) versucht Denkweisen und Welt- 
anschauungen zu beeinflussen und zu 
verändern. Erklärtes Ziel ist die Erlan- 
gung der »kulturellen Hegemonie«, eine 
vom italienischen Marxisten Gramsci 
entwickelte auf die perspektive der Lin- 
ken bezogene Theorie. Das heißt, sie 
wollen mit ihrer Ideologie in die Köpfe 
der Menscheneindringen,andas Bewußt- 
sein herankommen, um so das gesell- 
schaftliche und politische Klima in ihrem 
Sinne zu untergraben. 

Weil dies eine Partei allein derzeit 
nicht erreichen kann, wird dieGründung 
einer solchen erst garnicht ins Auge ge- 
faßt. Stattdessen wird versucht, direkt in 
den bestehenden gesellschaftlichen Grup- 
pen und politischen Parteien zu wirken 
oder von außen auf sie einzuwirken. 
Damit ziehen sie die Konsequenzen aus 
den gescheiterten Versuchen der "Alten 
Rechten‘, nach 1945 eine rechtsextreme 
Partei zu etablieren. 

Dies steht jedoch nicht im Wider- 
spruch zu der 1983 gegründeten faschi- 
stischen Partei 'Die Republikaner’, die 
eindeutig aus dem Spektrum der 'Neuen 
Rechten’ hervorgegangen ist (Info Nr. 4 ° 
u. 6/7). Die SSchönhuber Partei erntet 
zur Zeit die Früchte der neurechten Stra- 
tegie. Sie ist Teilder'Neuen Rechten’ und 
wird von ihr natürlich ideologisch und 
personell gestützt. Ihre Funktion besteht 
allerdings eher darin, als eine Art politi- 
sche Vorfeldorganisation den Rechtsruck 
der etablierten Parteien zu beschleuni- 
gen und den Gewöhnungsprozeß an 
rechtsextremes Gedankengut zu fördern, 
alsdaßsiedas Zukunftsprojekt der'Neuen 
Rechten! schlechthin darstellt. 

Die Wahlerfolge der 'REPs' und 
die teilweise haarklein von den Etablier- 
ten übernommenen populistischen For- 
derungen (Asylgesetzgebung — 
»Deutschland ist kein Einwanderungsland«) 
deuten in erschreckender Weise an, wie- 
weit die Strategie der »kulturellen Hege- 
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monie« — die Rechtsentwicklung in den 
Köpfen — bereits fortgeschritten ist. 

Die mehrgleisigeStrategieläßt sich 
noch konkreter fassen, wenn die Auswir- 
kungen anhand des 'Neuen Nationalis- 
mus’, sein Einfluß auf die Politik der 
Bundesregierungbzw. aufdiePolitikder 
CDU/CSU beleuchtet wird (s. Nationa- 
lismus Artikel in diesem Heft). 


Vom 'Neuen Nationalismus" 
zur 'Neuen Rechten' 


Die parteipolitischen Grundlagen 
fürden 'Neuen Nationalismus’ inder BRD 
legte die 1949 gegründete "Deutsche 
Gemeinschaft' (DG). Die Kleinstpartei 
wurde von August Haußleiter, dem vor- 
herigen stellvertretenden Landesvorsit- 
zenden der bayrischen CSU ins Leben 
gerufen. Nach den programmatischen 
Vorstellungen der 'DG' sollte das 'Deut- 
sche Reich' auf »völkischer« Basis wieder- 
hergestellt werden. Die Programmatik 
beinhaltete bereits große Teile der Ideo- 
logie, wie sie in der nationalrevolutionä- 
ren Strömung der 'Neuen Rechten’ wie- 
derzufinden ist. So vertrat sie die Theorie 
vom »Dritten Weg« zwischen denbeiden 
Weltmächten und damiteinen sogenann- 
ten »Befreiungsnationalismus«. Eine Kon- 
sequenz ausdieser Politik bestand für die 
'DG' darin, nationaleBefreiungsbewegun- 
gen zu unterstützen, deren antiimperiali- 
stischen Kampf sie mit der Situation des 
geteilten Deutschlands verglichen. 


mn woran 


Im Mai 1965 ging die'DG' zusam- 
men mit einer 'Deutschen Freiheitspartei' 
(DFP) und einem Teil der "Vereinigung 
Deutsche Nationalversammlung!' 


(VDNV) in die 'Aktionsgemeinschaft 
Unabhängiger Deutscher’ (AUD) über. 
Bei der späteren Herausbildung der 
'Neuen Rechten!’ gilt die "AUD!' als eine 
der wichtigen Vorläufer. 

Die 'AUD' verstand sich als Ge- 


Besucht das fröhliche Deutschland ! 


'Neue Rechte" 


I Ha na sonne 
BIRVELEKAER IR MARTESEH 


genpart zum 'Alten Nationalismus’, des- 
sen Vertreter6 Monate vorherinder'NPD' 
ihre Parteiorganisation ausgerufen hat- 
ten. Die inhaltlichen Differenzen zwi- 
schen 'AUD' und 'NPD' hinderten beide 
jedoch nicht an eine Zusammenarbeit. 
Noch im selben Jahr verhandelten sie 
über ein Wahlbündnis, daß allerdings 
nicht zustande kam. Mitte der 60er Jahre 
suchte sie Kontakt zur Studentenbewe- 


nd'- 


uge 


ganz im Sinne der 'Neuen Rechten' 


"Stolz auf Deutschland-J 
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'Neue Rechte' 


gung. Der linken 'Außerparlamentari- 
schen Opposition’ bot sie sich in der 
Hoffnungan, zu deren »parlamentarischem 
Arm« werden zukönnen. Auch dasschei- 
terte. 

Die Ausrichtung auf diese Bewe- 
gungals politische Zielgruppe behielt sie 
bei. Nach dem Zerfall der 'APO' fanden 
sie ihre neuen Zielgruppen in den entste- 
henden Umwelt- und Bürgerinitiativen. 
Mit Wolf Schenket und Wolfgang Ve- 
nohr gehörten zwei ideologische Köpfe 
der heutigen 'Neuen Rechten’ zu den 
Mitbegründern der 'AUD', beide waren 
Gründer der 'VDNV'. Ihre Zielgruppen- 
politik führte Ende der 70er Jahre dazu, 
daßdie'AUD' zu den Mitbegründern der 
Partei 'Die Grünen’ gehörte. 

Die zweite wichtige parteipoliti- 
sche Organisation des »Dritten Weges« 
war der von Otto Strasser Anhängern 
1948 geründete 'Bund für Deutschlands 
Erneuerung’ (BDE) aus dem 1954 die 
"Deutsche Soziale Union’ (DSU) wurde. 
Otto Strasser, dem bis 1955 die Einreisein 
die BRD veboten war, hatte schon seit 
1945 aus seinem kanadischen Exil die 
»Rundbriefe für Deutschlands Erneue- 
rung« in die BRD verschickt um seine 
Anhänger zu sammeln. In seinen 'Rund- 
briefen' warb er für den »Solidarismus«, 
dessen innenpolitischeOrdnungsvorstel- 
lungeinbiologistisch-organisches Gesell- 
schaftverständnis sein sollte. Dieses Ver- 
ständnis setzt dem demokratisch-plura- 
listischem System die Idee einer »staats- 
tragenden Elite« entgegen. Außenpolitisch 
setzte es ein neutrales bewaffnetes 
Deutschland in einem »befreiten« Europa 
voraus — eine »Föderation Europa« mit 
der »Dritten Welt« als »Rohstoff-Basis«. 

In Strassers 'DSU' arbeitete der 
damals 16jährige Henning Eichberg (s. 
Kasten). Eichberg, derauchinder'VDNV' 
von Schenk und Venohr sein Unwesen 
trieb, gehört zu den Chef-Ideologen der 
‘Neuen Rechten‘. Als die 'DSU' nach in- 
ternen Richtungskämpfen zerfiel, trat die 
ebenfalls an Strasser orientierte 'Unab- 
hängige Arbeiter Partei’ an ihre Stelle. 

In diesem weiteren Vorläufer der 
‘Neuen Rechten’ engagierte sich auch 
Wolfgang Strauss (s. Kasten), wie Eich- 
berg Nationalrevolutionär und einer der 
intelektuellen Chef-Denker der neurech- 
ten Ideologie. Die 'UAP' wollte einen 
»Deutschen Sozialismus« propagierenund 
nannte sich eine »Kampfpartei für den de- 
mokratischen freiheitlichen Sozialismus deut- 
scher Nation«. Ihrem »Sozialismus« wurde 
ein nationales Konzept verabreicht und 
der Partei eine streng antikommunisti- 
sche und antisozialistische Stoßrichtung 
gegeben. Strauss, Chefredakteur der 
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»Thule-Seminar e.V.« 


»Der Bundesregierung liegen derzeit 
keine Erkenntnisse vor, die eine Bewertung 
des Thule-Seminars als rechtsextremistisch 
zulassen« Carl Dieter Spranger, Staats- 
sekretär im Bundesinnenministerium 
1989. 

Nun denn, dann eben anders 
rum: Im Januar 1918 rief Rudolf Frei- 
herr von Sebottendorf eine bayrische 
»Ordensprovinz« der 1912 gegründe- 
ten 'Thule-Gesellschaft' aus. Eine »Ge- 
sellschaft«, die sich als »Germanenor- 
den« bezeichnete und völkisch-antise- 
mitisch ausgerichtet war. Sie verwen- 
detealserste Gruppierung die späteren 
Nazi-Symbole wie Hakenkreuz und SS- 
Runen. 

Sebottendorf kaufte 1918 den 
"Münchener Beobachter‘, der später in 
'Völkischer Beobachter' umbenannt 
wurde. Die Thule-Gesellschaft' war die 
Keimzelle der 'NSDAP'. Neben Hitler 
waren auch Rodolf Heß, Alfred Rosen- 
berg, Hermann Göring, Heinrich Himm- 
ler, Julius Streicher und andere führen- 
de Nazis Mitglieder der 'Thule-Gesell- 
schaft‘. 

Der Name 'Thule-Seminar e.V. 
— Arbeitskreis fürdieErforschung und 
das Studium der europäischen Kultur’, 
den sich diese Formierung der 'Neuen 
Rechten’ zugelegt hat, läßt Bezüge zu. 
Wird den inhaltlichen Aussagen nach- 
gegangen, läßt die politische Ausrich- 
tung des Seminars eigentlich keine 


Zweifel mehr zu. Der Intelektuellen- 
Zirkel der sich hinter dem »Seminar« 
verbirgt, beruft sich wie die Nazis auf 
ihre‘ »europäischen Denker« namens 
Ernst Jünger, Friedrich Nietsche, Carl 
Schmitt, Arnold Gehlen etc.. Nach den 
Regeln des 'Thule-Seminars’ kann der 
Organisation nur angehören, wer »auf 
relevante Militanz für das Thule-Semi- 
nar verweisen kann«. 

Der von Pierre Krebs begründe- 
te und von Armin Mohler geförderte 
Kreis versteht sich als 'Neue Schule’ 
und ist ein Ableger der französischen 
'G.R.E.C.E.' (Groupement de recherche 
et d’&tudes pour la civilisation euro- 
peenne), dem intelektuellen Kern der 
frarız. 'Nouvelle Droite' (Neue Rechte). 

Wie vom Kopf der 'Nouvelle 
Droite' in Frankreich, Alain de Benoist, 
wird von Pierre Krebs die Zeitschrift 
'Elemente' (Elements) herausgegeben. 
Ein theoretisches Organ, daß die euro- 
päische Rechte verbindet. Die Zeitschrift 
erscheint in England unter dem Titel 
"The Scorpion‘, in Italien (elementi'), in 
Belgien ('L’anneau') und Spanien ("punto 
ycoma!'). 

Pierre Krebs ist auch zuständig 
für Kaderschulungen im militanten 
Spektrum der Nazi-Scene. Solche Schu- 
lungen erhielten Kader der faschisti- 
schen 'Nationalistische Front' (NF) in 
ihrem früheren Schulungs-Zentrum in 
Bielefeld. 
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'UAP'-Parteizeitung »Reichsarbeiterzei- 
tung« prägte den für die nationalrevolu- 
tionäre Strömung der 'Neuen Rechten’ 
zentralen Begriff des »Befreiungsnationa- 


lismus«. 


Formierung der 
'Neuen Rechten' 


Die eigenständige Organisierung 
der Vertreter des 'Neuen Nationalismus’ 
bedeutet nicht, daß sich hier ein totaler 
Bruch mit den Vertretern des 'Alten Na- 
tionalismus’ vollzogen hätte. Es waren 
vor allem die inhaltlichen Differenzen, 
diedieeinzelnen faschistischen Strömun- 
gen untereinander abgrenzten. Mit einer 
Zahl von bis zu 25.000 MitgliederInnen, 
organisierte die'NPD' Rechtsextremisten 
aus fast allen Bereichen. 

\ Ihre traditionalistische Ausrich- 
tung als 'Alte Rechte’ hinderte die 'Neu- 
en’ natürlich nicht an der Mitarbeit in 
dieser Partei — im Gegenteil, genau hier 
lag eines ihrer wichtigsten Agitationsfel- 
der. Teile der 'NPD'-Jugendorganisation 
Junge Nationaldemokraten' (JN) griffen 
die Ideologie der Neurechten als erste 
auf. Als der NPD 1969 der Sprung in den 


Bundestag mißlang, brachen innerpar- 
teiliche Konflikte aus. Mit der Gründung 
der 'Aktion Widerstand’ (AW) 1970 ver- 
suchte die'NPD'einedrohende Spaltung 
der Partei entgegenzuwirken. Dies ge- 
lang aber nur für kurze Zeit. 1972 spaltete 
sich ein aktionistischer Flügel der 'NPD' 
ab, der sich den Namen 'Aktion Neue 
Rechte’ (ANR) gab (s. Info Nr. 8). 

Die 'ANR’ gilt als die »Urzelle« 
der 'Neuen Rechten‘. Ihr Gründer, der 
bayrische Landesvorsitzende und stell- 
vertretende Bundesvorsitzende der NPD, 
Dr. Siegfried Pöhlmann war mit 460 
anderen Mitgliedern aus der Partei aus- 
getreten. Etwa 350 von ihnen gingen mit 
ihm in die'ANR' über. Andere Gruppie- 
rungen, Organisationen und Einzelper- 
sonen beteiligten sich ebenfalls an Pöhl- 
manns 'ANR', darunter die 'Außerparla- 
mentarische Mitarbeit' (APM), die 'Partei 
der Arbeit’ /'Deutsche Sozialisten’ (PdA / 
DS), verschiedene Gruppen der 'JN', di- 
verse »nationalrevolutionäre Basisgrup- 
pen«, der Arbeitskreis'Junges Forum’ und 
Wolfgang Strauss von der 'UAP'. 

Henning Eichberg, der selbst nicht 
als Mitglied der 'ANR' auftrat, verfaßte 
die »Grundsatzerklärung« der Organisa- 


tion. Die Erklärung enthielt die wichtig- 
sten ideologischen Orientierungspunkte 
der 'Neuen Rechten‘: Die Herstellung 
einer »neuen Ordnung«, eines »europäi- 
schen Sozialismus« mit antimarxistischer 
und antikapitalistischer Ausrichtung — 
für eine »Leistungsgemeinschaft« und ge- 
gen eine »Gleichheitsidee« (sexistisch und 
rassistisch begründet) — für einen »an- 
tiimperialistischen Befreiungsnationalismus« 
— gegen die »Ulmerziehung« und für die 
Schaffung einer »Nation Europa«. 

Eichbergs Grundsatz zielte dar- 
auf, daß langfristig eine Ideologie ent- 
wickelt werden müsse, diedieengagierte 
Jugend gewinnen kann. Platt gesagt, daß 
die deutsche Jugend wieder Stolz sein 
soll daß sie deutsch ist im Rechten Sinne. 
Oder wieein Gerd Waldmann 1969in der 
faschistischen Monatszeitschrift "Nation 
Europa’ die Strategie der 'Neuen Rech- 
ten’ umschreibt: »Mit den Mitteln der Lin- 
ken müssen wir die linke Unruhe nach rechts 
umfunktionieren. Rechts: das muß in Zu- 
kunft heißen: nicht reaktionär, sondern fort- 
schrittlich; nicht bürgerlich, sondern im Sin- 
ne eines modernen europäischen Nationalis- 
mus.« 

ö Beherzigt wurden diese Aufrufe 
vor allem von den später aus der 'ANR' 
hervorgegangenen nationalrevolutionä- 
ren Organisationen wie 'Solidaristische 
Volksbewegung' (SVB) und 'Sache des 
Volkes/Nationalrevolutionäre Aufba- 
uorganisation' (SdV/NRAO). Letztere 
wurde von W. Strauss und H. Eichberg 
mitbegründet und kehrte in ihren Ideen 
besonders den »nationalen Sozalismus« 
hervor. Ihr Agitationsfeld war breit ge- 
streut. Durch die Übernahme der von 
Linken, Friedens- und Ökologiebewe- 
gung ins Gespräch gebrachten Themen 
in ihre Politik, versuchte sie in sozialen 
Bewegungen und maoistischen Parteien 
Fuß zu fassen. Ihre »Nationalrevolutionä- 
ren Basisgruppen« nervten linke Gruppie- 
rungen mit Unterwanderungsversuchen 
und gründeten Vorfeldorganisationen, 
die der 'SdV/NRAO' Zulauf aus dem 
'JN'-Spektrum bescheren sollten oder 
dieses Sprektrum ideologisch beeinfluß- 
ten. 

Nationalrevolutionäre Einflüsse 
finden sich in allen rechten Zusammen- 
schlüssen wieder. Vommilitantenbiszum 
gemäßigten rechten Spektrum gehören 
die neuformulierten Begriffe »Befreiungs- 
nationalismus«, »Ethnopluralismus« (eine 
wohlklingende Umschreibung des Wor- 
tes 'Rassismus') und »nationale Identität« 
längst zum Stammvokabular. 


Französische Vorbilder 
Unteranderem über Eichberg, der 
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beiderfranzösischen 'Nouvelle Droite'in 
die Schule gegangen war, stellt sich die 
Nähezuanderenrechtsintelektuellenher. 
Nationalrevolutionäre Ideen stehen in 
direkter Auseinandersetzung miterzkon- 
servativen Gedanken. 

Wie die nationalrevolutionären 
Ideologen basteln die konservativen an 
einer Modernisierung ihrer Politikbegrif- 
fe. Dabei drängt sich besonders das inte- 
lektuelle Organ der westdeutschen 
"Neuen Rechten'inden Vordergrund: 'Cri- 
ticon'—»konservativ, kritisch, konstruk- 
tiv« — leistet auf dem Gebiet der Zusam- 
menführungjeder Schattierung von rechts 
die Hauptarbeit. 

Seit 1971 gehört Eichberg zu den 


Autoren von 'Criticon', welche wie er 


engste Beziehungen zu Vertretern der 
französischen 'Neuen Rechten’ unterhält. 
Das Blatt erscheint seit 1970 und wird 
von Caspar von Schrenck Notzing (WMF 
u. BASF-Großaktionär) herausgegeben. 
Hier schließt sich der Kreis derjenigen 
Autoren, die als Vordenker der 'Neuen 
Rechten' zählen. 

Zu den Chefschreibern bei 'Criti- 
con’ gehört Armin Mohler, gebürtiger 
Schweizer, der sich bei den Nazis als SS- 
Freiwilliger anbot. Mohler war Privatse- 
kretär von Ernst Jünger. Von 1964 bis '86 
leitete er als Geschäftsführer die Konzer- 
neigene»Carl-Friedrich von Siemens Stif- 
tung«, deren Vorstand sich aus Topma- 
nagern der Industrie zusammensetzt. Er 
gilt als »konservativer Revolutionär«, der 
die Ideen der oben genannten »konserva- 
tiven Revolution« aus der Weimarer Repu- 
blik mit den Theorien der 'Neuen Rech- 
ten’ verknüpft. Sein besond&res Engage- 
ment gilt der Zusammenarbeit der 'Nou- 


velle Droite' mit der 'Neuen Rechten’ in 
der BRD und gehört zu den Gründern 
der franz. G.R.E.CEE. (s. Kasten 'Thule- 
Seminar'). Aus seiner 1985 erschienenen 
Dokumentation zum 25jährigen bestehen 
der Siemens-Stiftung geht hervor, daß 
seine Ideen speziel zum Thema Faschis- 
mus gefragt waren. Die Stiftung interes- 
sierte sich besonders für die Brauchbar- 
keit von Konzepten für eine Reform der 
faschistischen Ideologie. Dazu konnte 
Mohler einiges beitragen. Auf seiner 
Referentenliste für Veranstaltungen bei 
der Siemensstiftung standen reihenwei- 
se glühende Vertreter der neurechten 
Ideologie. 

Seine volle Unterstützung findet 
das deutsche Gegenstück zur G.R.E.C.E., 
die neufaschistische Denkfabrik des Pier- 
re Krebs — das 1980 gegründete 'Thule- 
Seminar’ (s. Kasten), das Mohler alseinen 
»ausschließlich von jungen, unbelasteten 
Menschen getragene Strömung« bezeich- 
net. Für die Zeitschrift 'Elemente', die 
vom 'Thule-Seminar' herausgegeben wird 
schwingt er des öfteren die Feder. Nicht 
zuletzt gehört Mohler zu den Befürwor- 
tern der 'Republikaner' als populistische 
Variante der 'Neuen Rechten‘, wie sie in 
Frankreich in Le Pens 'Front National' 
existiert. 

Zusammen mit Franz Schönhu- 
ber, Prof. Dr. Bernard Willms, Prof. Dr. 
Wolfgang Seiffert, Prof. Dr. Hellmut 
Diwald, Prof. Dr. Robert Hepp und Prof. 
Dr. Hans Joachim Arndt — die laut Criti- 
conals»Publizisten, ... inden letzten Jahren 
in der Diskussion über die >deutsche Identi- 
tät< an vorderster Front standen« — grün- 
deteDr. ArminMohler1983 den 'Deutsch- 
land Rat'. Dieser 'Rat' forderte in einer 
Anzeigenkampange von Dezember '83 
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die »Entkriminalisierung unserer Geschich- 
te als Voraussetzung für ein selbstverständli- 
ches Nationalbewußtsein«. 

Im Mittelpunkt einer nationalen 
Kampagne, mit der Vertreter der'Neuen 
Rechten' Mitte der 80'er Jahre an die Öf- 
fentlichkeit traten, stand die » Wiederher- 
stellung Deutschlands«. Im Februar '84 ap- 
pellierte eine weitere Mischung aus na- 
tionalrevolutionären und konservativen 
Theoretikern an »die Regierungen in Bonn 
und Ost-Berlin und an die Friedensbewe- 
gung im ganzen Land«, daßdieLösung der 
»nationalen Frage der Deutschen ... eine 
wahrhaft revolutionäre Aufgabe aller Euro- 
päer« zur »Rettung der Menschheit« sei. Zu 
den Unterzeichnern der in der Frankfur- 
ter Rundschau erschienenen Anzeige 
gehörten®u. a. Sven Thomas Frank (ver- 
antwortlich), Wolfgang Strauss, Wolf 
Schenke, Wolfgang Venohr, Theodor 
Schweißfurth, Gerd Klaus Kaltenbrun- 
ner. 

Der Prozeß zur »Entkriminalisie- 
rung« der deutschen Geschichte, hat mit 
der Bonner »Wendepolitik« einen neuen 
Anfang genommen und findet in der 
aktuellen politischen Entwicklung mehr 
und mehr Anhänger. Die »Diskussion« 
um die »nationale Identität« der Deutschen 
— ein politisches Konzept der 'Neuen 
Rechten’ — hat sich schleichend ihren 
Weg gebahnt und steht nun im Mittel- 
punkt der Auseinandersetzung um ein 
»Europa freier Völker« oder ein »Europa der 
Vaterländer«, wie es bei der >Europaar- 
mee< Hitlers — der Waffen-SS hieß. 


Mehr zur Politik der 'Neuen Rech- 
ten',ihren Organisationen, Publikationen, 
Verbindungen und Strategien wird es in 
den nächsten Infos geben. 
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Die Wahl in der DDR ist Stattha Iter 
gewinnen 


gelaufen, das Ergebnis 
eindeutig und von den 
verschiedensten politischen 
Lagern analysiert und 
kommentiert. Wir wollen im 
folgenden auf den 
Wahlkampf und sein Ergebnis 
nur kurz eingehen. Alle, die 
sich auch nur eine halbwegs 
kritische Sicht der Vorgänge 
bewahrt haben, konnten in 
den letzten Wochen hautnah 
erfahren wie Bonner Politik in 
der DDR betrieben wurde und 
wird. Wichtiger ist, welche 
Auswirkungen das 
Wahlergebnis in Zukunft 
haben, was auf uns alle noch 
zukommen wird. Die Politik 
der Bundesregierung in den 
letzten Monaten gibt einen 
Vorgeschmack darauf. 

a er re ze 


Kohls 


die 
Wahlen 


ın der DDR 


EM Fast die Hälfte der DDR-Wähler hat 
sich am 18. März für die bürgerliche Par- 
teien-Allianz entschieden. Nicht die Fra- 
ge wie die DDR regiert werden soll, wel- 
che Parteien die besten Vorschläge und 
Programme zur Lösung der sozialen, 
ökologischen und politischen Probleme 
vorweisen können hat die Bevölkerung 
berührt und interessiert. Zur Wahl stand 
die Frage: Schnelle Vereinigung, ja oder 
nein? Das ist nicht zuletzt Ergebnis und 
Zweck der Einmischung von CDU/CSU, 
FDP und SPDin die inneren Verhältnisse 
der DDR gewesen. 

Die Bonner Parteien haben in Ost- 
Berlin, Magdeburg, Dresden, Leipzig 
usw. stellvertretend ihren Wahlkampf 
ausfechten lassen. Ermöglicht wurde 
ihnen das durch die Enttäuschung über 
die Entwicklung der letzten 40 Jahre, 
durch eine breite Stimmung in der Bevöl- 
kerung, die nicht mehr daran glaubt, die 
Probleme aus eigener Kraft bewältigen 
zu können. Die Bürger der DDR haben 
für die schnelle Vereinigung, für die 
Einführung der D-Mark gestimmt. Das 
ist den Parteien zugutegekommen, die 
die Unterstützung des Geldgebers, der 
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Bundesregierung und damit der CDU 
hatten. 

Die SPD, die sich große Chancen 
auf eine Mehrheit ausrechnete und auch 
ein paar Wochen vor der Wahl bei Mei- 
nungsumfragen weit vornelag, hattedem 
nichts entgegenzusetzen, im Gegenteil. 
Mit ihrem Eintreten für einen raschen 
Zusammenschluß beider deutscher Staa- 
ten, durch ihren Wahlkampf, den sie 
durch die SPD in Bonn finanzieren und 
bestreiten ließ, trug sie selbst dazu bei die 
Wahlen zu einer Vereinigungs-Abstim- 
mung werden zu lassen, bei denen alle 
Vorbehalte und Ängste in den Hinter- 
grund gedrängt wurden. 

Als Kraft, die in Opposition zur 
deutschen Euphorie steht, die Kritik und 
Ängste formuliert, konnte sich die PDS 
durchsetzen. Die Parteien und Gruppie- 
rungen, die im Herbst vorigen Jahres den 
Protest formulierten und organisierten 
anderEigenstaatlichkeit und den soziali- 
stischen Grundlagen aber festhalten 
wollen, sind die Verlierer der Wahl. Sie 
scheinen das Schicksal der von ihr kriti- 
sierten Partei- und Staatsführung zu tei- 
len. Sie wurden von der Eigendynamik 
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des gesellschaftlichen Prozesses und der 
Massenstimmungeneingeholt undandie 
Wand gedrückt. 

Die Wahlergebnisse weisen große 
regionale Unterschiede auf. In den Groß- 
städten haben sowohl die SPD als auch 
die PDS wesentlich bessere Wahlergeb- 
nisse erzielen und die Allianz überflü- 
geln können. Außerdem gibt es ein star- 
kes Nord-Süd-Gefälle. In Sachsen und 
Thüringen haben die konservativen und 
reaktionären Parteien ihre Hochburgen. 
Das hat zwei Gründe: 

1.Die Probleme bei der Versor- 
gung, densozialen Verhältnissen und der 
Infrastruktur (Bausubstanz der Dörfer 
und Städte z.B.) sind hier besonders groß. 
Die Bevölkerung fühlte sich gegenüber 
dem Norden und besonders der Haupt- 
stadt vergessen und vernachlässigt. Vor 
diesem Hintergrund fielen die Verspre- 
chungen der großdeutschen Politiker auf 
einen besonders fruchtbaren Boden. 

2. Die Massendemonstrationen in 
Leipzig und im Süden der DDR bekamen 
einen ständig stärker werdenden natio- 
nalistischen Inhalt. Das politische Klima, 
das dadurch erzeugt wurde, schlug sich 


im Wahlkampf und seinen Resultaten 
nieder. Esgab organisierte Kolonnen, die 
Wahlplakate der linken Wahlbündnisse, 
von PDS und SPD abrissen oder über- 
klebten und Wahlversammlungen stör- 
ten.Morddrohungen, Übergriffeund Jagd 
auf Wiedervereinigungsgegner ergänz- 
ten die Demagogie der rechten Stimmen- 
fänger. Die DSU, ein CSU-Ableger, er- 
zielte in Sachsen und Thüringen zwei- 
stellige Wahlergebnisse. Sie besetzte mit 
Ihren Inhalten und Methoden den Platz, 
den die Republikaner in der BRD ausfül- 
len. 

Die Einführung der Marktwirt- 
schaft in der DDR kommt nach diesem 
Wahlergebnis nicht im leisen und langsa- 
men sozialdemokratischen Gewand. Die 
Polarisierung zwischen Befürwortern 
und Gegnern einer schnellen Vereini- 
gung, die sich im Wahlergebnis aus- 
drückt, wird weiterzunehmen. Dabeisind 
die Fronten in der Wählerschaft keines- 
wegs starr und unveränderbar. Die 
Wähler der bürgerlichen Allianz haben 
den Versprechungen von Kohl vertraut 
und erwarten deren Einlösung. In welche 
Richtung siegehen, wenn ihre Erwartun- 
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gen enttäuscht werden, ist von vielen 
Faktoren abhängig. Doch dazu später. 


Die Regierungsbildung: 


Ohne Erlaubnis aus 
Bonn läuft nichts 


Egal wie eine zukünftige Regie- 
rungskoalition in der DDR auch ausse- 
hen mag, die daran beteiligten Parteien 
der konservativen und liberalen Allianz 
aber auch die SPD müssen sich den Rat 
und die Erlaubnis ihrer Finanzierseinho- 
len. 

Dabei stehen sie vor einem schwer 
lösbaren Dilemma.Siehabenaufdereinen 
Seite die Wünsche und Aufträge ihrer 
Bonner Geldgeber auszuführen, auf der 
anderen Seite müssen sie Rücksicht neh- 
men auf die Interessen und Stimmungen 
ihrer Wähler, d.h. sie müssen sich auch 
zum Anwalt der Interessen der DDR- 
Bürger gegenüber der Bundesregierung 
machen. Wie wenig Vertrauen die Polit- 
Profis in Bonn ihren Zöglingen entgegen- 
bringen, zeigten die letzten Tage. Bei 
jedem Interview eines DDR-Politikers 
stand hinter ihm der große Bruder aus 
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dem Westen, vor allen Schritten bei der 
Koalitionsbildung haben sie in Bonn vor- 
zusprechen. 

Die Regierungsbildung und -tätig- 
keit wird nicht ohne Reibereien und Aus- 
einandersetzungen zwischen allen Betei- 
ligten ablaufen. Dabei fällt den bürgerli- 
chen Politikern die Aufgabe zu die Hin- 
dernisse aus dem Weg zu räumen, die 
einer ungestörten Profitwirtschaft im 
Wege stehen. Ebenso schnell wie sie pu- 
blizistisch aufgebaut und finanziell aus- 
gehalten wurden, werden sie auch wie- 
der fallengelassen, sollten sie sich dieser 
Aufgabe nicht gewachsen zeigen oder 
sich dabei politisch verbrauchen. 


Die Freiheit, 
die sie meinen... 


Die jahrzehntelange Propaganda 
des Westens von Freiheit und von der 
Selbstbestimmung des deutschen Volkes 
ist durch das Verhalten der Bundesregie- 
rung in den letzten Monaten selbst ent- 
larvt worden. Von Anfang an diente der 
Umbruch in der DDR und der Zerfall der 
alten Machtstrukturen den Herrschen- 
den in der BRD nur zur Durchsetzung 
ihrer eigenen Interessen. Erinnern wir 
uns: 

— Im Sommer vorigen Jahres wur- 
de die Fluchtwelle über Prag, Budapest 
und Warschau mit großem publizisti- 
schen Aufwand weiter angeheizt. Blas- 
kapellen auf den Ankunftsbahnhöfen, 
Geschenke für die Kinder, 
Interviews mit den Über- 
siedlern und Unternehmer 
die schon am Notaufnahme- 
lager Arbeitskräfte suchten, 
flimmerten über die gesamt- 
deutschen Bildschirme. 

Kohl ließ sich zu der 
Bemerkung hinreißen, auch 
der höhere Lebensstandard 
sei für unsere deutschen Brü- 
der und Schwestern ein mora- 
lisch vertretbarer Grund zur 
Übersiedlung. Was ist übrig- 
geblieben? Abbau der Ein- 
stiegshilfen, der freie Rückfahr- 
schein. Kommen soll nur noch 
wer Arbeitund Wohnungnach- 
weisen kann, wer die öffentli- 
chen Kassen nicht belastet. 

— Im Herbst wurde die Oppo- 
sition, das 'Neue Forum’ und 
seine Vertreter gefeiert. 

Kaum eine Talk-Show 
ohne Bärbel Bohley, Rolf Hen- 
rich oder eine/n andere/n Pro- 
minente/nausderÖkologie-und 


Friedensbewegung in der DDR. Sie wur- 
den von den westlichen Medien nur so 
lange gebraucht und benutztbis die erste 
Etappe geschafft war. Nachdem die alte 
SED-Garde gestürzt war, wurden auch 
sie überflüssig. Ihre gesellschaftlichen 
Vorstellungen paßten nicht in das BRD- 
Konzept. Jetzt galt es seine eigenen Zö- 
glinge hochzuziehen, auf die man sich 
verlassen kann. 

—Mit der Öffnung der Mauer zeig- 
te sich die Regierung in Bonn und der 
Senat in West-Berlin spendabel. Das Be- 
grüßungsgeld verschaffte den Bürgern 
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der DDR den Zutritt ins westliche Kon- 
sumparadies. Nachdem Wünsche und 
Hoffnungen geweckt waren, wurde es 
überflüssig und prompt gestrichen. 

— Je stärker die DDR »ausblutete«, 
die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
wuchsen, die gesellschaftliche Krise sich 
ausbreitete, desto mehr konkrete Vorlei- 
stungen verlangte die Bundesregierung 
für Hilfszusagen. 

Die Betrügereien deralten SED-Füh- 
rung, gefälschte Zahlen und Bilanzen 
dienten dazu,ein Bild vonderbankrotten 
DDR-Wirtschaft zu malen, die ohne Fi- 
nanzspritzen des großen Bruders nicht 
mehr auf die Beine kommen könne. Bis 
heute sind die Wirtschaftspolitiker von 
CDU/CSU, FDP und SPDdamit beschäf- 
tigt immer neue Bedingungen zu formu- 
lieren, konkrete Hilfen gab es kaum. 

Was zwischen beiden deutschen 
Staaten abläuft hatmitdem Vereinigungs- 
prozeß zweier souveräner Staaten nichts 
zu tun. Es ist ein mit ökonomischen und 
politischen Mitteln geführter »Krieg« zur 
Einverleibung der DDR in die BRD. 


..ist die Freiheit 
des Geldes und 


des Kapitals 


Die Bedingungen, die seit Mona- 
ten formuliert werden und diejetztdurch 
dieGewinnerder Wahldurchgesetzt wer- 
den sollen, laufen alleauf ein und dassel- 

behinaus. Die sozialen, juri- 
stischen und politischen 
Hemnisse, die dem bundes- 
deutschen Kapital beieinem 
Einstiegin dieDDR im Wege 
stehen, sollen beiseite ge- 
räumt werden. Dazu zählen: 

1. Die staatliche 

Subventionierung von Betrie- 
ben (d.h. Arbeitsplätzen), 
Mieten, sozialen Einrichtun- 
gen und Grundnahrungsmit- 
teln. 

2. Allegesetzlichen 
Bestimmungen, die ausländi- 
scheKapitalbeteiligungen und 
Gewinntransferseinschränken 
sowie das Recht auf Privatei- 

gentuman Produktionsmitteln 
beschneiden. 

3. Die starke Stel- 
lung von Belegschaften und 
Gewerkschaften im Betrieb und 
“ in der Gesellschaft. Das neue 
Gewerkschaftsgesetz wurde 
von allen Bonner Parteien und 
den Vertretern der Wirtschaft 
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Begrüßungsgeld hat sich ausgezahlt 


kritisiert. Sie verlangen von der neuen 
Volkskammer seine Streichung. 

Wennesnach dem Willen der Bun- 
desregierung geht, soll die Vereinigung 
von BRD und DDR nach dem Grundge- 
setz Artikel 23 vorgenommen werden. 
Damit verbunden wäre ein Übernahme 
des BRD-Wirtschaftsmodells mit seinen 
juristischen Bestimmungen im Interesse 
des Privateigentums. 

Einen Vorgeschmack aufdas, was 
der DDR-Bevölkerung im Verlaufe des 
Einigungsprozesses noch bevorsteht 
geben die vielfältigen Aktivitäten bun- 
desdeutscher Un-ternehmer, ehemaliger 
Grund-und Hausbesitzer, der Spekulan- 
ten und Absahner. Von Interesse für die 
BRD-Konzernesind dieauftechnologisch 
hohem Stand produzierenden DDR-Be- 
triebe, beiihnen planen sie einen Einstieg 
oder die Gründung gemeinsamer Joint- 
Venture-Unternehmen. 

Unproduktive Bereiche der Kombi- 
nate werden nach diesen Plänen ausge- 
gliedert, der sicheren Pleite ausgeliefert, 
deren soziale Folgen der DDR-Gesell- 
schaft insgesamt aufgebürdet werden. Die 
sozialen Leistungen der Betriebe (Be- 
triebskindergärten und Ferienheimesind 
nur die bekanntesten Beispiele) werden 
unweigerlich dem Rotstift der zukünfti- 
gen Konzernherren zum Opfer fallen. Be- 
troffen wären in erster Linie die Frauen, 
die dadurch zunehmend aus dem Pro- 
duktionsprozeßgedrängt werden;zurück 
an den Herd, getreu der reaktionären Fa- 
milienideologie. 

Kurzgesagt, das westdeutscheKa- 


pital pickt sich die Rosinen raus, den so- 
zialen Preis hat die Gesellschaft zutragen 
und die Bevölkerung in der BRD, wenn 
die Bundesregierung durch Finanzhilfen 
wenigstens die gröbste soziale Not abfe- 
dern muß, u.a. durch den Aufbau einer 
Arbeitslosenversicherung. 

Es sind nicht nur die Großkonzer- 
ne, die jetzt ihre Ansprüche anmelden 
und versuchen durchzusetzen. Ehemali- 
ge Haus- und Grundbesitzer pochen auf 
ihre alten »Rechte«. Sie tauchen bei den 
Bewohnern ihrer ehemaligen Mietshäu- 
ser auf, für die sie 40 Jahre kein 
Finger rührten und keine müde 
Mark investierten; sie inspizieren 
ihreehemaligen Ländereien, dieseit 
Jahrzehnten von den LPGs bewirt- 
schaftet werden. Die Makler haben 
die DDR entdeckt. Zu Anfang noch 
über Strohmänner aktiv, gründen 
sie zur Zeit ihre offiziellen Büros in 
der DDR. 


Unruhige Zeiten stehen 
bevor 


Noch sind die Vertreter der 
bundesdeutschen Politik und Wirt- 
schaft relativ zurückhaltend, sie 
wollen ihre zukünftigen Unterta- 
nen nicht verschrecken. Haben sie 
ihren Fuß erst in der Tür, können 
sie ihrer Sache sicher sein, so wer- 
den sie sich nicht mit halben Sachen 
(25 oder 49%) begnügen. Und wer 
sollte sie dann noch hindern, sich 
zu holen, was ihnen nach ihrem 
Selbstverständnis sowieso gehört. 
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Ihre »Freiheit« hat gesiegt, jetzt 
werden siealles daran setzen die- 
se »Freiheit« auch zu nutzen. 

Der Ruf nach Einheit, die 
Wahl bundesdeutscher Ableger 
in der DDR ist nur eine Seite, 
etwas anderes ist es die mit einer 
Vereinigung verbundenen Kon- 
sequenzen auch praktisch durch- 
zusetzen. Das wird Opfer kosten, 
Konflikte schüren und Wider- 
stand hervorrufen. Sogeselltesich 
zum nationalen Taumel in den 
letzten Wochen auch eine zuneh- 
mende Angstin Teilen der Bevöl- 
kerung vor dem, was auf sie 
zukommen wird. 

Hoffnungen und Befürch- 
tungen, beides ist für viele Bür- 
ger der DDR mit dem Vereini- 
gungsprozeß verbunden. Wel- 
ches Gefühl die Oberhand ge- 
winnt ist sehr unterschiedlich, es 
hängt ab von der Stellung der 
Betroffenen, von derSituationam 
Arbeitsplatz, den Chancen desBe- 
triebesin einer Marktwirtschaft.Soist die 
Angst bei Frauen mit Kindern, bei Rent- 
nern, bei Beschäftigten im bisherigen 
Staats- und Parteiapparat größer als bei 
Facharbeitern in relativ produktiven 
Betrieben. 

Erste Ansätze und Versuche 
Widerstand zu leisten sind vorhanden, 
sei es die Demonstration von Eltern ge- 
gen die Abschaffung der Schulspeisung, 
die Besetzung leerstehender Häuser, die 
zunehmenden Aktivitäten von Mietern 
oder die Streiks von Belegschaften, die 


antifa - info Nr. 11 / Mai - Juni '90 


22 


sich gegen ein Verscherbeln ihrer Betrie- 
be an bundesdeutsche Unternehmen 
wehren. DieZahlen übernotwendigeund 
geplante Entlassungen beim Einstieg 
westdeutscher Partner, die Selbstherrlich- 
keit vieler Betriebsleitungen, die hinter 
dem Rücken der Belegschaft verhandeln 
und handeln, führt zu weiterer Unruhe 
unter den ArbeiterInnen. 


Der FDGB, Betriebsräte und Beleg- 
schaften versuchen die in der Gesetzge- 
bung der DDR festgeschriebene starke 
Stellung der Gewerkschaften und der 
Beschäftigten wenigstens teilweise zu 
erhalten und abzusichern. Es ist leichter 
vorhandene Rechte und soziale Leistun- 
gen zu verteidigen als neue Forderungen 
durchzusetzen. 

Auch der hohe und unerwartete 
Sieg der bürgerlichen Parteien-Allianz in 
der DDR wird die Konflikte und Wider- 
stände nicht so ohne weiteres beseitigen 
können. Er wurde erkauft mit einer Latte 
von Versprechungen der Bundesregie- 
rung. Die damit verbundenen Erwartun- 
gen der Wähler werden schnell in Wider- 
spruch geraten zu den sozialen Folgen 
einer Wirtschafts- und Währungsunion. 
Die Ableger der bundesdeutschen Par- 
teien stehen vor einer entscheidenen 
Schwierigkeit. Ihnen fehlt die gesellschaft- 
liche Verankerung. 

Die SPD hat weder in den Ge- 


werkschaften noch in den Betrieben or- 
ganisatorischen Einfluß, den bürgerlichen 
Parteien fehlt eine soziale Basis im Klein- 
bürgertum, bei unabhängigen Bauern, 
Handwerkern, Händlern etc., die es in 
der DDR noch kaum gibt. Die Stimmun- 
gen, durch die diese Parteien bisher ge- 
tragen werden, können sich schnell än- 
dern. 


In der BRD stehen die Erfolge der 
großdeutschen Politiker im Kontrast zur 
Stimmung in der Bevölkerung. Sorechter 
Jubel /will nicht aufkommen und das, 
l es doch fast gelungen ist einen 
anderen Staat ohne einen Schuß, ohne 
blutige Opfer zu »erobern«. 
ie Skepsis gegenüber den Ver- 
sprechungen von Finanzminister Waigel, 
der Vereinigungsprozeß sei ohne Steuer- 
erhöhungeh und Notopfer finanzierbar, 
ist groß. Sie drückt sich aus in der zuneh- 
menden Ablehnung der Übersiedler, die 
als Konkurrenten auf dem Wohnungs- 
und Arbeitsmatkt empfunden werden 
und den Städten 
kosten, die an anderen Stellen der öffent- 
lichen Versorgung fehlen. 

Mit seiner Forderung, die Notauf- 
nahmeverfahren zu stoppen und die fi- 
nanziellen Anreize für Übersiedler zu 
streichen hatte Lafontaine bei der Wahl 
im Saarland vieleWähler gewonnen. Und 
daß nicht alle ihre Interessen dem natio- 
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nalen »Wohl« unterordnen wollen und 
werden, das zeigt der Streik der Erziehe- 
rInnen in West-Berlin (siehe Bericht Seite 
45). In anderen Bereichen, so im Einzel- 
handel, beider Post und im Gesundheits- 
wesen kündigen sich ähnliche Konflikte 
an. 

DieherrschendeKlassein der BRD 
weiß, welche Schwierigkeiten und Kon- 
flikte mit dem Einverleiben der DDR 
verbunden sein können. Die Rechnung, 
die wir auch in der BRD und in West- 
Berlin für die Vereinigung zu zahlen 
haben, soll der Bevölkerung nach dem 
Willen der Bundesregierung deshalb erst 
nach den entscheidenen Wahlen in die- 
sem Jahr präsentiert werden. 

Sollte der Einigungsprozeß ins 
Stocken geraten oderdie wirtschaftlichen 
Erwartungen der DDR-Bürger enttäuscht 
werden, so bleibt den bundesdeutschen 
Politikern und Medien nichts weiterübrig 
als zu versuchen mit alten und neuen 
Feindbildern (Nationalismus, Rassismus 
und Sexismus) von den Ursachen abzu- 
lenken. Wie günstig die Voraussetzun- 
gen in der BRD dafür sind, zeigten die 
Entwicklungen und die Wahlergebnisse 
des letzten Jahres. 

Auch in der DDR sind die Grund- 
lagen vorhanden. Die nationale Eupho- 
rie, die Erwartungen die mit der deut- 
schen Einheit verbunden sind, paarensich 
schon jetzt mit einer Stimmung in Teilen 
der Bevölkerung gegen die PDS (den 
Kommunismus), gegen die in der DDR 
lebenden Ausländer, gegen die Volksre- 
publik Polen und seine Bevölkerung. 
Sollte es den Herrschenden in der BRD 
gelingen den aufkeimenden Widerstand 
in beiden deutschen Staaten zu ersticken 
und große Teile der Bevölkerung zu 
Opfern im nationalen Interesse des deut- 
schen Kapitals zu bewegen, steht eine 
Zeit wachsenden Nationalismus und 
Rassismus bevor. 

Der linken und antifaschisti- 
schen Bewegung kommt die Auf- 
gabe zu, sich nicht nur gegen die 
nationalistische und rassistische 
Entwicklung zu wehren, sondern 
sich auch mit den sozialen Abwehr- 
kämpfen zu solidarisieren, sie 
praktisch zu unterstützen, wo 
immer dies möglich ist. Die Ent- 
wicklung in beide Richtungen — 
stärkerer Nationalismus oder 
wachsender Widerstand — ist of- 
fen, beide Tendenzen sind in den 
Auseinandersetzungen angelegt. Es 
gilt die Konflikte in allen gesell- 
schaftlichen Bereichen zu nutzen, 
die Sand ins nationale Einigungs- 
getriebe streuen. 


4 
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Hamburger Regionalteil im Antifa-Info 


EDITORIAL 


Wir, die Zeitungsredaktion des Hambur- 
ger Regionalteils vom „Antifaschisti- 
schen Infoblatt‘, sind Einzelpersonen aus 
verschiedenen Gruppen, die in der ANTI- 
FA HAMBURG organisiert sind. Diese 
Zusammensetzung wird sich im Inhalt 
der Regionalbeilage widerspiegeln. Das 
heißt: bestimmte Standpunkte, wie z.B. 
die Notwendigkeit von Organisierung der 
allumfassenden politischen Praxis (nicht 
nur Militanz) u.a. werden wir in der Zei- 
tung sicher immer wieder vertreten. Den- 
noch ist die Beilage kein Organ der ANTI- 
FA HAMBURG, denn das würde bedeu- 
ten, daß die Artikel im voraus innerhalb 
des Zusamenhangs diskutiert werden 
müßten. Dazu ist aber weder eine Struktur 
vorhanden (es würde zu lange dauern) 
noch ist es unser Bedürfnis. Wir sind also 
keine Delegierten der ANTIFA HAM- 
BURG mit dem Auftrag, eine Zeitung zu 
machen, sondern eine unabhängige Grup- 
pe. Wir wollen als Gruppe intervenieren. 
Sowohl innerhalb von ANTIFA HAM- 
BURG als auch innerhalb der antifaschi- 
stischen Bewegung in dieser Stadt. Wir 
hoffen natürlich, daß die Bewegung auf 
die Zeitung reagiert. Jede/r AntifaschistIn 
ist aufgerufen, Beiträge zu schicken, sich 
an der Organisierung der Diskussion zu 
beteiligen. 

Wir sind keine „Flugblätter-gesammelte- 
Werke-Zeitung‘‘. Es wird eine Rubrik 
„Termine“ für Veranstaltungen, Demos 
usw. geben, die mit zwei bis drei Sätzen 
kurz angekündigt werden. Ausnahmen 
wird es geben, wenn eine Demo im Vor- 
wege schon Gesprächsthema in der gan- 
zen Stadt ist. Dann versuchen wir, diese 


Diskussion zusammenzufassen oder auch 
zu kommentieren. 

Wir sind auch keine Zeitung der aktuellen 
Infos. Da wir erstmal als Beilage erschei- 
nen (also etwa 2-monatlich), wäre das 
auch ein Anspruch, den wir in diesem 
Rahmen nicht verwirklichen könnten. 
Vielmehr wollen wir dazu kommen, ein- 
zelne Aktivitäten von Neonazis in einen 
Zusamenhang zu stellen und zu bewerten. 
Wir haben uns natürlich auch vorgenom- 
men, das praktische Auftreten der antifa- 
schistischen Bewegung unter die Lupe zu 
nehmen. Für diese Rubrik stellen wir 
dann noch kurz vor dem Erscheinungster- 
min die wichtigsten Meldungen zusam- 
men. Das nennen wir — unter uns — 
„Kampfberichterstattung‘“. 

Wir werden versuchen, grundsätzliche 
Themen anzupacken, die für Hamburg 
wichtig sind. Z.B. die Frage der Bündnis- 
politik in Zusammenhang mit der Ham- 
burger Antifa-Koordination. Andere 
Grundsatzthemen werden weiterhin im 
überregionalen Teil erscheinen. 

Nicht zuletzt wollen wir die Erfahrungen 
der antifaschistischen Arbeit im Stadtteil, 
in der Schule, im Betrieb, in der Gewerk- 
schaft oder Universität weitergeben. Wir 
wollen Projekte vorstellen (wie z.B. das 
Antifa-Telefon) usw. Aber das zu gewähr- 
leisten, hängt auch von Eurer Koopera- 
tionsbereitschaft mit uns ab. Wir werden 
aber auch von uns aus interessanten Pro- 
Jekten nachgehen — also, es kann passie- 
ren, daß wir plötzlich mal irgendwo auf- 
tauchen und Euch mit neugierigen Fragen 
nerven. 

Bis dann, Eure Redaknon 


»dat Blinkfüer« wird den in 
HH verkauften Infoblättern 
beigelegt. Der Regionalteil ist 
natürlich auch für Leute die 
nicht in Hamburg wohnen zu 
haben. Bis zur nächsten 
Ausgabe soll es eine HH- 
Kontaktadresse geben, bei 
der das Info bestellt werden 
kann. Wer interesse am 
»Blinkfüer« hat, oder sein 
Abo um diesen Regionalteil 
bereichern möchte, kann sich 
erstmal an die Westberliner 
Adresse wenden. 


In dieser Ausgabe findet 


ihr unter Anderem: 
Re, 


TTS SURIS RIFAT TAT D 1 
monstration am 3.3.90 
(6) 


Stadtteilberichte aus Nord- 
erstedt und Süderelbe 
[e) 


Einen Kommentar zur 
Diskussion über die Ver- 
botsforderung bei der 
Stadteilinitiative in Winter- 
hude 
(6) 


Ein Interview mit Leuten 
ZW Tell ları)ı) 
[©] 


Wir gehen der Frage auf den 
Grund, ob Antifa eine 
Wurst ist oder nicht 
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'FAP'-ler beim Aufmarsch 
für Rudolf Heß 
in Wunsiedel (August '89) 


Bundesparteitag 
der 'FAP' 


350 AntifaschitInnen 
demonstrierten 
gegen die 
»Großdeutschland- 
kämpfer« aus dem 
gesamten 
Bundesgebiet 


Ei Eigentlich sollteam 10.3. in 
Hückelhoven-Doberen, einer 
kleinen Ortschaft in der Nähe 
von Aachen, der Bundespar- 
teitag der terroristischen FAP 
(Mosler-Flügel) stattfinden. 

Die Neofaschisten mie- 
teten für diesen Zweck in 
Doberen die Gaststätte »Bür- 
gerstube« an. Als die Wirtin 
jedoch erfuhr, wer da tagen 
wollte, entzog sie der FAP 
kurzerhand die Räume. 

Doch ungeachtet dieser 
Tatsache mobilisierten die an- 
tifaschistischen Initiativen vor- 
wiegend ausdem Raum Nord- 


rhein-Westfalen zum vorgese- 
henen Tagungsort. So kamen 
dann am Morgen des 10.3. ca. 
350 AntifaschistInnen, von 
Autonomen bis VVN/VdA, 
nach Doberen, um gegen die 
Neofaschisten zu demonstrie- 
ren und, wenn möglich, den 
Parteitag zu verhindern. 

Die Polizei hatte sich 
entsprechend zum Schutzeder 
Faschisten vorbereitet. So 
waren Kräfte aus Aachen, 
Remscheid, Unna und Biele- 
feld zusammengezogen wor- 
den.DieGaststättewurdenach 
zweiSeitendurch doppelte Ab- 


sperrgitter und Hundestaffeln 
verteidigt. Eine permanente 
Videoaufzeichnung deranwe- 
senden AntifaschistInnen und 
verschiedene Personenkon- 
trollen stillten die Datensam- 
melwut der Einsatzleitung. 

Dies wardennauch für 
das Bielefelder SEK die Be- 
gründung, trotz massiver Ver- 
mummungnichteinzugreifen. 
»Wissen Sie, lassen Sie die Kin- 
der doch. Wenn es nötig wird, 
dann haben wir in 30 Sekunden 
den Platz geräumt. Was sollen 
wir uns hier jetzt Streß machen« 
so der SEK-Führer zu besorg- 
ten Journalisten und klopfte 
sich auf sein, in Cowboy- 
Manier umgehängtes Tonfa. 
(Ein in der Öffentlichkeit 
wegen seiner tödlichen Wir- 
kung verbotenes asiatisches 
Kampfholz.) 

Gegen Mittag kursier- 
ten dann verschiedenste Ge- 
rüchte durch die Menge. Zum 
einen behauptete die Einsatz- 
leitung der staatlichen Faschi- 
stenschützer, sie hätten die 
FAP abgefangen und diese 
würde nun ihren Parteitag in 
Köln abhalten. Zum anderen 
hatten AntifaschistInneneinen 
möglichen Tagungsort in ei- 
ner nahegelegenen kleinen 
Ortschaft ausgemacht. 

Dann wurde gemeldet, 
daßdieFAPübereine, vordem 
zuständigen Verwaltungsge- 
richt eingeklagte, Einstweilige 
Verfügung die Gaststätte als 
Tagungsraumbekommenhät- 


ten. Diese Verfügung wurde 
jedoch von der Polizei vor Ort 
»wegen Sicherheitsbedenken« 
zurückgezogen. Worin diese 
angeblichen »Sicherheitsbe- 
denken« bestanden, ist auf- 
grund der übermäßigen Poli- 
zeipräsenz nicht zu erkennen 
gewesen. 

Nach ca. 15 Minuten 
wurde die Meldung der Ein- 
satzleitung dann von Antifa- 
schistInnen bestätigt. Etwa 
einen halben Kilometer vor 
dem Autobahnende standen 
die FAP-Recken. Ein Reisebus 
der Recklinghauser Firma 
Schnitzler, sowie 19 weitere 
PKWs mit insgesamt an die 
120 Neofaschisten, abgefangen 
von einer Polizeieinheit aus 
Unna. 

EinekleineGruppe An- 
tifaschistInnen, sowie einige 
Journalisten näherten sichdem 
Konvoi über einen Feldweg, 
da setzte bei den Neofaschi- 
sten auch gleich der Pawlow- 
sche Reflex ein. Heldenhaft 
wurde aus zum Teil stark al- 
koholisierten hohlen Köpfen 
»Rotfront verrecke« gegrölt. 

Angereist aus Ham- 
burg, Cuxhaven, Uelzen, 
Aschaffenburg, Augsburg, 
Kempten, Leverkusen, Neu- 
wied, Recklinghausen, Olden- 
burg, St.Augustin und Tübin- 
gen standen die Großteutsch- 
landkämpfer nun dumm da 
und mußten nach ca. einer 3/4 
Stunde auf der Autobahn, 
unter Bullenschutz selbstver- 
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ständlich, wieder umdrehen 
und fuhren in Richtung Köln 
davon. 

Erstaunlich an diesem 
Aufzug war, daß es noch 
immer viele Skinheads zu 
sehen waren. Hatte doch einer 
der kleingeistigen, aber den- 
noch ideologischen Führer 
dieser FAP-Fraktion schon vor 
längerem »jegliche (Konzentra- 
tionslager) KL-Haarschnitte« 
ausdrücklich aus der FAP ver- 
bannen wollen. 

Mit der Disziplin ist es 
allem Anschein aber nicht all- 
zuweit her. So mußten immer 
wieder FAP-Mitglieder zu- 
rückgepfiffen werden, wenn 
sie vermeintlich abtrünnigen 
oder möglichen kühnentreu- 
en Kameraden die Wohnun- 
gen kurz und klein schlugen 
und die Bewohner mehrere 
Male krankenhausreif prügel- 
ten. Wenn auch vom ehemali- 
gen Generalsekretär Mosler 
»Gestapo-Methoden gegen wirk- 
liche Gegner«, wie den auf Füh- 
rungsebene der Kühnen-Frak- 
tion befindlichen Thomas 
Brehl, gebilligt wurden. 

Diese Auseinanderset- 
zungen sollten mit einer eher 
halbherzigen, wenn auch für 
die FAP politisch notwendi- 
gen, Erklärung beseitigt wer- 
den. So unterzeichneten die 
verfeindeten »Führer« einen 
SchriebindemdieUnterzeich- 
ner »auf gegenseitige Angriffe 
auf die politische Integrität 
und/oder die persönliche 
Ehre« verzichteten. So stand 
eszumindest geschrieben. Was 
jedoch an der Führungsspitze 
der Kühnen- oder Mosler- 
Fraktion munter weiterging. 
hatte an der Basis schon seit 
längerem keine Perspektive 
mehr. Dort arbeiteten die Fa- 
schisten flügelübergreifend 
rege zusammen. 

Zum Teil wurden auch 
die REPs munter von Alt- 
FAPlern wie Arnd-Heinz 
Marx unterwandert (inzwi- 
schen ist er schon wieder aus- 
geschlossen worden). Wie 
stark die Neofaschisten auf 
diese Unterwanderung setzen, 
zeigt sich auch hier in West- 
berlin. Dort wird als Parade- 
beispiel der Republikaner 


Wolfgang Wilkening, ehe- 
mals Mitglied in der Bürgeri- 
nitiative für »Demokratie und 
Identität« und bekannt für sei- 
ne Vorliebe für militante Neo- 
faschisten wie Günter Bern- 
burg u.a., genannt. 
Verwunderlich an die- 
sem Haufen, der da auf der 
Autobahn stand, war die ge- 
ringe Personenzahl. Von den 
aus gewöhnlich gut unterrich- 
teten Quellen genannten 350 
FAP-Mitgliedern, waren nur 
ganze 120 gekommen. Und 
dies, obwohl der Bundesvor- 
sitzende Friedhelm Busse 
»Alle Mitglieder« in der Einla- 
dung ausdrücklich »aufgefor- 
dert (hat), am Bundesparteitag 
teilzunehmen«. 
Ob und wo die FAP jetzt den 
Parteitagdurchgezogen hat, ist 
leider nicht zu sagen. 
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Nachtrag: 


»Deutsche für Deutsche« 


Kleiner Nachtrag zu unse- 
rem Artikel »Deutsche für 
Deutsche« in der letzten Aus- 
gabe des Infos: Der SPD-Se- 
natorin und Bürgermeisterin 
Stahmer ist es offensichtlich 
ziemlich unangenehm ge- 
worden, mit ihrer »sponta- 
nen« Schirmherrschaft fürdie 
Initiativedesdeutschtümeln- 
den Dietrich Bahner ins Ge- 
spräch gekommen zu sein. 
In einem, in einer 
Pressemitteilung vom 1.2.90 
wiedergegebenen, Offenen 
Brief an Bahner schreibt die 
SPD-Politikerin: »... ich lehne 


die Schirmherrschaft für weitere 
Aktionen ihrer Initiative ... gene- 
rell ab ...«. Sie bestätigt zwar 
darin, daß sie nach »Öffnung 
der Mauer ... spontan bereit« 
war, die Initiative zu »unter- 
stützen«, möchte aber bei wei- 
teren Aktionen der Bahner- 
Initiative nicht mehr genannt 
werden. 

Welche Meinung ihr 
SPD-Kollege Alexander Lon- 
golius, der neben Wohlrabe 
(CDU) und Dresdner Bank 
ebenfalls als Unterstützer der 
Initiative genannt wurde, 
dazuhat, ist unsnichtbekannt. 


Waffen für Nazis 


Ei DerUS-Geheimdienst CIA, 
ließ kürzlich verlauten, er 
habe klare Beweise für Ver- 
bindungen westdeutscher 
Nazi-Organisationen mit Ara- 
bischen Extremisten. Gemäß 
eines Berichtes über die BRD 
glaubt die CIA, daß große 
Mengen von Waffen und Ex- 
plosionskörpern von der li- 
banesischen 'Hezbollah' 
durch Europa geschmuggelt 
und an Nazi-Terror Gruppen 
verteilt wurden. 

Der vermutete Verwen- 
dungszweck dieser Waffen 
wird darin gesehen gewaltäti- 
ge Attacken und Bombenan- 
griffe auf US-Personal und die 
Militärbasen in der BRDdurch- 
zuführen. 

Es wäre nicht das erste 
Mal, daß westdeutsche Faschi- 
sten US-Einrichtungen angrei- 
fen. Bereits in den frühen 80er 
Jahren führten sie mehrere 
Angriffeauf US-Einrichtungen 
durch und heute ist gut mög- 
lich, daß im Zuge des An- 
schlusses der DDR und der 
erklärten Strategie der Nazis 
gegen 'die Besatzer', für ein 
neutrales Großdeutsches 


Reich, solche Angriffe von 
Seiten der Faschisten wieder 
aufgenommen werden. 
Damals sind diese 
Angriffe, unter anderem von 
Ottfried Hepp und Walter 
Kexel ausgeführt, mit einem 
»Antiimperialismus« begründet 
worden. Der Antiimperialis- 
mus wie ihn die Linke vertritt, 
geht von einer Selbstbestim- 
mung der Menschen aus, 
damit der Reichtum der Erde 
gleichmäßig aufgeteilt wird 
und kein Land über das ande- 


CIA-Beweise 
für Waffenlieferungen? 


> 


jeden 1. Sonntag Im Monat 
16.00 - 19.00 Uhr 
Fabrik Osloer Str. 12 
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B> re herrsche in einer Welt des 


Nazis in Frankfurt 
suchten ihr »heil« 
in der Flucht 


Friedens und der Völkerver- 
ständigung. 

Den »Antiimperialis- 
mus«, den die Rechte meint, 
hat mit dem der Linken nichts, 
aber auch gar nichts zu tun. 
Aus Sicht der neuen Rechten 
ist die USA ein Imperialismus, 
weil sie einerseits in ihrem 
Land die »Völker vermischt« 
und andererseits andere 
»Volksgemeinschaften« unter- 
drückt und ihnen ihre Kultur 
aufdrängt. Die Rechten sind, 
irreführenderweise, gegen Im- 
perialismus, wasbeiIhnenaber 
bedeutet, daßes keine »Durch- 
rassung« der Völker geben 
dürfe, das es sogenannte star- 
ke und schwache Völker gäbe 
und das die »starken« Völker 
die anderen, wenn nötig, un- 
terwerfen können — Antiim- 
perialismus wird umgedeutet 
zum Kampf der Völker um 
»Nationale Identität«. 

Um in ihren scheinbar 
wissenschaftlichem Kauder- 
welsch zu sprechen, daß der 
»Negride« genauso intelligent 
sei, wie der »Europide«, nur 
könne er nicht abstrakt den- 
ken, deshalb sei Technischer 
Fortschritt für die Völker Afri- 
kas »Artfremd« und von Ihnen 
fernzuhalten. Alles Klar? — 
Die alte Blutslehre in neuer 
Verpackung mitlinks klingen- 
den Worten eingeleitet. 


'NPD'-Aufmarsch 
in Frankfurt verhindert 


Ei Bereits zum fünften Mal 
hat die NPD versucht, in 
Frankfurt eineDemonstration 
durchzuführen. VierzigNPD- 
ler waren anwesend amange- 
geben Treffpunkt, zeitgleich 
mit etwa 4.000 AntifaschistIn- 
nen. Etwa 50% der Teilneh- 
merInnen waren Schülerln- 
nen, die vom StadtschülerIn- 
nenrat mobilisiert wurden. 
Weildie Demo derFaschisten 
zu einem stadtbekannten 
Fascho-Lokal führen sollte, 
versuchte die Polizei das Er- 
reichen dieses Ortes durch die 
GegendemonstrantInnen zu 
verhindern. 

Durch massiven Poli- 
zei-Einsatz nach ersten Range- 
leien (u.a. wurden vier Was- 
serwerfer eingesetzt) und ei- 
ner Hetzjagd am Main entlang 
trieben die »Beamten« die An- 
tifaschistInnen 100 Neonazis 
in die Arme: Dabei tat sich ins- 
besondere eine Sondereinheit 
der Frankfurter Polizei (BESI, 
Beweissicherung) hervor. Das 
Kalkül der Beamten allerdings 
ging nicht auf. Denn die so mit 
den Nazis konfrontierten An- 
tifaschistInnen waren Willens 
und in der Lage, sich zu weh- 
ren. Die etwa 100 Neonazis, 
diedieantifaschistische Kund- 


gebung hatten angreifen wol- 
len, bekamen so starke Gegen- 
wehr zu spüren, daß sie ihr 
»heil« in der Flucht suchen 
mußten. Nichtsdestotrotz hat 
es 27 Festnahmen von Antifa- 
schistInnen gegeben. Insofern 
läßt sich sicher auch nur von 
einem Teilerfolg sprechen: 
Zwar haben die NPDler sich 
nichtaufdieStraßegetraut und 
einige Neonazis auf's Maul 
bekommen und vor allem ist 
eine breite Gegenmobilisie- 
rung gelungen, dennoch sind 
die Verletzten und die Fest- 
nahmen erneut Ausdruck für 
die enge Verzahnung von Po- 
lizei und Neonazis. 

Nach Berichten von 
KundgebungsteilnehmerIn- 
nen (nach der ersten Ausein- 
andersetzung formierte sich 
ein Protestzug zur Hauptwa- 
cheder Frankfurter Polizei, der 
sich von dort in Richtung Un- 
tersuchungsgefängnis formier- 
te) war neben dem brutalen 
VorgehenderPolizeiinsbeson- 
dere das gut organisierte Auf- 
treten der Faschisten beach- 
tenswert, wird zugleich die 
Diskussion und Auseinander- 
setzung als Erfolg gewertet. 
Gute Stimmung in schwieri- 
gen Zeiten. 


jeden Dienstag 16-20h 


im KRÜMEL 1/44 


Weserstr. 155 
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Brutaler Überfall 
auf Flüchtlingsheim 


El Zweimal istam9. und 10.3. 
dasFlüchtlingsheim am Sach- 
senring in Essen-Stehle über- 
fallen worden. EineHordevon 
50 Nazi-Skins riß am Freitag 
abend Gehwegplattenausdem 
Bürgersteig vor dem Heim, 
drang mit Äxten, Knüppeln, 
Tränengas und vermutlich 
auch Schußwaffen in das Haus 
einund zertrümmerte Fenster- 
scheiben und Mobiliar im 
Erdgeschoß. Zwei Kinder und 
eine Frau mußten nach dem 
Überfall ins Krankenhaus. Die 
Polizei, dienach Berichten von 
Betroffenen erst spät eintraf, 
nahm sieben Nazi-Skinheads 
fest. Am Samstag randalierte 
erneut eine Gruppe der Nazis 


EB 


PAL- 


Geschäftsführer 
ist 


'Republikaner"' 


El Die PAL ist für die Erarbei- 
tung der -Ausbildungspläne 
und Prüfungen für Auszubil- 
dende in der Industrie zustän- 
digundderen Geschäftsführer 
Gerhard Luedtke ist Funktio- 
när der 'Reps'. Nach Protesten 
der Gewerkschaften und der 
Beschäftigten in den PAL- 
Komissionen ist Luedtke zwar 
von der Betreuung des Fa- 
chausschusses Wirtschafts- 
und Sozialkunde entbunden, 
doch wie aus der Stuttgarter 
IHK-Geschäftsstellezu verneh- 
men war sei Luedtke »auf ab- 
sehbare Zeit nicht ersetz- 
bar«.(Antifaschistische Nach- 
richten, metall) 


vordem Heim, doch die konn- 
te von Einwohnern vertrieben 
werden. 

Der Überfall auf das 
rund von 170 Einwohnern 
bewohnte Asylbewerberheim 
ist die seit Jahren schwerste 
Ausschreitung gegen » Auslän- 
der« in Essen und er war offen- 
sichtlich geplant. Inden Tagen 
vorher wurden mehrfach Nazi- 
Skins gesehen, die das Heim 
beobachteten. Vor allem die 
FAP versucht in dem Stadtteil 
seit längerem Anhänger zu 
sammlen. »Heil Hitler« Rufe 
waren auch bei den oben be- 
schriebenen Überfällen nicht 
zu überhören. (Antifaschisti- 
sche Nachrichten) 


3.3. '90 - 12.00 Uhr, die an- 
gemeldete Kundgebung des 
Antifaschistischen Bündnis- 
ses auf dem Karl-Muck-Platz 
findet mit ca.5.000 Leuten 
statt. DasSpektrumreichtvon 
Autonomen bis zu in bürger- 
lichen Organisationen zusam- 
mengeschlossenen Men- 
schen. 

Die Demonstration ist 
dann zum Jungfernstieg gezo- 
gen, bis dort ist die Menge auf 
ca. 7-8000 Leuteangewachsen, 
um die von REP und ähnli- 
chen 'Softfaschisten' angemel- 
dete Kundgebung zu verhin- 
dern. Die REP und andere 
haben ein Bündnis mit dem 
Namen 'Bürgerforum für Wie- 
dervereinigung' gegründet. 
Angesichts der antifaschisti- 
schen Demonstration sind sie 
aber nicht gekommen. So zu- 
mindest die Nachricht aus HH 
um ca 22.30 Uhr. 

Zuerst gab esdann die Überle- 
gung, die Strecke von dort bis 
zur Moorweide dichtzuma- 
chen. Dort sollteeine Kundge- 
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bung von der 'Nationalen Li- 
ste' und anderen 'Hardcorefa- 
schisten' stattfinden. Die anti- 
faschistische Demonstration ist 
dann aber geschlossen zur 
Moorweide gezogen. 

Dort um 13.00 Uhr an- 
gekommen, standen ca.30-50 
Faschisten mit Fähnchen auf 
dem Platz hinter einer Kette 
Bullen. Nichtsdestotrotz wur- 
de sofort von vielen Leuten 
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Kläglicher Haufen Fa- 
schisten, von Bullen 
geschützt 


versucht sie zu vertreiben. Es > 
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Auch die Bullen hatten 
ihre Schwierigkeiten 


Faschisten 
ausgepfiffen: 


Am 10.3. spielte St. Pauli in 
Köln. Als eine Menge fa- 
schistischer Hooligans ins 
Stadion kamen, wurden sie 
von St.Pauli und Kölner 
Fans gemeinsam ausgepfif- 
fen und mußten laut Beob- 
achter das Stadion verlas- 
sen. Eine gute Zusammen- 
arbeit von verschiedenen 
Fans, gegen Rechts. 


wurde aber leider keiner er- 
wischt, da die Demo aus ver- 
schiedenen Richtungen von 
ca.1.500 Bullen angegriffen 
wurde. Diesehatten sich in der 
Parkgaragedesnahegelegenen 
Congress Centrum mit Kampf- 
liedern, die dort zufällig an- 
wesenden Journalisten die 
Sprache verschlugen, warm 
gemacht. 

Bis ungefähr 13.20 Uhr 
gab es eine üble Schlägerei mit 
den Bullen und vielen Verletz- 
ten Leuten. Dann zogdieDemo 
mit ca 2.500 Leuten zurück zum 


Gänsemarkt, um dort eine 
spontane Kundgebung abzu- 
halten. Auf dem Weg dorthin 
ist aus einer sehr geladenen 
Stimmung heraus einiges an 
Glasschaden entstanden. Nur 
zu verständlich!!! DieseKund- 
gebungistdann vonden staats- 
dienenden Verteidigern der 
Faschisten nach Aussagen ei- 
nes Anwesenden wesentlich 
brutaler als an der Moorweide 
angegriffen worden. Es gab 
dort im Verhältnis noch mehr 
Verletzte als zuvor. 

Radio Hamburg mel- 
dete empört, daß die Polizei 
ziellos alle anwesenden Per- 
sonen, RentnerInnen, Passan- 
ten, DemonstrantInnen , zu- 
sammenschlug. Die Leute 
sind in einer einzigen 
Knüppelei bis zum 
Karolinen-Viertel 
getrieben worden. Erst 
dort wurde von den ver- 
bliebenen 1.000 Leuten ab- 
gelassen. Nach vorläufigen 
Einschätzungen - vom selbi- 
gen Abend -, um den dann be- 


ginnenden Faschistenmarsch 
zu beschützen. 

Während desgesamm- 
ten Geschehens, versuchten ei- 
nige Faschisten immer wieder 
zur Moorweide zu gelangen, 
wurden aber von aufgebrach- 
ten AntifaschistInnen konse- 
quent daran gehindert. 

Die Auseinanderset- 
zungen mit den Faschisten 
begannen bereits in der Nacht 
vom 2. auf den 3. März im 
Gebiet der Reeperbahn. Etwa 
200 Faschisten zogen in ver- 
schiedenen Gruppen umher 
und schlugen Leute zusam- 
men. AntifaschistInnen wur- 
den, von den Bullen massiv 
am Eingreifen gehindert. 67 
von ihnen landeten in dieser 
Nacht im Knast. Bei den Bulle- 
nangriffen auf die Demonstra- 
tion wurden laut Radio 100 und 
ARD 27 bis 40 Leute festge- 
nommen. 

Die erste Kundgebung 
der Faschisten fand, laut Anti- 
fa-Hamburg, am 23.12.1989 
statt. An ihr beteiligten sich 
vor allem faschistische Bur- 
schenschaftler, 'REP's, die 
'NPD!' und deren Jugendorga- 
nisation 'JN'. Eine zweite gab 
esam 2.3.1990, vorbereitet vom 
gleichen Spektrum zusammen 
mit terroristischen Neofaschi- 
sten ausder 'FAP' und der'NL' 
(Nationale Liste). 

Die antifaschistischen 
Aktivitäten zum 3.3.19% wur- 
den zum Großteil von der 
Antifa-Hamburg (einem Zu- 
sammenschluß antifa- 
schisti- 


DZ 
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scher Stadtteilinitiativen) vor- 
bereitet. In vielen Stadtteilen 
gab es zu diesem Datum Kiez- 
treffen, um eine effektive anti- 
faschistische Gegewehr zu 
diesen neofaschistischen Pro- 
vokationen zu organisieren. 

Etwa Woche vor dem 
3.3. beteiligte sich ein Antifa- 
schistisches Bündnis u.a. mit 
Flugblattverteilungen und 
ähnlichem anden Vorbereitun- 
gen. Von Senatsseite aus wur- 
dedie Antifaschistische Kund- 
gebung am Treffpunkt der 
Faschisten genehmigt und die 
Kundgebung derFaschistenan 
den Jungfernstieg und an die 
Moorweide verlegt. Dies soll- 
te allem Anschein nach zum 
einen das Trennen der Antifa- 
schistInnen von den Faschisten 
zur Folge haben, und zum 
anderen die AntifaschistInnen 
aus den Innenstadt herausloc- 
ken. So der Beobachter aus 
Hamburg. 

Inder Hamburger Pres- 
sewurdeinden Tagen vordem 
3.3. für die faschistischen 
Kundgebungen durch eine 
ausführliche Berichterstattung 
eine riesige Werbetrommel 
gerührt. 

Am Abend des 3.3. 
wollten die Neofaschisten aus 
derNLeine Veranstaltung mit 
demenglischen Geschichtsver- 
fälscher (»Historiker«) David Ir- 
ving durchführen. Was dar- 
aus geworden ist, muß nach- 
gefragt werden. 
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Nazi-Terrorist 
Manfred Roeder aus Haft entlassen 


EI Am 15. Februar dieses Jah- 
res wurde auf Veranlassung 
des BGHs der im Juni '82 
wegen Rädelsführerschaft in 
einer terroristischen Vereini- 
gung und versuchter Anstif- 
tung zum Mord zu 13 Jahren 
Haft verurteilte Manfred 
Roeder auf Bewährung ent- 
lassen. 

Roeder ist nach der 
vorzeitigen Haftentlassungdes 
Wehrsportgruppen-Chefs 
Hoffmann (s. Info Nr. 9) der 
zweite wichtige Nazi, der in 
die Vergünstigung vorzeitiger 
Haftentlassung kommt. Er 
gehörte in den 70er Jahren zu 
den führenden Personen der 
westdeutschen Nazi-Szene. 
Roeder war Wegbereiterinten- 
siver Kontakte der Nazis über 
die Grenzen hinweg. 

Er rühmte sich selber 
eine »verschworene Gemein- 
schaft« in 35 Ländern aufge- 
baut zu haben. Durch seine 
ausgedehnten Reisen, beson- 
ders nach Südamerika, zu 
Nazis und Kriegsverbrechern 
stellte er eine wichtige Verbin- 
dung zwischen alten und neu- 
en Nazis dar. 

Diese Kontakte pflegte 
er auch aus seiner Haft. Mit 
Hilfe seiner Frau, die weiter- 
hin auf dem »Reichshof« im 
Schwarzenborn im hessischen 
Knüll, der im Sommer 1975 mit 
Spendengeldern in Höhe von 
170.000 DM gekauft worden 
war, residierte, brachte er 
monatlich seine Rundbriefe 
der »Deutschen Gemeinschaft 
international« heraus. 

Seines Nazi-Karriere 
begann als. CDU-Mitglied, 
nach seiner Übersiedlung von 
West-Berlinnach Bensheim im 
Jahre 1970. Dort gründete er 
eine »Bürgerinitiative gegen mo- 
ralischeund politische Anarchie«, 
die Ende 1971 in »Deutsche 
Bürgerinitiative e. V.« umbe- 
nannt wurde und vomFinanz- 
amt in Darmstadt als gemein- 
nützig anerkannt wurde. 


Unter dem Beifall und 
mit Unterstützung beider 
christlicher Kirchen starteteder 
Rechtsanwalt seinen Feldzug 
gegen Sittenverfall, Pornogra- 
phie und Dekadenz. Dabei 
verknüpfte er seinen »Anti- 
Porno-Kampf« mit wilder anti- 
kommunistischer Hetze. Er 
versuchte z. B. mittels frei er- 
fundener Zitate von Mao, 
Lenin u. a. den Eindruck zu 
erwecken, als ob die damalige 
»Sex-Welle« ein Trick der 
Kommunisten zur Eroberung 
der Macht sei. 

Neben seinen anfängli- 
chen Überfällen auf »Sex-Mes- 
sen« undähnliche Aktionen im 
Rahmen seines damaligen 
»Kampfes« ging er auch gegen 
Kunstausstellungen, wie die 
Kasseler Documenta vor. 
Außerdem übersprühteer 1974 
eine polnische Ausstellung 
über das KZ Auschwitz mit 
roter Farbe. 

In den 70er Jahren war 
Manfred Roeder zusammen 
mitdem Autordes Buches »Die 
Auschwitz-Lüge«, Thies Chri- 
stophersen, und Erwin Schön- 
born Drahtzieher der Zusam- 
menarbeit der damals entste- 
henden NS-Gruppen. Roeder 
hatte durch seine Reisetätig- 
keit gute Auslandskontakte, 
die er auch für seine Flucht 
Anfang 1978 nutzte (s. InfoNr. 
8, Seite15).Indenletzten zwölf 
Monaten vor seiner Festnah- 
me am 1. 9.'80 war Roeder in 
sieben verschiedenen Ländern 
um seine Auslandskontaktezu 
pflegen. 

Ende 79/Anfang 80 
gründete Roeder die 'Deut- 
schen Aktionsgruppen', die 
im Zeitraum zwischen 21.2. - 
22. 8. 1980 insgesamt sieben 
Anschläge, darunter einen auf 
eine Schule, verübten. Bei die- 
sen Terrorakten starben zwei 
vietnamesische Flüchtlinge. 

Obwohllaut Bundesin- 
nenministerium die Terror- 
gruppe 'Deutsche Aktions- 


gruppen’ 16 Mitglieder hatte, 
wurden von der BAW neben 
Roeder nur vier Leute ange- 
klagt. 

Im Prozess wurde dar- 
auf verzichtet die Kontakte 
Roeders näher zu beleuchten 
und seineGeldgeber aufzudec- 
ken. 

Nach der jetzigen Haf- 
tentlassung ist mit weiteren 
Aktivitäten Roeders zu rech- 
nen, da sogar die BGH zuge- 
ben mußte, daßRoeders politi- 
sche Überzeugung von NS- 
Gedankengut durchsetzt ist. 
Ein erstes Treffen nach seiner 
Haftentlassung war für den 
17./18. März bereits angesetzt. 
Als Gäste eingeladen sein 
Nazis aus »Mitteldeutschland«. 
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Zu Roeders 
»Vergangenheit« 
siehe auch S. 55: 
'Neue Bildpost' 
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Bundesweite Konferenz 
»Dem Haß keine Chance« 


Sozialdemokratisierung 
der antifaschistischen 
Bewegung? 


BE Am 10,J11.2.90 fand die 
bundesweite Konferenz ge- 
gen Neofaschismus und Ras- 
sismus »Dem Hass keine 
Chance« in Frankfurt a.M. 
statt. Unerwartet kam es bei 
dem Abschlußplenum zur 
Aufkündigung der Mitarbeit 
und Spaltung der Konferenz 
durch Vertreter/innen von 
JUSO, IG Metall und Aktion 
Sühnezeichen/Friedensdien- 
ste (ASF). 

Sie waren bei dem 
Versuch gescheitert, nach der 
Ausgrenzung des autonomen 


Hier sollte ein Foto hin, daß leider imLay-Out-Chaos verlorengegangen 


ist, sorry. 


Bevor Volker Hauff, 
Frankfurter Bürgermeister, 
bei der Eröffnungsveran- 
staltung der Konferenz in 
der Paulskirche das Wort 
ergreifen konnte, besetzten 
50-60 linke und autonome 
Antifaschistinnen kurzzei- 
tig das Podium. 

Patriochale Struktu- 
ren in der bundesweiten 
Antifa-Bewegung, Aus- 
grenzung der Linken, So- 
zialdemokratisierung der 
Bewegung, Nationalismus 
bei der SPD und Teilen der 
Grünen waren u.a. die 
Themen von zwei Redebei- 
trägen aus den Reihen der 
PodiumsbesetzerInnen, mit 
denen das Poulskirchen-Pu- 


blikum konfrontiert wurde. 
Der anwesenden Prominenz 
schien das sichtbar zu miß- 
fallen. 

Die anschließende 
Rede von Hauff war von 
Zwischenrufen, Pfiffen und 
einem kurzen Gerangel um 
das aufgehangene Transpa- 
rent begleitet, das ein eifri- 
ger Hauff-Anhänger herun- 
terholen wollte. Der vollstön- 
dige Text des Transparents 
lautete: 

»Kampf dem Fa- 
schismus heißt Kampf 
jeder Herrschaft. Na- 
zibanden = Handlan- 
ger frauenfeindlicher, 
re Staatspo- 
itik«. 


Spektrums auf der vorherge- 
henden Konferenz in Bremen, 
nun DKP und SDA]J rauszu- 
schmeißen. Dieser Versuch 
warin der Annahmeeiner ent- 


sprechenden Resolutiondurch 
die überwältigende Mehrheit 
der Konferenz-Teilnehmer!In- 
nen zurückgewiesen worden. 
Das Bestreben, die antifaschi- 
stische Bewegung zu einem 
Anhängsel sozialdemokrati- 
scher und realo-grüner Politik 
zurechtzustutzen, hat einen 
Dämpfer erlitten. 


Bremen und die 
Folgen 


Dabei hatte es in Bre- 
men für die Vertreter/innen 
dieses Flügels recht verhei- 
ßungsvoll begonnen. Auf der 
dortigen Konferenz Ende Ja- 
nuar 89, zuder zahlreiche Inis, 
Organisationen und Einzelper- 
sonen aufgerufen hatten, hat- 
ten sich die Befürworterinnen 
einer Öffnung der antifaschi- 
stischen Bewegung in Rich- 
tung SPD, CDU und Kirchen 
durchgesetzt. Während die 
DKP sich in freiwilliger Zu- 
rückhaltung übte und die Ent- 
wicklung sonst mittrug, wa- 
ren die VertreterInnen von 
linken und antikapitalistischen 
Strömungen in der Minderheit. 

Einhergehend mit der 
Öffnung zum bürgerlichen 
Lager wurde die inhaltliche 
Ausgrenzung eines aktiven 
Teils der antifaschistischen 
Bewegung betrieben. Das hieß: 
Konsequentes Ausblenden der 
gesellschaftlichen Ursachen 
für Faschismus und Rassis- 
mus, kein Wort über die Rolle 
der SPD bei der bisherigen 
AusländerInnengesetzgebung 
oder die Grauzone zwischen 
Konservativen und Faschisten 
(das Erstarken der 'Republika- 
ner' wurdebezeichnenderwei- 


se in Bremen nur am Rande 
zur Kenntnis genommen). 

Das mit dem, von einer 
Mehrheit angenommenen, 
Motto: »Leben und Lieben, dem 
Hass keine Chance« Linke und 
Autonome ausgegrenzt wur- 
den, schien kaum jemandem 
»Bauchschmerzen« zu verursa- 
chen. Ein sechsköpfiger'Koor- 
dinationsausschuß' (KO), dar- 
unter gerade mal eine Frau, 
wurde mit der Vorbereitung 
der Frankfurter Konferenz und 
einiger weiterer Aufgaben 
(gemeinsames Plakat, Rund- 
briefe, etc.) beauftragt. 

Während angekündig- 
te Aktionen (z.B. gegen die 
Verschärfung der Auslände- 
rInnengesetzgebung) nicht 
stattfanden, ging hinter den 
Kulissen das Geziehe und 
Gezerre weiter. Der Plan Her- 
bert Schnoor, Innenminister 
von NRW, in Frankfurt auf’s 
Podium zu holen, mußte zwar 
fallengelassen werden, dafür 
sollte der Frankfurter Bürger- 
meister Volker Hauf bei der 
Eröffnungsveranstaltung re- 
den können (siehe Bildunter- 
schrift im Kasten ohne Bild). 

Schließlich machte das 
Frankfurter Multikulturelle 
Amt unter Leitung von Dany 
Cohn-Bendit seine finanzielle 
Unterstützung der Konferenz 
vonderTeilnahme von Walter 
Janka aus der DDR als Redner 
abhängig. Trotz eines anders- 
lautenden Beschlußes eines 
Vorbereitungsplenums, willig- 
te der KO ein. Die Sache schei- 
terte nur an der Absage von 
Janka. 


Frankfurt und (K)ein 
Ende? 


Daß der KO, der sich 
mittlerweile als »Antifa e.V.« 
basisunabhängig gemacht 
hatte, seine Aufgabe nicht nur 
in der Koordination bundes- 
weiter antifaschistischer Struk- 
turen begriff, zeigtesich weni- 
ge Tage vor Konferenzbeginn, 
als der Vertreter der Jusos im 
KOeinen Unvereinbarkeitsbe- 
schluß mit DKP und SDA]J 
forderte. 

Der KOfandeine »Kom- 
promißformel«, die die politi- 


antifa - info Nr. 11 / Mai - Juni ‘90 


schen Absichten besser ver- 
schleiern sollte: DKPund SDAJ 
wurdenals unterstützende Or- 
ganisationen der Konferenz ge- 
strichen. Begründung: Sie hät- 
ten seit Dezember '89 nicht 
mehr an Vorbereitungstreffen 
teilgenommen (der bisherige 
DKP-Vertreter warim Dezem- 
ber aus der Partei ausgetreten, 
verblieb aber im KO). An 
zweiter Stelle war erst davon 
die Rede, daß »... zentrale Ele- 
mente ihrer aktuellen Praxis ... 
dem Zweck des Bündnisses« 
widersprechen würden. Die- 
sem faktischen Ausschluß 
stimmten die Mitglieder des 
KO, bei zwei Enthaltungen, 
einstimmig zu. 

Der KO hielt es auch 
nicht für nötig, mit diesem 
angemaßten Beschluß an die 
Öffentlichkeit zu gehen. Erst 
im Verlauf der Konferenz sik- 
kerteeinigesdavon durch und 
führte dazu, daß beim Ab- 
schlußplenumeineResolution 
eingebracht wurde, die diese 
Spaltung zurückwies und 
Aufklärung über den Vorgang 
verlangte. 

Kaum war die Abstim- 
mung darüber abgeschloßen, 
verkündete der Juso-Vertreter 
den Abbruch der Mitarbeit 
seiner Organisation. Es half 
auch nichts, daß Jusos aus 
Hamburg ihr Verbleiben auf 
der Konferenz und ihre Miß- 
billigung überdie Spaltung be- 
kundeten, die Vertreter/innen 
von IGM und ASF im KO 
kündigten ebenfalls die Mitar- 
beit auf. 

In der verbleibenden 
Zeit gelang es dem nun etwas 
kopflosen Plenum nicht mehr, 
sich darüber zu verständigen, 
ob und wie weitergemacht 
werden sollte. VertreterInnen 
der Landeskoordination aus 
NRW kündigten lediglich an, 
sichinabsehbarer Zeitum eine 
bundesweite Einladung zu 
kümmern. Was daraus wird 
und unter welchen politischen 
Vorzeichen das dann stehen 
wird, ist noch unklar. Es war 
übrigens noch zuerfahren, daß 
ähnliche Spaltungsversuche 
im Vorfeld der Konferenz in 
regionalen Bündnissen stattge- 
funden haben sollen. Ein Zei- 


chen dafür, daß Frankfurt kein 
»Sonderfall« war. 


Aussichten 


Angesichts eines ge- 
wachsenen Nationalismus und 
den Entwicklungen inderDDR 
und der BRD werden Spal- 
tungsversuche und Angriffe 
auf die Antifa-Bewegung in 
nächster Zeit eher weiter zu- 
nehmen. Dabei gewinntdieTo- 
talitarismus-Doktrin, die 
Gleichsetzung von »links« mit 
»rechts«, alsein Instrument der 
Spaltung und Zähmung der 
Bewegung an Bedeutung. Das 
hat sich auch auf der Konfe- 
renz gezeigt. 

Was vor einigen Jahren 
noch das Geschäft bürgerlicher 
Konservativer war, die Ver- 
knüpfung von Faschismus und 
Stalinismus, wird zunehmend 
auch im »fortschrittlichen« 
Lager betrieben. Die damit 
verbundene Verharmlosung 
des Faschismus (und der aktu- 
ellen faschistischen Strömun- 
gen), wie sie im »Historiker- 
streit« sichtbar wurde, kann 
heuteauchin derTAZ nachge- 
lesen werden. (Jüngstes Bei- 
spiel dafür ist der Artikel von 
H.C. Buch vom 13. 3. '%, in 
dem er behauptet, »... daß der 
Stalinismus eine linke Variante 
des Faschismus« darstelle.) 

Auf der Konferenz in 
Frankfurtgabesdennauchden 
Versuch »Stalinismus in der An- 


tifabewegung« zum Thema zu & 
machen. Zwar richtet sich der 


Vorwurfbisher vorwiegend an 
das DKP-Spektrum, gemeint 
sind aber alle antikapitalisti- 
schen Positionen. Der KO, mit 
deutlich sozialdemokratischer 
Ausrichtung, hat dieses Spiel 
mitgespielt. Wirft mensch ei- 
nen Blick auf die nationalisti- 
sche SPD-Politik, werden die 
Hintergründe dieser Haltung 
(mit Blick auf dieanstehenden 
Wahlen) klar. 

Der Funktionärsklün- 
gel des formal nicht mehr be- 
stehenden KO trifft sich wei- 
terhin, auch nach der Konfe- 
renz. Esbleibtabzuwarten, wie 
sich in der Zukunft ihre Basis 
dazu verhält. Bündnispolitik, 
d.h. Zusammenarbeit in prak- 
tischen Fragen, hat nachwie- 
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vor ihre Berechtigung, wird 
sich aber u.a. mit jenen Teilen 
der Basis der reformistischen 
Organisationen entwickeln 
müssen, die die Ausgrenzung 
antikapitalistischer Positionen 
in Frankfurt abgelehnt und so 
ihren Funktionären eine Nie- 
derlage verpaßt haben. 


Für die Auflösung 
und Zerschlagung aller 
faschistischen Verbände und Organisationen! 


Abwarten und 


Tee trinken (uns katiee) 


ist nicht genug. Wir wollen nicht nur 


Palavern 


und ab und zu 


Filme gucken. 


Wir wollen zusammen überlegen, was wir 


\ gegen die "Republikaner" 


tun können! 


Jeden Monat 


am 2. Sonntag ee 
15.00 Uhr im Im 


Cafe Scheselong| Tr 
Wilsnacker Str. 61, 1721 LAA/V\ 


Re, a Tas 
SER 
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Zweite Ausgabe 
des türkischen 


Antifa-Infos 


Mi Die zweite Ausgabe des 
'"Antifasist Haber Bülteni' ist 
soeben erschienen, hier eine 
Zusammenfassung der be- 
handelten Themen: 


Jugendgangs 


Seit Monaten wird die 
öffentliche Stimmung gegen 
dieJugendgangs, die'36 Boys’, 
die 'Fighters' und die 'Black 
Panthers' u.a. von der taz, der 
türkisch sprachigen Hürryet 
und der Westberliner Polizei 
angeheizt. Diese Gruppen 
werden diskriminiert —indem 
behauptet wird sie seien alle 
»kriminell« sollen sie von der 
übrigen Bevölkerung isoliert 
werden. 


Antifasist 


ABER 2 


Zwei 
Schwerpunktthemen 
imHaber Bülteni Nr.2: 
-Jugendgangs 
"Frauen 


Der Polizei soll bei der 
Kriminalisierung freie Hand 
gelassen werden und diesen 
Polizeiterror kriegen jugendli- 
che EmigrantInnen durch die 
zahlreichen Festnahmen in 
letzter Zeit besonderszu spüh- 
ren. Das Haber Bülteni nimmt 
gegen diese Kriminalisierung 
Stellung und verteidigt die 
Gangs gegen die Anfeindun- 
gen. 

Gangs gibt es seit eini- 
gen Jahren in Westberlin, sie 
schlossen sich zusammen ge- 
gen Discoverbote, Rausschmis- 
se aus Jugendheimen und zur 


gemeinsamen 
Freizeitgestal- 
tung, aber 
auch als Ab- 
wehr gegen 
Faschisten. 

Heute Sg 
hat die rassisti- 
sche Gewalt auf % 
den Straßen zuge- 
nommen und seit dem 
20.April 1989 haben vieleJu- 
gendbanden keinen Zweifel 
daran gelassen, daß sie auch 
bereit sind sich selbst zu ver- 
teidigen, deshalb werden sie 
verschärft kriminalisiert. Das 
Haber Bülteni macht Vorschlä- 
ge für eine Zusammenarbeit 
gegen die Faschisten und ruft 
dazu auf die Streitereien und 
Gebietskämpfe untereinander 
einzustellen und Verbindung 
mit Antifa-Gruppen aufzuneh- 
men. 

In diesem Zusammen- 
hang istauchein Interview mit 
der Hamburger Gruppe 'Red 
Cops’ veröffentlicht, diediean- 
tifaschistische Selbsthilfe in 
Bergedorf praktizieren. Daran 
anknüpfend enthält die Zei- 
tung einen Beitrag der 'Antifa- 
sist Genglik'(Antifaschistische 
Jugend), indem sie konkretere 
Vorschläge zur Organisierung 
in den Stadtteilen machen, 
mehr dazu im nächsten Info. 


Frauen: 


Einen weiteren Schwer- 
punkt des Heftes bilden Be- 
richterstattungen und Artikel 
aus der Sichtweise von Frau- 
en.EinetürkischeFrau schreibt 
über die sexuellen Belästigun- 
gen, die sie am Arbeitsplatz 
und auf der Straße von ihren 
männlichen Kollegen erfährt. 


At 
17% sau re Frau 


Eine 
ande- 


ihre Gefühle im Zusammenle- 
ben mit einem Mann, erzählt 
über sich, ihre Liebe und dem 
ständigen Druck des Mannes, 
dersiezum Nachgeben zwingt, 
umihre Liebe unter Beweis zu 
stellen. 

Wenn sie sich als Frau 
die beim Mann selbstverständ- 
lichen Freiheiten nimmt, wird 
sie gleich als »Schlampe« oder 
ähnlichem beschimpft. Sie 
erzählt über diese Lüge, die 
ihr alle erzählen, die nur ihr 
»Bestes« wollen. Dieser Artikel 
befasst sich speziell mit der 
Frauenunterdrückung in der 
türkischen Gesellschaft -er soll 
für eines der nächsten Infos 
übersetzt werden. Zur Ge- 
schichte des internationalen 
Frauentages und dem Streik 
der ErzieherInnen in den Kin- 
dertagesstätten sind weitere 
Beiträge veröffentlicht, sowie 
die Übersetzung eines Flug- 
blattes von Frauen, das über 
die vermehrten Übergriffe 
gegen Frauen durch Rechte in 
Westberlin informiert. 

Ein weiterer Schwer- 
punkt ist das neue Ausländer- 
gesetz aus dem Auszüge ver- 
öffentlicht und kommentiert 
werden. Es werden die Aus- 
wirkungen aufgezeigt, diedas 
neue Gesetz für die Emigran- 
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tInnen haben wird. Auch die 


Geschichte der Ausländerge- 
setzeinderBRDab 1945, deren 
Vorlagen ausden Gesetzen der 
Nazi-Zeit stammen, wird be- 
leuchtet (siehe Artikel Auslän- 
dergesetz). 

Sonst gibt es noch eine 
Reihe weitere spannende Arti- 
kel über die Situation in der 
DDR und den anwachsenden 
Nationalismus bei vielen Deut- 
schen, sowie über die letzten 
Wahlerfolgeder faschistischen 
'Front National' in Frankreich, 
die eine Verschärfung des 
Immigrationsgesetze zur Fol- 
gehatten. Abgeschlossen wird 
das Heft mit einer Comikseite 
und Presseschnipseln über 
wichtige Ereignisse der letz- 
ten zwei Monate. 

Das 'Antifasist Haber 
Bülteni' erscheint zweimonat- 
lich und ist zu beziehenüber: 


Avni Geng 
Gneisenaustr. 2a, 
1000 Berlin 61 


NET Jim Kiezladen, Falckensteinstr. 46 


ab April jeden Mittwoch ANTIFAI 


1. und 5. Mi. im Monat: Antifa Genglik 

2. und 4. Mi. im Monat: Antifa-Kneipe wie gehabt 

am 3. Mi. im Monat: Frauen und Lesben Antifa-Kneipe 

und jeden Mi. von 16-20 Uhr - Kreuzberger Jugendfront-Kneipe 


Auf zur Antifa-Kneipe 
Falckensteinstr. 46, I Berlin 36 - U-Bht. Schtesisches Tor oder Bus 28 


21.4. - 29.A.: Aktionstage gegen das 
Ausländergesetz (Programm siehe Ankün- 
digen) 

27.4.: Verabschiedung des Ausländer Ge- 
setzes im Bundestag 

1.Mai: Antifaschistischer Block auf der 
DGB Demo-Treffpunkt 8 Uhr 30 am Halleschen 
Tor, Revolutionäre 1.Mai Demo Treff- 
punkt 13 Uhr am Oranienplatz, Kreuzber- 
ger Kiez-Fest auf dem Görlitzer Bahnhof 
geplant, war bei Redaktionsschluß noch verbo- 
ten, Beginn 15 Uhr 

5.Mai: Veranstaltung gegen den 
Rassismus und Sondergesetze, Ortwirdnoch 


Abonniert 


bekanntgegeben 

8.Mai: Demonstration "zum 45. Jahrestag 
der militärischen Niederlage des Faschismus: 
Nie wieder Faschismus" um 17 Uhr am Stein- 
platz, ob das auf Flugblättern von den REP an- 
gekündigte Treffen "aller Patriotischen Kräfte" 
in Westberlin stattfinden sollte, wird sich Demo 
zum Veranstaltungsort bewegen. 

24.5. - 27.A.: Katholischer Kirchentag, 
Vielfältige Aktionen und Veranstaltungen unter 
anderem gegen die "Lebensschützer" oder den 
klerikalen Faschisten von 'Opus Dei' werden 
bereits geplant, das nähere entnehmt bitte den 
entsprechenden Aufrufen 


ABO* 25,-- DM © 
Förder-ABO 50,-- DM © 


*) ABO: Ein Jahr lang alle ANTIFAJUGENDINFOS, 
sowie Flugblätter, Plakate und Presseerklärungen der ANTIFA-JUGENDFRONT 


Zahlbar Im Voraus bar oder per Scheck 
ANTIFA-JUGENDINFO, Gneisenaustraße 2a, 1000 Berlin 61 


jeden 3. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr 
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Berlin (Ost wie West) wird 
zum Anziehungspunkt von 
Neonazis. Nach den 
Demonstrationsversuchen der 
NPD in Frankfurt a. Main und 
den Aufmärschen der 
"Nationalen Liste' des Kühnen 
Flügels in Hamburg (s. Artikel 
in diesem Heft), war der 
Westberliner Stadtteil Steglitz 
am 17.März '90 Schauplatz 
einer Demonstration von 
Kühnens FAP. 

N rn 


HM Die Nazis, unter ihnen Michael Küh- 
nen, waren in zwei Bussen aus West- 
deutschland angereist und trafen sich in 
der Kneipe »Elephant« am Steglitzer 
Damm. Über hundert von Ihnen nahmen 
an einem Treffen in den Versammlungs- 
räumen des Lokals teil, das von der 
»Initiative Volkswille« angemeldet wor- 
den war. Diese Organisation wurde von 
Kühnen und Co als Ersatz für die im 
Februar 1989verbotene »Nationale 
Sammlung« gegründet. Gegen 19 Uhr 30 
formierten sich die Faschisten direkt vor 
dem Treffpunkt zu einem Aufmarsch. 

Die hauptsächlich aus West- 
deutschland und der DDR angereisten 
Nazis waren teilweise uniformiert, streck- 
ten die Arme zum 'Sieg Heil' und führten 
in ihrer Marschordnung die schwarz- 
weiß-rote Preußenfahne und die Reichs- 
kriegsflaggemit sich. Begleitet wurde der 
Zug von drei, später vier Mannschafts- 
wagen, der Westberliner Polizei, die kei- 
nerlei Anstalten machte den Aufmarsch 
zu verhindern. 

Der Aufmarsch war von kurzer 
Dauer, unter Parolen wie »Deutsche Ju- 
gend für deutsche Einheit« zogen die Nazis 
auf den Hermann-Ehlers-Platz vor dem 
Steglitzer Rathaus und hielten eineKund- 
gebung ab. Für eine öffentliche Würdi- 
gung, da sich ja sonst kaum Menschen 
auf den Straßen befanden, sorgten zwei 
mitgebrachte bzw. bestellte Kamera- 


Michael Kühnen 
und 
Reisz (FAP) 


'FAP'-AUFMARSCH 


teams, die ihren Film auch am nächsten 
Abend im Fernsehen ausstrahlen durf- 
ten. Anschließend verschwanden die 
Nazis in der U-Bahn. 

Es ist das erste Mal seit 1986, als 
die'BürgerinitiativefürDemokratieund 
Identität' (BDI) eine Kundgebung am 
Fehrbelliner Platz gegen die »Asylflut« 
abgehalten hatte, daß Nazis in Westber- 
lin in dieser Anzahl wieder ungehindert 
aufmarschieren konnten. 


Sie halten ihre Stunde durch das 
Aufleben des deutschen Nationalismus 
im Zuge des Anschlusses der DDR und 
der wachsenden AusländerInnenfeind- 
lichkeit für gekommen. 

Die'Republikaner' versuchen die 
Stimmung der Anwohner des Polenmark- 
tes gegen die Polen auszunutzen und 
riefen in Flugblätter zur Teilnahme an 
der Demonstration gegen den Polenmarkt 
auf. Das ist die Zeit auf die sie lange 
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Nazis in »BERLIN« 


gewartet haben, obwohl die Geschwin- 
digkeit der Rechtsentwicklung anfangs 
auch alle Fraktionen der Rechten über- 
rascht hatte. Allen Gruppen der faschisti- 
schen Rechten gemeinsam ist die Forde- 
rungnach einem Volksentscheid über den 
Anschluß der DDR und die Aufforde- 
rung gegen den »UIS- und Sovjetimperialis- 
mus« einzutreten, mit der Forderung 
»Besatzer Raus«, und »Ausländer Raus«, 
gegen »kulturelle Überfremdung«. In ihren 
Zeitungen wird festgestellt, daß der »Ei- 
nigungsprozeß« bisher nur von der DDR 
Bevölkerung auf die Straße gebracht 
wurde und daß die faschistische Rechte 
inder BRDdaran noch wenig Anteilhatte 
Die Faschisten sind auf dem 
Sprung ihre gesellschaftliche Isolierung 
zu überwinden, indem sie nur an die 
Themen anknüpfen müssen, die in der 
Öffentlichkeit von den Medien verbreitet 
werden. Rückendeckung erhielten sie in 
den letzten zwei Fällen in Westberlin und 
Hamburg von einem SPD geführten 
Senat, der sie marschieren ließ bzw. sie 
gegen eine 6.000 Menschen zählende Ge- 
gendemonstration verteidigte. 

Das ist der Moment an dem sich 
eine antifaschistische Selbsthilfe bewäh- 
ren muß. DieFaschisten setzenden Kampf 
auf der Straße auf die Tagesordnung, die 
Zahl der Überfälle von Nazi-Skins, Fa- 
schos, Rassisten und aufgehetzter Bürger 
und Jugendlicher hat in den letzten 


Monaten zugenommen: Im Grenzgebiet 
zur DDR, auf dem U- und S-Bhf. Frie- 
drichsstraße sowie am Schlesischen Tor 
vergeht keine Woche ohne Überfälle. 

In der Sylvesternacht waren 
mehrere Frauen am Schlesischen Tor 
Opfer von Überfällen einer Gruppe von 
ca. 20 Nazis. 

Die besetzten Häuser in der 
Marchstr. wurden nach einem abgewehr- 
ten Angriff von Nazis dafür von den 
Bullen zwei Stunden belagert, eine Groß- 
razzia konnte durch das Eintreffen einer 
AL-Abgeordneten nochabgewendet wer- 
den. Die Antwort der BesetzerInnen war 
eine Demonstration durch den Charlot- 
tenburger Kiez. Mahmut Ahzar ein paki- 
stanischer Student der FU starb an den 
Folgen eines Überfalls von einem DDR- 
Bürger, der seinen Angriff miteinem Feu- 
erlöscher-Deckel mit den Worten 
»Deutschland den Deutschen« einleitete. 

Die Gewalt von Rechts hat aufder 
Straße in beiden Teilen der Stadt zuge- 


Die antifaschistische 5 
te er 


Mi 
aschistische Gewalt! 
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nommen, sie verschärft das Klima zwi- 
schen den EmigrantInnen, den Polenund 
den übrigen Bevölkerungsteilen. Die 
zunehmenden Überfälle von »Deutschen« 
auf »Nicht-Deutsche« sind die Ursache für 
die Gewalt untereinander auf den Stra- 
ßen und hauptsächlich die jungen Emi- 
grantInnen antworten ihrerseits und 
verteidigen sich gegen eine Welt desRas- 
sismus. Dafür werden sie seit Monaten 
verstärkt von der Polizei verfolgt und 
kriminalisiert. 

Wir wollen dieser Entwicklung 
eines Klimas in dem Faschisten offen 
auftreten und ihren Terror ausbreiten 
können nicht tatenlos zusehen. Die Anti- 
fa-Bewegung hat um den 20. April letz- 
ten Jahres bewiesen, daß es möglich ist 
eine wirksame Antifaschistische Selbs- 
thilfe mit denjenigen zu organisieren, die 
angegriffen werden, die sich wehren 
wollen, die nicht warten wollen bis siean 
der Reihe sind. In dieser Selbstschutz- 
Kampagne wurden vieleErfahrungen ge- 
sammelt, die heute von Nutzen sind, das 
Rechte Klima hat sich zwar verschärft, 
doch wir sind immer noch Viele, wenn 
wir zusammenarbeiten. 

Die Antifaschistische Selbsthilfe 
kann nicht von einer Gruppe oder Zu- 
sammenhang alleine organisiert werden, 
zu zahlreich sind die älle gewor- 
den, doch gibt es in fast allen Westberli- 
ner Stadtteilen eine Gegenwehr, die die 
Nazis bis jetzt davon abgehalten hatte 
wieder öffentlich zu marschieren. 

Auch wenn wir wissen, daß die 
Nazis keinen dumpfen Hitler Kult mehr 
vertreten, ist doch der 20.April ein Da- 
tum, an dem außer Feiern auch Überfälle 
zu erwarten sind. Wenn im letzten Jahr 
ein Großteil der geplanten Veranstaltun- 
genderFaschisten abgesagt worden sind, 
solagdasan der Rücksichtnahme auf die 
Wahlerfolge der 'Republikaner'. 

Nach unseren Informationen 
haben wichtige Bindeglieder zwischen 
den militanten Faschisten und den sich 
gemäßigter gebenden 'REP' darauf hin- 
gearbeitet. Für den 20.April 1990 im be- 
sonderen ist jedenfalls höchste Aufmerk- 
samkeit verlangt, denn die Nazis treten 
aller Orten mit verschärftem Terror auf 
und wollen die Straße erobern. 


elbsthilfe organja 
ide, ırat gegen 
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Rassistischer 


MORD 


ın Westberlin 


Nachdem er im Januar von 
einem angetrunkenen 
DDR-Bürger 
zusammengeschlagen 
worden war, starb der 
pakistanische Student 
Mahmud Azhar am 6. März. 
Durch seine lange 
Bettlägrigkeit im 
Krankenhaus, hatte er sich 
eine Lungenembolie 
zugezogen. Während seines 
Krankenhausaufenthalts 
scheute sich Azhar 

aus Angst vor weiteren 
Repressionen an die 
Öffentlichkeit zu gehen. 


EM Beim Verlassen des FU-Institutsge- 
bäudes für Biochemie hatte sich der 
DDR’ler Azhar mit ausländerfeindli- 
chen Parolen wie » Deutschland den 
Deutschen « in den Weg gestellt und 
seinen Pass verlangt. Als Azhar sich ins 
Gebäude flüchtete und die Polizei an- 
rufen wollte, riß der Angreifer das 
Telefonkabelausder Wand und schlug 
mitdem Deckeleines Feuerlöschers auf 
dessen Kopf, bis er blutete. Azhar rief 
nach dem Überfall die Polizei an. Die 
reagierteabererst, alsauch ein Taxifah- 
rer Meldung machte. 

Der zunächst festgenommene 
Täter wurde nach einem Verhör trotz 
Fluchtgefahr wieder freigelassen und 
konnte unbehelligt in die DDR zurück- 
kehren. Die Polizei stellte wenige Tage 
daraufdasVerfahrenein.Dasmußaber 
wieder aufgenommen werden, nach 
dem die Angehörigen Anzeige erstat- 
tet haben. Welche Beamten in der No- 
trufzentrale und beim Einsatz Dienst 
hatten, sei nach Auskunft von Polizei 
und Staatsanwaltschaft 2.2. nicht zu 
ermitteln. 

Auf einem Treffen, zu dem der 
Pakistanische Studentische Verein ein- 


geladen hatte, wurde u.a. die Durch- 
führungeiner Demonstration beschlos- 
sen. An der Demonstration am 24.3. in 
derInnenstadt beteiligten sich etwa 300 
Leute. Außerdem fanden mehrmals, 
jeweils an einem Mittwoch und Sams- 
tag, am Breitscheidplatz Mahnwachen 
statt. 

Insgesamt wurde der Vorfall in 
der Öffentlichkeit kaum zur Kenntnis 
genommen. Ebenso wie der staatliche 
Rassismus in Form verschärfter Aus- 
ländergesetze ist der rassistische Ter- 
ror auf der Straße kein Thema für die 
bürgerlichen Medien. Die Zusammen- 
hänge sollen im Dunkeln bleiben. 

Innerhalb eines Jahres ist dies 
bereits der zweite rassistische Überfall 
mit tödlichem Ausgang in Westberlin. 
Wenn es überhaupt in diesem Fall zu 
einem Gerichtsverfahren kommt, ist zu 
erwarten, daß die Tat wieder einmal 
zum » Einzelfall « erklärt werden wird. 
Schließlich wollten beidem Mörder von 
Ufuk Sahin weder Gericht noch Staats- 
anwaltschaft in AusländerInnenhaß 
und Rassismuseinen Grund für die Tat 
erkennen und sorgten für ein mildes 
Urteil. 
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Im letzten Info-Blatt haben 
wir ausführlicher über die 
Anfänge der Entwicklung 
faschistischer Gruppierungen 
in der DDR berichtet. 
Mittlerweile hat sich diese 
Tendenz verschärft, 
bewaffnete Überfälle von 
Nazi-Skins auf linke 
fortschrittliche Menschen und 
Ausländerinnen haben ein 
erschreckendes Ausmaß 
angenommen. Ob in 
Ostberlin oder Leipzig, fast 
jedesmal sind auch Nazis 
aus dem Westen beteiligt. 


Beim Nazi-Aufmarsch in Leipzig 


is in de 


Naz 
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EI Am Samstag dem 17.März wurdeein 
besetzte Haus im Berliner Stadtteil Prenz- 
lauer Berg gleich zweimal überfallen, das 
erste Mal von 200-300 Anhängern des FC 
Berlin, dem alten Stasi Verein, dessen 
Fans schon seit langem von Nazis beein- 
flußt worden sind, und das zweite Mal 
von einer Gruppe von 30-40 Nazis, die es 
nach dem ersten zurückgeschlagenen 
Angriff noch einmal probierten. 

Nach Augenzeugenberichten sol- 
len unter den Angreifern auch einige 
Nazis aus dem Westen gewesen sein, die 
die Situation anheizten. Auch der zweite 
Angriff wurde von den Bewohnern und 
ihren Unterstützern abgewehrt, auf der 
Strecke blieben zwei Volks-Polizisten, die 
sich den Nazis ohne Schutzausrüstung 
entgegengestellt hatten. Das war der bis- 
herige traurige Höhepunkt nach den 
Spielen des FC Berlin. Schon seit Mona- 
ten sorgen die Nazi-Fans des Vereins für 
Jagd aufLinkeund AusländerInnen nach 
den Heimspielen im Prenzlauer Berg Sta- 
dion. Bereits zwei Wochen zuvor zogeine 
200 Personen starke von Nazis geführte 
Gruppe nach einem Spiel des FC-Berlins 
zu einem Laden, der von unabhängigen 
Linken eröffnet worden war, und zer- 
störten die Scheiben. 

Doch nicht nur an den Samstagen 
nach den Fußballspielen auch unter der 
Woche hat die rassistische Gewalt und 
die der Nazis zugenommen. So z.B. im 
Wahlkampf, in dem es mehrere schwere 
Überfälle gegen Linkebei Plakataktionen 
und Flugblattverteilen gab, wobei es zu 
einigen Schwerverletzten kam. Immer 
wieder werden die besetzten Häuser und 
deren BewohnerInnen angegriffen. Inder 
Nacht vom 4. auf den 5. April, als eine 
Gruppevon c.a. 10 Nazis, ausgerüstet mit 
Baseball-Schlägern, Reizgas, Gasmasken 
und SS-Uniformkappen, über das Dach 
in das besetzte Haus in der Kreutziger 
Straße eindrang. Sie überfielen die Be- 
wohnerInnen im Schlaf, sprühten die 
Zimmer voll mit Gas und schlugen auf 
die teilweise noch Schlafenden ein. Eine 
Frau erlitt dabei einen Rippenbruch und 
mußte ins Krankenhaus gebracht wer- 
den. 

Nachdem sie das Haus verwüstet 
hatten kletterten sie über eine Leiter aus 
dem ersten Stock des Hauses und ent- 
fernten sich mit zwei weiteren Nazis, die 
vor der Tür gewartet hatten. Der Anfüh- 
rer der Gruppe wurde von einem der 
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et 


17. 3. '90 - Faschos vor dem Angriff auf das besetzte Haus in der Schönhauser Allee. 


N 


Links, mit Freundin: Christian Francke von der Westberliner 'NF' 


Schläger mit »Mario, mein Führer...« ange- 
sprochen. 

Alle Anzeichen deuten daraufhin, 
daß die Westberliner und bundesdeut- 
schen Nazi-Organisationen eine fieber- 
hafte Organisierungsarbeit unter ande- 
rem in Berlin aufgenommen haben. Dort 
will sich eine "Nationale Alternative’ zur 
Wahlstellen, die unter Anleitungder'Na- 
tionalen Liste' des Hamburger Kühnen 
Gefolgmanns Christian Worch arbeitet. 
Das Propagandamaterial besonders Auf- 
kleber der 'FAP', 'NF', der 'Nationalen 
Liste‘, der Jungen Nationaldemokraten' 
und vor allem der 'Mitteldeutschen Na- 
tionaldemokraten' (MND) sowie weiter- 
er faschistischer Gruppen hat Verbrei- 
tung gefunden. 


Potsdam 


Auch in Potsdam können die ört- 
lichen Nazis mit Unterstützung aus dem 
Westen rechnen. Oftmals »zu Besuch« 
sind Nazis der sog. »Wannsee Front« aus 
dem anliegenden Teil West Berlins, um 
unter den Potsdamer Skins ihre Gefolg- 
schaft zu organisieren. Nachdem das 
besetzte Haus zweimal überfallen wor- 
den ist und die Angriffe dasletzteMalam 
23.März erfolgreich zurückgeschlagen 


werden konnten, sind die Nazis zu ge- 
zieltem Terror übergegangen. In kleine- 
ren Gruppen werden Einzelne verprü- 
gelt und überfallen. So auch der Besetzer 
einer Paterre-Wohnung der in der ersten 
Aprilwoche schlafend im Bett von einer 
Gruppe Nazis in seiner Wohnung über- 
wältigt worden ist. Ihm wurde mit Glas- 


leipzig Feb. '90: nur »national eingestellt? 


scherben das Gesicht zerschnitten und 
auf seinem Bauch ein Hakenkreuz einge- 
ritzt. 

Im nahegelegenen Brandenburg 
fand am6 AprildieGründungsversamm- 
lung des 'Republikaner' Landesverban- 
des Brandenburg. unter Beteiligung von 
c.a. 60 Personen statt. Den 50 Gegende- 
monstrantInnen standen zusätzlich noch 
ungefähr 60 Skinheads und Nazis gegen- 
über, die auf der Suche nach der REP- 
Versammlung durch die Stadt zogen. 

Leipzig 

Die Leipziger Montagsdemonstra- 
tionen waren wie berichtet zum Tum- 
melplatz der Nazis aus Ost und West 
geworden, diediegroße Mengeder Deut- 
schlandfans mit ihrer Propaganda ver- 
sorgten und eine Basis für ihre Aktionen 
schufen. Obwohl die Partei der 'Republi- 
kaner' offiziell inder DDR noch verboten 
ist, konnte sie ungehindert Massen von 
Flugblättern unter die Menge bringen. 
Widerstand dagegen gabes nur voneiner 
kleinen Anzahl von AntifaschistInnen, 
die sich nicht von der Straße vertreiben 
lassen. Die Flugblätter der REPs werden 
aus Westdeutschland angekarrt und teil- 
weise direkt aus den Autos unter der 
Menge verteilt, es wurden auch wieder 
Blätter verbreitet, die zur »Konferenz aller 
patriotischen Kräfte in Deutschland« in West- 
Berlin für den 8. Mai 1990 aufriefen. Der 
unter den Rep-Flugblätterals verantwort- 
lich zeichnende ist Franz Glasauer, stell- 
vertretender Landesvorsitzenderder REP 
in Bayern, die auch mit der Propaganda- 
verteilung für Sachsen beauftragt sind. 

Vor einigen Monaten machte er 
den Vorschlag das Gelände, auf dem die 
Wiederaufbereitungsanlage Wackersdorf 
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»5S-Siggi« Borchardt ('FAP'), 
Aufmarsch in Leipzig 


entstehen sollte, in ein Arbeitslager für 
(linke) Demonstranten umzuwandeln. 
Am 29.Januar stürmten Antifasden Stand, 
während sich die Masse der Demonstan- 
tInnen auf dem Altstadt Ring befand, 
und entfernten das Hetzmaterial und die 
Andenken-Sammlungen, Kugelschreiber 
und Bierhumpen mit der REP Aufschrift, 
aberauch Schlagringe und versüßtenden 
Bundes Reps die Heimreise mit ein we- 
nig Buttersäure im PKW. 

Nichtohnehandfeste Proteste ver- 
lief dann auch die Gründung des REP- 
Landesverbandes: Spontan zogen 80 An- 
tifas vor das Hotel am Liszt Platz, in 
dessen Räumen sich die REPs unter An- 
leitung des Westens gerade gründeten. 
Als die Proteste auch für die Teilnehmer 
unüberhörbar geworden waren, forderte 
der Versammlungsleiter die Faschisten 
dazu auf sich mit Stuhlbeinen zu bewaff- 
nen und gegen die Antifas vorzugehen. 
Doch die ließen sich nicht nicht so ohne 
weiteres vertreiben und schlugen zurück, 
worauf sich eine c.a. einstündige Stra- 
ßenschlacht entwickelte, die erst durch 
das Eingreifen der Polizei gegen die 
Antifas beendet worden war. Unter An- 
drohung von Schußwaffengebrauch gin- 
gen die Bullen vor und nahmen fünf 
Antifas fest, die Staatsanwaltschaft woll- 
te nichts von einer REP-Gründung wis- 
sen. 


Nazi-Aufmärsche 


Es hat außer der Teilnahme der 
Nazisan den Montagsdemos, wosieeinen 
starken Block mit bis zu 2.000 Symphati- 
santen bilden, mehrere Nazi-Aufmärsche 
in der Leipziger Innenstadt gegeben. Seit 
dem 22.Januar kam es zu mehreren sepa- 


zweiter v. links, zusammen mit 'REP's beim Nazi- 


raten Demonstrationen der Nazis - die 
Parolen der 300-500 Faschisten zählen- 
den Aufzüge waren: »Goebbels wir lieben 
dich, Deutschland den Deutschen - Auslän- 
der Raus, Gisy, Modrow an die Wand, 
Deutschland einig Vaterland und Bambule, 
Randale, Rechtsradikalex. Das Horst-Wes- 
sel Lied wurde gesungen und trotzdem 
behaupteten ein Großteil der Beteiligten 
sie seien gar keine Nazis, sondern »nur 
National« eingestellt. Dasganzefand unter 
Beteiligung zahlreicher FAP-Funktionä- 
re, sowohl der Kühnen Truppe, wie auch 
der Mosler-Heidel Gruppe statt, zu der 
auch auf dem Photo zu erkennende SS- 
Siggi Borchardt aus Dortmund zählt. 


DSU-Ordner und Faschisten 
Hand in Hand 


Als weiterertrauriger Höhepunkt 
faschistischer Aktivitäten wird wohl der 
Kohl-Auftritt am 14.März diesen Jahres 
in die Leipziger Geschichte eingehen. 
Gleich dreimal wurden dieGegendemon- 
strantInnen, zu Anfang noch 800 an der 
Zahl, angegriffen -einmal von Nazi-Skins 
während der Kundgebung, die nächsten 
beiden Male wiederum von Nazi-Skins, 
sowie von 'Republikanern‘, 'MND'-ler 
(siehe unten), Ordnern der 'Deutsch So- 
zialen Union' (DSU) des Pfarrers Eppel- 
manns und einigen Deutschlandfahnen- 
schwenkern. 

Nachdem zuvordie Demonstran- 
tInnen durch die Stadt gejagt worden 
waren, überfielen c.a. 150 Nazis und 
Deutschnationale die letzte Zuflucht der 
AntifaschistInnen, die Mensa der Uni- 
versität. Dort entwickelte sich heftiger 
Widerstand der Antifas und »Nichtdeut- 
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David IRVING in Dresden 


Am Jahestag der Dresden Bom- 
bardierung soll im wiederaufgebau- 
ten Dresdner Schloß David Irving 
einen Vortrag gehalten haben. The- 
ma: die Bombardierung. 

Wieviele Personen anwesend 
waren und wer diese Veranstaltung 
organisiert hat, ist leider nicht be- 


Schlägereien gegen Linke 
in Neubrandenburg 


Wir dokumentieren hier einen 
Bericht der Zeitung »Junge Welt« 
vom3. März 1990 aus der Hauptstadt 
der DDR als einen kleinen Vorge- 
schmack auf das, was Linke von der 
Sozialdemokratie und deren spezi- 
fischen Repressionsinstrumentarien 
zu erwarten haben werden, falls 
nicht gleich die Rechten die Wahl 
gewinnen: 


»Andersdenkende verprügelt - VP 

sah wieder weg« 

Kesseltreiben gegen junge Demokra- 
ten auf SPD-Wahlveranstaltung am 
Donnerstagabend in Neubrandenburg 

Die Freiheit ist immer die Freiheit 
des Andersdenkenden. Zunehmend be- 
kommt man nur noch Wutanfälle, wenn 
man hört oder sieht, wie dieser edle An- 
spruch in den Dreck getreten wird. 

Neubrandenburg am Donnerstag- 
abend. 20 Uhr beginnt eine Wahlkampf- 
Show der SPD mit Hans-Jochen Vogel 
von der bundesdeutschen Schwesterpar- 
tei vor rund 10.000 Leuten. Am Rande 50 
Junge Leute mit 45 DDR-Fahnen. Fried- 
lich, ruhig. Keine Gegendemo,eher Mahn- 
wache. 20 Uhrfingdie Veranstaltungan. 
Fünf Minuten später war die Meinung 
der Andersdenkenden in den Staub der 
Straße geworfen. Mit Gewalt, Timo(...) 
und Ricardo (...), zwei junge Leute von 
der ANTIFA-Jugend Neubrandenburg, 
können nicht begreifen, was da passiert 
ist. 

Den jungen Demokraten von der 
ANTIFA, den NELKEN und der Verei- 
nigten Linken schlug eine Welle von Haß 
entgegen. Sie wurden eingekesselt und 
mit Faustschlägen und Fußtritten trak- 
tiert. Einem älteren Antifaschisten wur- 
de die DDR-Fahne zerfetzt. Mit der zer- 
brochenen Fahnenstange wurde er gejagt 
und geschlagen. Zwei junge Mädchen 
wurden mit Füßen getreten, weil sie ein 
Transparent mit der Aufschrift »Vogel 
flieg nach Hause« trugen. Frauen, die 
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Nazi-Aufmarsch in Leipzig (beide Fotos) 


scher« StudentInnen, bis die Faschisten 
wieder in Richtung Innenstadt abzogen, 
um dort weiterzurandalieren. Die Volks- 
polizei wurde während des Überfalls auf 
den Vorgangaufmerksam gemacht, doch 
sie weigerte sich einzugreifen. 

Der braune Terror auf den Stra- 
ßen Leipzigs hat damit noch nicht seinen 
Höhepunkt erreicht. Nachdem ein 
Schwarzer im Streit einen Nazi-Skinhead 
mit dem Messer getötet hat, ziehen die 
Nazi-Skins in großen Gruppen durch die 
Stadt und jagen alles was sie an Auslän- 


B> ihre Mütter hätten sein können, schlugen 
sie mit Handtaschen. 

Nahezu jeder der fünfzig Anders- 
denkenden trug Verletzungen und einen 
Schock davon. Die Polizei verkroch sich 
wieder einmal. Nicht genug damit. Die 
Jungen Leute wurden von ihr als Provo- 
kateure bezeichnet und der eskalierenden 
Gewalt überlassen: Die Volkspolizisten 
hatten den Auftrag, nicht einzugreifen - 
nur auf Befehl. Soweit die ANTIFA. 

VP-Verantwortlicher Major Drae- 
gert vom Volkspolizeikreisamt Neubran- 
denburg erklärte gegenüber der ]JW, es 
hätte sich lediglich um einige betrunkene 
Elemente gehandelt, die Ausschreitun- 
gen provoziert hätten. Einer Behandlung 
im Krankenhaus brauchte sich nach sei- 
nen Erkenntnissen kein Demonstrant zu 
unterziehen. Die Maßnahmen der VP an 
diesem Abend hätten dem Anliegen ent- 
sprochen. 

»Betrunkenen Frauen mit Handta- 
schen? Einkesselungen und Mißhandlun- 
gen halb so wild? Die Polizei war da und 
wartete auf Befehle. Verdammt, wofür 
bezahlen wir die VP eigentlich?« 


derInnen und Linken identifizieren kön- 
nen,nichtnurinden Abendstunden, son- 
dern den ganzen Tag über. 


'"NPD' und 'DVU' gründen 
Partei 


Auch die NPD darf beim »Natio- 
nalen Taumel« nicht fehlen und verteilte 
ihrerseits erst Flugblätter mit einer Stutt- 
garter Kontaktadresse, indenender Rück- 
zug Deutschlands aus den militärischen 
Blöcken gefordert wird. Einer der NPD 
Leute erschien als Hauptredner vor der 
Demonstration und forderte die Menge 
auf als »wahre deutsche Patrioten für ein 
Deutschland der Deutschen zu kämpfen«und 
wies daraufhin, daß es »zu viele Türken« 
in der BRD gäbe. Mittlerweile ist eine 
neue faschistische Partei gegründet wor- 
den, die 'MND! (Mittel Deutsche Natio- 


naldemokraten). Nach Beobachteranga- 
benhandeltessich um ein Gemeinschafts- 
produkt der westdeutschen 'NPD' und 
der 'Deutschen Volks Union’ des Verle- 
gers Gerhard Frey. Sie ist über eine Leip- 
ziger Postlagerkarte zu erreichen und 
verbreiten Flugblätter und Aufkleber mit 
den altbekannten Symbolen der BRD 
Nazis, z.B. »Deutschland ist größer als die 
Bundesrepublik«, mit einem schwarzen 
Adler hinter dem Brandenburger Tor. 
Nicht nur die Parteien auch die 
sogenannten Theoretiker und »Histori- 
ker« der Neuen und Alten Rechten tum- 
melnsichin Leipzigund anderswoinder 
DDR. Auf Flugblättern wurde zu einem 
Vortrag desenglischen Faschisten David 
Irving eingeladen. Er reist seit Jahren im 
Auftrag verschiedener Nazi-Organisatio- 
nen durch Europa, um die Lüge zu ver- 
breiten, daß die Nazis am 2.Weltkrieg 
unschuldig waren und der Holocaust in 
den Lagern von Auschwitz und anders- 
wo Diffamierung sei - erst kürzlich wur- 
de er aus Österreich ausgewiesen. Zu- 
sammen mit diesen Ankündigungen trat 
auch die faschistische Zeitung "Nation 
Europa' auf den Plan und verteilte einen 
offenen Brief ihres Gründers Arthur 
Erhard, unter dem Titel »die Sechs Millio- 
nen Legende«. Etwa 2.000 dieser Blätter 
wurden, nach Augenzeugenberichten, 
von vielen jungen Leuten begeistert auf- 
genommen und gelesen. Trotz dieser Flut 
faschistischer Aktivitäten, die von einer 
steigenden Zahl gewaltätiger Übergriffe 
begleitet werden, gehen immer noch An- 
tifaschistInnen aufdieStraße. Am 10.März 
demonstrierten ca.500 autonome Antifas 
durch Leipzigund auch an den Montags- 
demonstrationen nahmen trotz der Über- 
macht der Faschisten eine kleine Anzahl 
GegendemonstrantlInnen teil. 
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»Antifa- 
Arbeit 
mit 
sozialen 
Kämpfen 


verknüpfen« 


m INFO: Wie lange gibt es die Ini und 
wer arbeitet in ihr mit? 

Gert: Die Ini besteht seit März 89. 
Nach dem Wahlerfolg der Republikaner, 
waren viele Leute betroffen davon und 
wollten nicht einfach hinnehmen, daßhier 
die Faschisten aufgebaut werden. Es gab 
drei Kiezpalaver, wo unterschiedliche 
Kräfte aus Neukölln sich zusammenge- 
funden haben. Am Anfang. gab es eine 
ziemlich gute Beteiligung. 100-150 Leute 
kamen zum ersten Kiezpalaver. 

Wirhaben daerstmal politisch dis- 
kutiert und überlegt, was man hier im 
Stadtteil machen kann. Nach dem dritten 
Kiezpalaver nahm die Besucherzahl ab. 
Es wurde Zeit, daß man konkrete Schritte 
festlegt und ein erstes Treffen für die Ini 
einberaumt. 

Mitarbeiten tun unterschiedliche 
Leute: Vom Krümelladen, von der Lunte, 
Schüler von der Fritz Karsen Schule, Leute 
von der MLPD, von der SEW und haupt- 
sächlich viele einzelne Unorganisierte... 

Tom: Und Autonome! 

Wie sah eure bisherige praktische Ar- 
beit in der Ini aus? 

Tom: Wir sind eineGruppe, inder 
sehr unterschiedliche politische Leute 
beeinander sind. Wir hatten am Anfang 
ganz viele Schwierigkeiten trotzdem was 
zusammen zu machen. Nach dem 1.Mai 
gab es eine große Diskussion darüber, 
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was möglich ist zusammen zu machen 
und was nicht. 

Wir haben oft bei Demonstratio- 
nen in verschiedenen Blöcken teilgenom- 
men und sind nicht zusammen als Ini 
gelaufen. Wirhaben estrotzdem geschafft, 
gemeinsam zu mobilisieren, d.h. ein 
gemeinsames Flugblatt zu machen und 
das mit Leuten aus der Ini und ausande- 
ren Gruppen zusammen zu verteilen. 

Gert: Zum REP-Parteitag im letz- 
ten Sommer ist zumindest ein Teil der 
Leute mit einem gemeinsamen Transpa- 
rent gelaufen. 

Tom: Die erste gemeinsame Ak- 
tion war die Einrichtung einer Info-Stelle 
zum 20.April. Wir waren zwar damit 
relativ überfordert, daeszum Glück aber 
ohne große Probleme funktionierte , war 
es dennoch ein Erfolg. Am Anfang wur- 
den auch Arbeitsgruppen gebildet, weil 
es keine gute Geschichte ist, sich immer 
nur im Plenum zu treffen. Sie sind aber 
alle, bis auf eine, oder besser gesagt zwei, 
eingeschlafen. 

Klara: Es gab 'ne gemischte Anti- 
Sexismus-Gruppe, wo nur noch Frauen 
übrig geblieben sind. Die sind aber keine 
Arbeitsgruppe der Ini mehr, sondern 
bereiten jetzt mit anderen Frauen aus 
gemischten Zusammenhängen Frauen- 
Kiezpalaver in Neukölln vor. Es ist was 
eigenständiges geworden, obwohl es 


Das nachstehende Interview 
haben wir Ende Februar 

mit vier Leuten von der 
antifaschistischen 
Stadtteilinitiative Neukölln 
über ihren Ansatz und ihre 
bisherige Arbeit geführt. 

Es geht darin unter anderem 
um Erzieherinnenstreik 
(siehe auch Artikel in diesem 
Heft), das Zeitungsprojekt 
der Ini und was im 
Westberliner Bündnis gegen 
Faschismus, Rassismus 

und Sexismus 

anders laufen könnte. 

Wir verbinden damit die 
Absicht ausführlicher als 
bisher über praktische 
Ansätze antifaschistischer 
Basisarbeit zu berichten und 
die Leute selbst zu Wort 
kommen zu lassen. 

(Die Namen haben wir 
geändert.) 
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Zusammenarbeit und Austausch noch 
gibt. 

Tom: Wir haben jetzt auch eine 
Männergruppe, die sich mit dem glei- 
chen Thema beschäftigt. Sonst zur Praxis: 
Wir haben uns an diversen Demos betei- 
ligt. 

Mit eigenen Aufrufen? 

Tom: Im Regelfall schon, weil die 
vom Bündnis immer so schlecht zu ver- 
teilen sind. Wir versuchen so eine Spra- 
che zu benutzen, daß uns auch relativ 
normale Leute verstehen. Diese Bündnis- 
Flugblätter sind meist eher an Leute ge- 


richtet, die zur Uni gehen und haben 
deshalb eine bestimmte Art Sprache und 
Ansatz. Da steht dann z.B. warum es 
wichtig ist, wegen irgendeiner Geschich- 
te 1945 heute auf die Straße zu gehen. Das 
interessiert aber jemanden, den wir ver- 
suchen anzusprechen, relativ wenig. 


»Paradiesvogel im 
Antifa-Bereich« 


Klara: Als nachdem Sommer letz- 
ten Jahres CDU und Republikaner ihre 
Sache gegen das AusländerInnenwahl- 
recht gestartet haben, wollten wir eine 
Kampagne dagegen machen. Eine richti- 
geKampagneisteszwarnichtgeworden, 
aber was wir hauptsächlich gemacht 
haben, waren Aktionen gegen Ständevon 
REP und CDU. Das ging sogar soweit, 
daß hier im Norden von Neukölln nach 
ein-zweimal die CDU mit ihren Ständen 
nicht mehr aufgetaucht ist. Die wollten 
wohl nicht zulassen, daß lauter Antifas 
dann darum stehen. Die Reps haben 
weitergemacht, aber die hatten nie rich- 


tig Zulauf. 

Wir sind auch oft in den Süden 
runtergefahren, nach Gropiusstadt und 
so. Da ist schon ‘ne andere Situation, da 
schlägt dir manchmal der blanke Hass 
entgegen. Wir haben da Flugblattaktio- 
nen und Aktionen an Ständen gemacht. 

Gert: Im Sommer haben wir auch 
eigene Stände mit Flugblättern und Lite- 
ratur gemacht. 

Tom: Im Antifa-Bereich sind wir 
so'ne Art Paradiesvogel, weil wir keine 
"politische Linie" haben. Es gibt halt 
Gruppen, die politische Linien haben und 


s 


die hatten ganz lange Schwierigkeiten 
mitunsund auch inder Zusammenarbeit 
mit anderen Gruppen im Kiez. Mit unse- 
rem Entstehen hat sich das ein Stück weit 
verändert. Für uns war es so'n Durch- 
bruch mit der Zeitung, der NAZ, die wir 
machen. Es hat funk- 
tioniert, daß sich ganz 
viele Gruppen daran 
beteiligt haben. 


»Wir sind von 
unten« 


Was war für euch der 
Grund, euch als be- 
zirkliche Initiative 
und nicht wie in an- 
deren Bezirken als 
Bündnis, zusammen- 
zusetzen? Seht ihr da 
einen Unterschied? 
Gert: So'n 
Bündnis, wie du das 
jetzt meinst, ist mehr 
so'n Ding von "oben". 


Aber wir sind halt von "unten". 

Klara: Ich glaube, daß es in Neu- 
kölln gegenüber Kreuzberg oder so, ein 
Vorteil ist, daß hier weder SPD-Spek- 
trum noch Alternative Liste drinsitzen. 
Sonst wäre es hier wahrscheinlich härter 
abgelaufen oder Parteien-Politik betrie- 
ben worden. Die sind halt so rechts in 
Neukölln, die haben sich erstmal rausge- 
halten. Es waren am Anfang auch ziem- 
lich viele Leute dabei, die das erste Mal 
was gemacht haben — Unorganisierte — 
aber auch Leute aus Parteien, die aber 
nicht als Parteien-Vertreter da sitzen und 
Parteienpolitik betreiben. Das 
hätten wir auch so nicht zugelas- 
sen. 


»Schuldige für die Miß- 
stände benennen« 


Ihr habt mal in einer Selbstdar- 
stellung geschrieben, daß anti- 
faschistischer Kampf für euch 
heißt, auch Kampf gegen Woh- 
nungsnot und Arbeitslosigkeit. 
Warum ist das für euch wichtig 
und was bedeutet das konkret? 
Klaus: Der Zusammen- 
hang ist ja ziemlich naheliegend: 
Rassismus und Faschismus wird 
meist damit betrieben, irgend- 
welche Schuldigen für die sozia- 
len Mißstände hier zu finden. 
Wenn man gegen die Faschisten 
was unternehmen will, mußman 
die wahren Schuldigen für die 
Mißstände benennen, muß man 
klar stellen, daß es eben nicht die 
Ausländer, die "Fremden" sind. 
Wir haben die Leute vom Werra-Block 
(ein Spekulationsobjekt mit ca.100 leer- 
stehenden Wohnungen in Neukölln. 
Anmerk.INFO) unterstützt, soweit es 
ging. Wir haben mit ihnen zusammen 
plakatiert und Aktionen gemacht. 
Und dann haben sie 
in unserer Zeitung, 
der Neuköllner Anti- 
faschistischen Zei- 
tung (NAZ,), einen ei- 
genen Artikel ge- 
schrieben. 
Tom: Zur 
Zeitung: Das ist nicht 
so'n Teil, wasverkauft 
wird, sondern in 
Briefkästen gesteckt, 
aufderStraßeundauf 
dem Arbeitsamt ver- 
teilt wird. Die Aufla- 
ge war 30000 Stück. 
Darüber sind ganz 
viele Menschen zu 
erreichen. 
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Gert: Wasich beider Zeitungnoch 

wichtig fand, war, daß 'ne grundsätzli- 
che Auseinandersetzung mit dem REP- 
Programm drin war. 
Wie sah es mit der Resonanz auf eure 
Arbeit aus? Habt ihr auch Rückmel- 
dungen von Leuten, die die Zeitung 
bekommen haben? 

Gert: Es sind neue Leute gekom- 
men, auch wegen der Zei- 
tung, wobei wir selbstkritisch 
sagen müssen, daß wir uns 
darauf nicht vorbereitet hat- 
ten. Einmal ist ein Pärchen 
gekommen, die waren über- 
haupt nicht Szenemäßig 
drauf, die hatten wohl noch 
nie was mit Politik zu tun 
gehabt. Die Frau sagte:"Die 
REP's haben ein frauenfeind- 
liches Programm" und sie 
hatte sich deshalb von der 
Zeitung angesprochen ge- 
fühlt. Da haben einige Leute 
von uns so reagiert, daß sie 
die beiden als REP-Spitzel 
verdächtigt haben, aber die 
sind nie wieder aufgetaucht. 
Und ich finde, daraus müs- 
sen wir lernen für die Zu- 
kunft. 


ErzieherInnenstreik 


Bei eurer zweiten Ausgabe 

der NAZ habt ihr als Schwerpunktthe- 
ma denErzieherInnenstreik gehabt. Wie 
ist es dazu gekommen? 

Tom: Ich bin mit einer Erzieherin 
befreundet, die mir ständig von ihrer Ar- 
beitssituation erzählt. Und da das sowie- 
soin unsere politische Konzeption paßt ... 
(Gelächter). Der konkrete Ansatz ist, daß 


$ 


die Erzieherinnen ihr Streikbüro in der 
Galerie Olga Benario haben, wo wir uns 
auch treffen. Und dasind wiraufdieldee 
gekommen, warum sollen wir nicht eine 
Sonderausgabe dazu machen? 
Ihr habt ja auch das SPD-Büro in Neu- 
kölln besetzt... 

Klaus: Ja, wir haben versucht die 
Zeitung besser zu verteilen, dadurch, daß 


. Rickwärts 
* fine 


wir eine Aktion machen. Das halt mal 


mehr passiert, als daß auf der Straße ir- 
gendwelche Leute stehen und einem ein 
Papier in die Hand drücken. 

Tom: Die Besetzung hatte auch 
ein gutes Medien-Echo, daß wirnatürlich 
mitorganisiert haben. Soweit wir mitbe- 
kommen haben, fanden die Erzieherin- 
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nen das relativ positiv und hatten keine 
Kritik an der Aktion. In der ersten Zeit 
war es auch die einzige Aktion die von 
Nicht-Erziehern zum Streik gemacht wor- 
den ist. 


»Sexismus ... 
Eckpfeiler faschistischer Theorie« 


Stichwort: Sexismus. Wo seht ihr Zu- 
sammenhänge zum Antifaschismus? 

Tom: Wir haben da so unsere 
Ideen. Sowohl bezogen darauf, die anti- 
faschistische Arbeit mit sozialen Proble- 
men zu verknüpfen, als auch Rassismus 
und Sexismus in ihrer Funktion als Eck- 
pfeiler der faschistischen Theorie und 
Praxis zu begreifen. 

Als Gruppe begannen wir letzten 
Herbst über Sexismus zu diskutieren. 
Eine Gruppe Frauen wollte eine Veran- 
staltung dazu vorbereiten, bestand aber 
darauf, daß wir Männer uns Gedanken 
dazu machen. 

So ist jene Männergruppe entstan- 
den, von der vorhin schon die Rede war. 
Die Gruppe versucht das Thema Sexis- 
mus in die Antifaschistische Arbeit all- 
täglich einzubringen. Das war auch mit 
ein Grund die NAZ mit dem Schwer- 
punkt ErzieherInnenstreik herauszu- 
bringen. 


Ders sum TRMENFEINDLICH , 
ra) wa rent 


Westberliner Bündnis: 
»Kein Austausch 
von Erfahrungen« 


Ihr habt euch im Dezember 89 in einem 
offenen Briefan das Westberliner Bünd- 
nis gewandt und euren Frust damit zur 
Sprache gebracht. Worum ging es euch? 
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Klaus: Daß von Sachen, die uns 
wichtig gewesen wären, z.B. die Arbeit 
von anderen Stadtteilgruppen und Ini- 
tiativen, überhaupt nichts mehr rüber 
gekommen ist. Wir waren da ziemlich 
lang die einzige Gruppe, die da regelmä- 
ßig erschienen ist. Und wenn andere 
Gruppen erschienen sind, dann haben sie 
auch nichts von ihrer Arbeit und den 
Problemen, die sie haben, erzählt. 

Tom: Bis auf die Weddinger! 

Klaus: Und daß es im Prinzip 
keinen Austausch von Erfahrungen ge- 
geben hat. Für mich war das so eine ber- 
linweite Ini, die so einen großen Rahmen 
eingenommen hat, daß ich mir das nicht 
mehr zugetraut habe, da mitzureden. 
Gab es auf den Brief irgendwelche 
Rückmeldungen undhat sich dafür euch 
was verändert? 

Klaus: Nee. Die Leute haben bloß 
einmal böse geguckt und damit hat es 
sich gehabt. 

Wie sollte nach eurer Meinung das 
Bündnis arbeiten? 

Klaus: Es müßte zwischen den 
verschiedenen Stadtteilinitiativen eine 
bessere Zusammenarbeit geben, wo es 
auch einen Informationsaustausch gibt. 

Tom: Es ist auch immer ‘ne gute 
Aufgabe für das Bündnis "ne Rede für 
5000 Leute zu machen. Nur ich denke, 
daßist nicht DIE antifaschistische Arbeit. 
Solche Sachen haben eine Bedeutung und 
Wichtigkeit im Bündnis, die mit der 
Realität ganz wenig zu tun haben. 

Der wichtigere Punkt liegteigent- 
lich da, den Faschisten direkt etwas ent- 


gegenzusetzen oder Informationsarbeit 
zu machen und Leute dazu zu kriegen, 
daß sie sich wehren und sich selber für 
ihre Interessen einsetzen. 


»Gefahr des Nationalismus 
nimmt zu« 


Ist Nationalismus Thema bei euch in 
der Ini? 

Tom: Eigentlich noch nicht so 
richtig. 

Klaus: Klar war, daß die Gefahr 
des Nationalismus zunimmt, daß das 
immer größer wird und das es immer 
mehr Leute werden. Nicht nur die DDR 
wollen sie damit einsacken, die Infrage- 
stellung der Oder-Neiße-Grenze wird 
auch zu einem Problem werden. 

Gert: Was das für eine Bedeutung 
in der praktischen Auseinandersetzung 
hat, zeigt sich in der Anzeige des Senats 
in der TAZ, wo der zum KITA-Streik 
gesagt hat, daß es nicht die richtige Zeit 
für einen Arbeitskampf im Öffentlichen 
Dienst ist, da wir in nächster Zeit ganz 
andere Sorgen hätten. Darin drückt sich 
dasallgemeine Klima aus. DieHerrschen- 
den fahren jetzt so einen Kurs, wo sie die 
Leute ideologisch mit Nationalismus 
gewinnen wollen, damit die zugunsten 
des Großmacht-Kurses zurückstecken. 

Tom: Ich habe ein bißchen andere 
Probleme damit. Es gibt ja Ansätze in der 
Linken zu sagen "Nationalismus kann 
positiv sein”. Warum ist er bei uns nega- 
tiv, während sie in Nicaragua ihren San- 
dino hochhalten können? Ich habe ein- 
fach kein Verhältnis dazu. 
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Erzieherinnenstreik 


Die 


Arroganz 


der 
Macht 


Der Erzieherinnenstreik 


I Die Zähigkeit, mit der der Kita-Streik 
geführt wurde, Inhalte und Hintergrün- 
de des Streiks, hätten ihn zu einem Kri- 
stallisationspunkt linker Politik in der 
Stadt machen können. Eine breite Solida- 
risierung, über den Bereich der Betroffe- 
nen hinaus, war bislang jedoch nicht 
abzusehen. Dabei hatder Streik weitmehr 
Bedeutung, als ein »normaler« Tarifkon- 
flikt. Die Auseinandersetzungen tragen 
anti-nationalistische und u.a. anti-sexi- 
stische Züge. 

90% der Erzieherinnen sind Frau- 
en. Der Streik ist ein Streik von Frauen. 
Wie überall, wo hauptsächlich Frauen 
beschäftigt sind, sind die Arbeitsbedin- 
gungen und Löhne/Gehälter schlecht. 
Die Erzieherinnen fordern einen Tarif- 
vertrag, der diese Arbeitsbedingungen 
regeln und ihre Mitbestimmungermögli- 
chen soll. 

Gerade im sozialen Bereich, inder 
Kranken- und Altenpflege, bei der Kin- 
derbetreuung, wird auf die dort beschäf- 
tigten Frauen großer moralischer Druck 


ausgeübt, sie sollen ihre Arbeit aus »Lie- 
be« leisten, ihre »Opferbereitschaft« als 
Frauen wird gefordert. Streik und Wider- 
stand, wenn er sich formiert, werden 
damit diffamiert, daß sie zu Lasten Drit- 
ter (in diesem Falle der Kinder und EI- 
tern)gehen würden. Und genauaufdiese 
miese Ausspielungstaktik auf Kosten der 
Betroffenen setzt auch der rosa-grüne 
Senat. 

Die SPD stellt sich auf stur, lehnt 
Tarifverhandlungen kategorisch ab und 
setzt im übrigen auf Zeit. Bei der AL 
sprechen ihre Taten eineandere Sprache, 
als ihre Verlautbarungen. Das erinnert 
sehr daran, wie die AL in der Frage der 
AusländerInnenpolitik des Senats rum- 
geeiert und schließlich klein beigegeben 
hat. Ihre Drohung, den Streik zur Koali- 
tionsfrage zu machen, klingt daher we- 
nig glaubhaft. 

Gerade in den Bezirken mit ho- 
hem Arbeiterinnen- und AusländerInne- 
nanteil (in Reinickendorf, Neukölln, 
Kreuzberg, Wedding und Spandau), wo 
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Bei Redaktionsschluß 

dauerte der 
Erzieherinnenstreik 

an den öffentlichen 
Tagesstätten in 

Westberlin über 9 Wochen. 
Damit ist er der 

längste Streik in der 
Westberliner Geschichte. 
ERLERNTE LTE RER 


es auch die meisten öffentlichen Kitas 


gibt, werden die - in der Regel berufstäti- 
gen - Eltern vor die größten Schwierig- 
keiten gestellt. Für alleinerziehende 
Mütter sind die Belastungen durch die 
aufgezwungeneStreiklängenoch größer. 
Wenn sich Kinderbetreuung und Berufs- 
tätigkeit nicht vereinbaren lassen, kann 
das zu Kündigungen führen. 

Als würde das nicht reichen, hat 
der Senat noch draufgesattelt und spielt 
die nationalistische Karte: In Zeitungsan- 
zeigen forderte er die Erzieherinnen zur 
Unterordnung unter »gesamtdeutsche« 
Gesichtspunkte auf. 

Bislang ist der Senat mit seiner 
Spaltungstaktik, unterstützt durch die 
Medien, wenig erfolgreich gewesen. EI- 
tern mobilisierten eigenständig Kundge- 
bungen und Demonstrationen, mit de- 
nensiesich mit den Erzieherinnen solida- 
risierten. Von den 396 öffentlichen Tages- 
stätten werden z.Zt. 369 weiter bestreikt, 
90% der Erzieherinnen sind daran betei- 


ligt. 

Bis auf die Aktion der Antifa-Ini 
Neukölln (siehe Interview), kam prakti- 
sche Solidarität außer von den Eltern fast 


nur noch - wenn auch reichlich zurück- 
haltend - aus dem Gewerkschaftsbereich, 
von ÖTV und GEW. Ohne Druck von der 
Basis scheint auch hier nichts zu laufen. 
Die Erzieherinnen mußten es sich von 
ihren (männlichen) Gewerkschaftsfunk- 
tionären erst schriftlich geben lassen, daß 
diese nicht eigenständig gegenüber dem 
Senat einlenken würden. 

Nachdem es in in Einrichtungen 
der freien Träger, der evangelischen Kir- 
che, an Ganztagsschulen und Erzieher- 
fachschulen zu ein- bis zweitägigen »wil- 
den« Streiks kam, rief die GEW in Tem- 
pelhof Lehrer/innen zum Solidaritäts- 
streik am Internationalen Frauentag auf. 
Die Müllmänner der ÖTV streikten eini- 
ge Tage später ebenfalls zwei Stunden. 
Im Westberliner Bündnis setzten sich 
VertreterInnen vonlinken und Basisgrup- 
pen für die Herausgabe einer aktualisier- 
ten Neuausgabe der Neuköllner Antifa- 
schistischen Zeitung (sieheInterview)ein. 
Die Zeitung wurde auf Demos verteilt 
und in Kneipen ausgelegt. Das ist alles 
nicht viel mehr, als ein Tropfen auf den 
heißen Stein. 

Ob der Streik, beiHerauskommen 


Erzieherinnenstreik 


dieser INFO-Ausgabe, noch anhält, ist 
mehr als fraglich. Art und Breite der 
Unterstützung werden dies mitbeinflu- 
ßen. Der Streik wird Weichen stellen - so 
oder so. Wenn der Streik in einer Nieder- 
lageendet, werden sich die Ausgangsbe- 
dingungen für folgende Kämpfe mögli- 
cherweise verschlechtern und zwar zu 
einer Zeit, wo soziale Verschlechterun- 
gen gerade auf Kosten der Frauen durch- 
gedrückt werden sollen. Als nur ein Bei- 
spiel sei an die Situation in den Kranken- 
häusern erinnert. In Zukunft wird sich 
ein wirksamer Antifaschismusgeradeim _ 
Zusammenhang mit anti-sexistischen, 
anti-rassistischen und sozialen Kämpfen 
entwickeln müssen. Dafür ist es notwen- 
dig, dieBedeutung dieser Kämpfeklarzu 
erkennen unddie Zusammenhängedeut- 
lich darzustellen. 

Vorallem mußsich die Solidarität 
mehr als bisher praktisch und nicht in 
bloßen Worten ausdrücken. 


Nachtrag: Der Kita-Streik ist in- 
zwischen ausgesetzt worden. Theoretisch 
kann er jederzeit wieder aufgenommen 
werden. Viele Erzieherinnen aüßerten 
sich nach dem Streik jedoch resigniert. 
Andere kritisierten die Gewerkschaften 
für die mangelnde Unterstützung. Die 
Spaltungstaktik des Senats gegenüber 
Erzieherinnen und Eltern hat mit zuneh- 
mender Streiklänge schließlich immer 
besser funktioniert. 

Die ausbleibende Unterstützung 
von anderen Kräften, dieHaltung der AL 
haben das Übrige dazu beigetragen. Die 
entschloßene Kampfkraft und Ausdauer 
der Erzieherinnen reichten allein nicht 
aus. Viele erwarten jetzt im Kita-Bereich 
Verschlechterungen und daßesauflange 
Zeit schwierig sein wird, den Arbeits- 
kampf wieder aufzunehmen. Werdendie 
(Arbeits-)Kämpfe weiterhin isoliert ge- 
führt, werden die Möglichkeiten über- 
haupt etwas durchzusetzen immer 
schwieriger. 


AST. 


N 


antifa - info Nr. 11 / Mai - Juni "90 


Repression 


Bär bleibt hier! 


Ausweisung 


Ralf Reinders, 
Gefangener 


Bewegung 2. Juni 


EM Es gab und gibt immer noch Men- 
schen, für die gerade die bruchlosen 
Traditionen in diesem Land, wieauch die 
Zusammenarbeit mit anderen imperiali- 
stischen und/oder faschistischen Regi- 
men Grund genug war und ist, für eine 
Anderung dieser Zustände zu kämpfen. 

Diese Menschen sind für die Re- 
gierenden Störfaktoren. Ralf ist einer von 
ihnen. Seine Geschichte ist auch eine 
deutsche Geschichte. Sie ist kompliziert 
und muß deshalb näher erklärt werden. 

Ralfs Vater ist Holländer Er wur- 
de nach der Besetzung der Niederlande 
durch die Wehrmacht nach Deutschland 
zur Zwangsarbeit verschleppt. Die Ar- 
beitskräfte für die deutsche Wirtschaft 
wurden aus allen besetzten Gebieten 
zwangsdeportiert, umdieKriegsproduk- 
tion im 'Dritten Reich' auf vollen Touren 
laufen zu lassen — alles für den Sieg des 
»Großdeutschen Reiches«. 

Für dieholländischen Männer gab 
es entweder die Möglichkeit zur Zwang- 
sarbeitoderden Beitrittzurgermanischen 
SS. Diese setzte sich aus Männern soge- 
nannter »germanischer Völker« zusam- 
men. Sie war eine Art Hilfstruppe der SS- 
Mannschaften. Da eine Totalverweige- 
rung des Vaters KZ bedeutet hätte, er 
aber nicht bereit war, mit Faschisten zu 
kollaborieren, entschied er sich für die 
Arbeit. 

In Berlin lernteer am Arbeitsplatz 
Ralfs Mutter kennen, die Deutsche war. 
Als »Germanen« erhielten sie die Sonde- 


Keine 


von 


aus der 


rerlaubnis zu heiraten. durch diese Ehe- 
schließung verlor die Mutter nach dem 
Krieg die deutsche Staatsangehörigkeit. 
Als Ralf Reinders 1948 in Berlin 
geboren wurde, war er automatisch hol- 
ländischer Staatsbürger. Die Zufälligkeit 
dieser Staatsbürgerschaft hatte zunächst 
keine besondere Bedeutung für sein 
Leben. Er wuchs in Berlin auf und ging 
hier zur Schule. 
Miitte dersechziger Jahre begann 
sich nach 12 Jahren Nazi-Terror und 20 
Jahren anti-kommunistischer Hetze, 
erstmals wieder eine Jugendbewegung 
auf sozialistische Ideen zu besinnen. 
Diese Fakten, vor allem aber die 
bestehenden Verhältnisse in der BRD 
brachten Ralf, wie viele andere auch, auf 
den Weg zum politischen Widerstand. 
Die Wut über den Krieg der USA 
gegen das Volk von Vietnam, die autori- 
täre Bevormundung in der Schule, die 
Unterdrückung und Ausbeutung der 
ArbeiterInnen, dieHetze der Medien und 
die Gewalt des Staates gegen Andersden- 
kende — dies alles und noch mehr be- 
stimmten die ersten Ziele des Widerstan- 
des. Dabeientwickelten sich unterschied- 
liche Ansätze des Kampfes. Ralfentschied 
sich für revolutionäre Politik, die auch 
die Entwicklung anderer Widerstands- 
formen einschloß — über Haschrebellen 
und Tupamaros zur »Bewegung 2. Juni«. 
Der 2. Juni begriff sich als ein 
bewaffneter Teil der undogmatischen 
Linken in der BRD und Westberlin. er 
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Die deutsche Frage 


spukt momentan in 

vielen Köpfen, auch in 

vielen linken. 
Deutschtümmelei und 
nationale Besoffenheit 
beherrschen die 

»öffentliche Meinung«. 
Dieser Staat geht deshalb 
um so mehr gegen jene vor, 
die sich mit Vergangenheit 
und Kontinuität genau dieser 
deutschen Geschichte nicht 
abfinden wollen. 
REIFEN 
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propagierte die Entwicklung des Kamp- 
fes aus ihren Erfahrungen des kapitalisti- 
schen Alltags heraus. er versuchte, den 
im Ansatz revolutionären Charakter der 
damaligen Revolte in beispielhafte Ak- 
tionen umzusetzen und so die Entwick- 
lung sozialrevolutionärer Gegenmacht 
voranzutreiben. Die Aktionen des 2. Juni 
richteten sich ebenso gegen imperialisti- 
sche Einrichtungen wie gegen den Bul- 
len- und Justizapparat. 

Von 1970 bis zu seiner Verhaf- 
tung, 1975, lebte und kämpfte Ralf Rein- 
ders im Untergrund. Wegen verschiede- 
ner Stadtguerilla-Aktionen, u. a. der Be- 
freiung von gefangenen GenossInnen im 
Austausch gegen den geklauten Berliner 
CDU-Politiker Peter Lorenz, wurde Ralf 
zu 15 Jahren Haft verurteilt. Diese 15 
Jahre Knast, unter verschärften Bedin- 
gungen, sind im September 1990 abge- 
sessen. 


Sie konnten Ralfs Gesinnung 
und Widerstandswillen nicht 
brechen! 


Doch die Rache des Staates endet 
damit noch lange nicht. Ralf Reinders, 
derdie niederländische Staatsangehörig- 
keit verlor, weil er eine bürokratische 
Bestimmung nicht beachtete, soll nun 
nach dem Willen der Berliner Ausländer- 
behördenach Beendigung der Haftzeitin 


Am 14.3. wurde Ute schwerver- 
letzt in »ihrer« Einzelzelle im Lübecker 
Knast aufgefunden. Siehatte sich offen- 
sichtlich beim Sport verletzt und ist seit- 
dem vom Halsan abwärts querschnitts- 
gelähmt. 

Ute wurde im Dezember ver- 
gangenen Jahres zusammen mit Holger 
Deilke bei Husum festgenommen. Nach 
Ute und Holger wurde gefahndet, weil 
sie wegen einer Veranstaltung nach $ 
129a zu mehreren Jahren Knast verur- 
teilt werden sollten. Sie setzen sich aber 
lieber ab, als zu diesem Gerichtsverfah- 
ren zu erscheinen. Nach ihrer Festnah- 
me wurden sie zu »Top-Terroristen, har- 
ter Kern der RAF« usw. hochstilisiert 
und den in der BRD üblichen Iso-Haft- 
bedingungen für politische Gefangene 
unterworfen. 


sen, hätte sie nicht nach dem Unfall 
stundenlang bewegungsunfähig und 


Wäre diese Isolation nicht gewe- . 


die Niederlande abgeschoben werden. 
Ralf Reinders soll ausgewiesen werden 
aus der Stadt, in der er aufgewachsen ist. 
Weg von den Menschen, mit denen er 
gelebt und gekämpft hat. 


Ralf ist kein Einzelfall 


Auch vielen anderen politischen 
Gefangenen wurden.nach der Entlassung 
aus dem Knast die Möglichkeiten sich 
frei zu bewegen, eingeschränkt. So wur- 
dez.B.Monika Berberich der Paßverwei- 
gert, mit der Begründung, sie würdeeine 
Auslandsreisedazu nutzen, das Ansehen 
der BRD herabzuwürdigen. 

Warum die politischen Gefange- 
nen auch nach der Haft mit einer solchen 
Härte verfolgt werden, hat die gleichen 
Gründe, aus denen heraus wir mit ihnen 
kämpfen wollen. Solange sie nicht ab- 
schwören, besitzen sie etwas, was ihnen 
keiner nehmen kann. Ihre stärkste Waffe 
ist ihre Glaubwürdigkeit. 

Westberlin, April '90 


Repression 


Ralf gehört zu uns! 
Wir wollen daß er hier in Berlinmit uns zusammen 
Leben und kämpfen kann! 
Wir müssen alles tun, um die Ausweisung zu verhin- 
dern! 
Keine Abschiebung von Ralf Reinders! 
Für das Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen! 


Solidarität mit Ute Hladki 


hilflos auf dem Zellenboden dagelegen. 
Ute war anfangs nicht nur gelähmt, sie 
konnte auch nicht sprechen. Die Kna- 
stärzte haben sich zuerst lediglich um 
dieKopfwundegekümmert und dieLäh- 
mung ignoriert: DieBundesanwaltschaft 
weigerte sich, den Haftbefehl aufzuhe- 
ben und verhinderte so Utes Verlegung 
in eine Spezialklinik.Inzwischen kann 
Ute wieder sprechen, der Haftbefehl ist 
vorläufig ausgesetzt. 

Ute liegt jetzt in einer Hambur- 
gerSpezialklinikaufderIntensivstation. 
Nacheiner Operation kann sieden Kopf 
wieder bewegen und ineinen Rollstuhl 
gesetzt werden. Welche Chancen Ute 
hat, obsieirgendwann einzelne Körper- 
teile wieder bewegen kann, ob sie kom- 
plett bewegungsunfähig bleibt, oder ob 
spastische Lähmungen zurückbleiben, 
läßt sich noch nicht sagen. 

Ute kann zur Zeitnichtslesen, da 
sie Bücher oder Zeitungen weder halten 


noch umblättern kann. Es sind zwar je- 
den Tag Leute bei ihr, die ihr vorlesen 
können, dennoch hat dies natürlich 
Grenzen. Es wäre von daher gut, wenn 
möglichst viele Leute Texte, Flugis oder 
Papiere auf Kassette lesen und ihr zu- 
schicken würden. Utes Adresse: 


Ute Hladki 
c/o Berufsgenossenschaftliches 
Unfallkrankenhaus 
Querschnittsgelähmtenzentrum 
Bergedorfer Str. 110 
1000 Hamburg Boberg 


Die Bundesanwaltschaft hat den 
Haftbefehl gegen Ute nur aufgehoben. 
D.h., daß sie sich vorbehalten, Ute wie- 
der einzuknasten, sobald es ihr besser 
geht. Wir fordern von daher die voll- 
ständige Aufhebung des Haftbefehls 
gegen Ute Hladki. 


Freilassung aller 
haftunfähigen Gefangenen! 
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Zwei 
ein- 
halb 
Jahre 
Knast 


Ende Januar wurde 

das Urteil gegen einen 
Westberliner Antifaschisten 
gesprochen. 

Auch unter einem SPD/AL- 
Senat hat sich nichts daran 
geändert: Die, die nach 
Angriffen von rechtsradikalen 
Schlägertrupps in den 
Maschen der Justiz hängen 
bleiben, sind in den 
seltesten Fällen die rechten 
Angreifer. 


für Antifaschisten 


EM Am 2.9.1989 spielte Hertha BSC ge- 
gen Schalke 04. Nach dem Spiel mar- 
schierten rechtsradikale Schlägertrupps 
durch die Innenstadt, lieferten sich Schlä- 
gereien »mit Tischen und Stühle« und grif- 
fen auf dem Breitscheidplatz eine Grup- 
pe von AntifaschistInnen an. Auch ein 
TruppZivilbullen, angeblich durch gelbe 
Armbinden gekennzeichnet, lief auf die 
Gruppe zu. Einer der Zivilbullen, POM 
Berlin, wurde durch eine geworfene Fla- 
sche verletzt. Marco wurde festgenom- 
men und befindet sich seitdem in U-Haft. 

Am 31.1.90 wurde Marco nach 
zehn Verhandlungstagen wegen gefähr- 
licher Körperverletzung zu zweieinhalb 
Jahren Gefängnis verurteilt. Außerdem 
soll er 30.000 DM Schmerzensgeld an 
POM Berlin zahlen - 10.000 DM mehr, als 
dessen Anwalt gefordert hatte. Ursprüng- 
lich lautete die Anklage auf schweren 
Landfriedensbruch, schwere Körperver- 
letzung und schweren Widerstand, wur- 
de dann aber »reduziert« auf schweren 
Landfriedensbruch und gefährliche Kör- 
perverletzung. 

Für Staatsanwalt Just (er wechsel- 
te sich während der Verhandlungstage 
mit Staatsanwalt Weberab)istdurch zwei 
Bullenaussagen (von vielen) bewiesen, 
daß Marco die Flasche warf. Marcos 
Bedauern, als von der Verletzung Berlins 
erfuhr, überging er mit der Bemerkung, 
daß dieses nur »Demut« gegenüber den 
Bullen gewesen sei, um entsprechenden 
»Behandlungen« vorzubeugen. Ein Fla- 
schenwurf aus 5m Entfernung auf einen 


Menschen in bürgerlicher Kleidung sei 
rücksichtslosundrauh, wogegenein Wurf 
auf Bullen mit Helm und Schild demon- 
strativ wäre. Nur eine »erhebliche, emp- 
findliche Freiheitsstrafe, eine Spezial- und 
Generalprävention« sei für ihn möglich. 
Außerdem würde ein entsprechendes 
Urteil von der Bevölkerung, besonders 
den Angehörigen von Polizisten - und 
dies seien 20.000 Personen - mit Recht 
erwartet. Dieser Tenor paßte genau zu 
Innensenator Pätzolds Vorgabe, der schon 
vor den Ermittlungen eine erhebliche, 
spürbare Strafe gefordert hatte. 

Rechtsanwalt Ströbelemachteden 
politischen Charakter der Verhandlung 
deutlich. Ressentiments gegenüber der 
Polizeiführung seien gerechtfertigt. Es 
wäre bekannt gewesen, daß sich die 
Hooligans getroffen hätten, um sich zu 
prügeln. 

Wenn mensch sich vorstellen 
würde, andere Gruppen hätten dies an- 
gekündigt, hätte es sicher Massenfest- 
nahmen gegeben und es wäre kein Durch- 
kommen zum Breitscheidplatz gewesen. 
Ferner sei das wesentliche Merkmal der 
Hooligans, daß sie rechtsextrem, neue 
Nazis, seien. Sie hätten »Heil Hitler« ge- 
schrien; obwohl dies strafbar sei, sei kein 
Polizist eingeschritten. 

Nach Untersuchung der 20 Zeu- 
genaussagen kam Ströbele zu dem Er- 
gebnis, daß es keine klare Feststellung 
über den tatsächlichen Ablauf des Ge- 
schehens gibt. Er forderte Freispruch, 
hilfsweise höchstens ein Jahr zur Bewäh- 
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HIER IS NOCH EIN EXTRA - 
ZUSCHLAG, WEIL dus 


rung wegen gefährlicher Körperverlet- 
zung. 

Doch Richter Falkenberg ließ sich 
weder durch Tatsachen noch durch völ- 
lig widersprüchliche und manipulierte 
Bullenaussagen beirren. Nach einer Pro- 


50 


zeßführung, in der er stets um äußerste 
Objektivität bemüht schien, folgte er der 
Argumentation des Staatsanwalts. 


Das Gesinnungsurteil: 
2 1/2 Jahre Knast und 
30.000 DM Schmerzensgeld 


Als das Urteil verkündet wurde, 
machte sich bei den ZuschauerInnen 
lähmendes Entsetzen breit. Während der 
Verhandlung kam es zwischen Falken- 
berg und Staatsanwalt Weber zu Ausein- 
andersetzungen um Fragen der Verhan- 
dlungsführung. 

Der Richter wollte keine Ord- 
nungsstrafen verhängen, sondern setzte 
lieber auf seine »pädagogische« Ruhigstel- 
lung. Daß er den Prozeß auf seine »ver- 
ständnisvolle« ruhige Art ungestört durch- 
ziehen konnte, zeigt den Erfolg seines 
Konzeptes. Ein anderes Urteil war des- 
wegen noch lange nicht zu erwarten. 

Marco war nach der Urteilsver- 
kündung ziemlich fertig und niederge- 
schlagen, weil auch er sich durch die 
scheinbar wohlmeinende Verhandlungs- 
führung des Richters Hoffnungen ge- 
macht hatte, nach der Urteilsverkündi- 


Repressions- 
Gruppe 

hat 

einen 
Namen 


N 


gung frei zukommen. 

Marco geht in die Revision und 
bleibt weiterhin in U-Haft.Dasharte Urteil 
und die lange U-Haft haben Marco nicht 


rwischen 


‚ch! 


Ausgehend von den 
Erfahrungen der über 100 
Festnahmen von 
AntifaschistInnen um den 20. 
April '89 gibt es seit Mitte '89 
eine Anti-Repressions-Gruppe 
von Antifas für Antifas. »Von 
Antifas für Antifas« heißt 
nicht, daß uns die anderen 
Verfahren gegen Linke nicht 
interessieren. Es liegt aber 
nahe, daß wir uns als 
organisierte AntifaschistInnen 
erstmal nur um die Prozesse 
gegen Antifas kümmern 
können. 

RETTET TRETERTANE 


Repression 


resignieren lassen. In seinen Briefen 
schreibt er sehr viel über die unmenschli- 
chen Haftbedingungen in Moabit. Ersetzt 
sich intensiv mit seiner eigenen Situation 
und der der übrigen Untersuchungsge- 
fangenen auseinander und fängt an, sich 
mit anderen zusammen zur Wehr zu 
setzen. Seit dem 26.2.90 beteiligte er sich 
an dem Hungerstreik von sechs Gefange- 
nen gegen die unmenschlichen Untersu- 
chungshaftbedingungen in der JVA 
Moabit. 

An Marco wird ein Exempel sta- 
tuiert. Die hohe Haftstrafe ist eines ihrer 
Werkzeuge, um das staatliche Gewalt- 
monopoldurchzusetzen. Das Urteil steht 
für die Repression, mit der alle rechnen 
müssen, die anfangen, sich zu wehren 
und die Straße nicht den Bullen und den 
Faschos überlassen wollen. 

Um die hohen Prozeßkosten zu 
decken, wurdeein Solidaritätskonto ein- 
gerichtet: 

P.Trechow, Kto.Nr.: 710.199.198, 
Sparkasse Berlin, BLZ 100.500.00. 

Spendet auf das Konto und schreibt 
Marco: 

M.Hänsel, Buchnr.: 3679/89, JVA 
Moabit, Alt-Moabit 12, 1000 Berlin 21. 


MB Wir wollen hier versuchen in Aus- 
schnitten unserebisherige Arbeit und die 
z.Zt. laufenden Diskussionen in der 
Gruppe aufzuzeigen. Wir haben als er- 
stes versucht, einen Überblick zu bekom- 
men, wann und wo Antifas festgenom- 
men wurden. Da im letzten Jahr ziemlich 
viel passiert ist und demzufolge auch 
viele Menschen festgenommen wurden 
ist dieser Überblick noch immer unvoll- 
ständig. 

Die Zahl der bisherigen vorläufi- 
gen Festnahmen (und nicht der eingelei- 
teten Ermittlungsverfahren, wie'sim letz- 
ten Info zu lesen war) beläuft sich auf ca. 
300. Von den derzeit laufenden Ermitt- 
lungsverfahren sind uns ca. 60 bekannt. 
Davon wurden inzwischen 13 Antifas 
verurteilt, zwei davon zu hohen Hafts- 
trafen (siehe Bericht zu Marco; über den 
zweiten Verurteilten ist uns noch nichts 
genaueresbekannt), dieanderen zu Geld- 
oder Bewährungsstrafen. 

Drei Leute wurden freigespro- 
chen, bei 21 wurde das Verfahren einge- 


antifa - info Nr. 11 / Mai - Juni '9O 


stellt, bei 8 Antifas das Verfahren gegen 
Zahlung eines Bußgeldes, Arbeitsaufla- 
gen oder Strafbefehl eingestellt. 

Wie gesagt, das sind die von de- 
nen wir in Zeitungen gelesen oder die 
sich bei uns gemeldet haben (wie hoch 
sind wohl die tatsächlichen Zahlen?!). 
Doch Zahlen veröffentlichen oder fru- 
strierende Statistiken führen ist nicht das 
was wir unszur Aufgabe gemacht haben. 
Um es vorweg zu nehmen: Wir verstehen 
uns nicht als Dienstleistungsunterneh- 
men, zu dem mensch ein taktisches Ver- 
hältnis bezüglich finanzieller Unterstüt- 
zung o.ä. aufbaut, sondern wir versu- 
chen das Thema Repression in die antifa- 
schistischen Zusammenhänge hineinzu- 
tragen. 

Repression darf nicht nur dann 
zum Thema werden, wenn mensch da- 
von persönlich betroffen ist, sozusagen 
als notwendiges Übel — die Auseinan- 
dersetzung mit Repression muß als 
Grundlage der politischen Arbeit gese- 
hen werden! 

Im folgenden ein Ausschnitt der 
Themenbereiche, die wir momentan dis- 
kutieren, bzw. zukünftig diskutieren 
wollen: 

- »Die Funktion politischer Justiz ist es, poli- 
tisches Handeln, das das System angreift oder 
in Frage stellt zu entpolitisieren — in strafba- 


res Verhalten umzudeuten und mit den Mit- 
teln des Strafrechts zu verfolgen. Ziele, Ab- 
sichten, politische Gründe und die politische 
Identität der 'TäterInnen' sollen außen vor 
bleiben, um sie als 'kriminell’ abzustempeln, 
und um so Strafen leichter begründbar und 
durchsetzbar zu machen« (aus »Durch die 
Wüste«) 

-Wo greifteigentlich die Repression, was 
soll sie bewirken, wo können wir dem 
etwas entgegensetzen. 

- Was heißt eigentlich Repression, was 


soll sie bewirken, wo können wir dem 
etwas entgegensetzen. 
- Repression umfaßt nicht nur Festnah- 
men, Prozesse ... sondern auch physi- 
sche, psychische und sexistische Gewalt. 
Eine Anti-Repressions-Arbeit,diesichnur 
auf den justiziellen Bereich beschränkt 
greift zu kurz. 
- Aussageverweigerung 
- Funktion der patriarchalen und Klas- 
senjustiz 

Anti-Repressions-Arbeit heißt für 
uns nicht nur mit den und für die Betrof- 
fenen eine breite Öffentlichkeit herzu- 
stellen und die materielle, sowie über 
RechtsanwältInnen, die juristische Un- 
terstützung von Antifas, sondern auch 
und vor allem, daß aus den gemachten 
Fehlern, die die Kriminalisierung begün- 
stigen, gelernt wird. (siehe hierzu auch 
»Durch die Wüste«, eine Broschüre von 
Menschen aus Anti-Repressions-Grup- 
pen). D.h. beispielsweise, im Vorfeld von 
größeren Aktionen das für jeden poli- 
tisch arbeitenden Menschen eigentlich 
vorauszusetzende Grundwissen über 
Verhalten gegenüber Bullen, Festnahmen, 
Aussageverweigerung ... immer wieder 
ins Gedächtnis zu rufen ( was mensch so 
schön als »Prävention« bezeichnet). 

Und dies nicht nur für Leute aus 
der 'Szene', sondern eben auch für Men- 


schen aus den verschiedensten Antifa- 
Gruppen. Denn die durch die staatliche 
Repression angestrebte Individualisie- 
rung der Menschen kann nur durch eine 
solidarische und breit geführte Diskus- 
sion durchbrochen werden. 
Trotzalledem (Vorsicht, jetzt 
kommt der obligatorische Schrei nach 
Geld...), wir brauchen die finanzielle 
Unterstützung. Ihr könnt ja schon mal 
sammeln gehen, im nächsten Info wird 
eine Kontonummer bekanntgegeben! 
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Festnahme eines Antifaschisten 


Darüberhinaus versuchen wir politische 
Gruppen und Organisationen für »Paten- 
schaften« für Gefangene zu gewinnen. 

Sie sollen den Gefangenen neben 
der finanziellen Unterstützung (z.B. Geld 
für den wöchentlichen Einkauf) auch die 
persönliche Betreuung sichern, durch 
Briefe schreiben, besuchen... . Denn die 
Solidarität mit von Repression betroffe- 
nen Menschen darf nicht nach der Ur- 
teilsverkündung aufhören, sondern muß 
sich auch und erst recht zeigen wenn die 
Leute über mehrere Monate oder Jahre 
im Knast schmoren! Und immer wieder 
und nocheinmal: 

Meldet Euch wenn Ihr von Fest- 
nahmen, Ermittlungsverfahren, Prozes- 
sen betroffen seid oder Zeuge seid, fragt 
'rum in Eurem Bekanntenkreis - wir 
können Euch nur unterstützen wenn wir 
von Euch wissen, logisch. Meldet Euch 
mit folgenden Angaben wie Datum der 
Festnahme, Ort, Anlaß und Tat-Vorwurf, 
Verletzungen, Ermittlungsverfahren ein- 
geleitet, evtl. Verurteilung und möglichst 
mit Namen und Kontaktadresse bei: 


LENE c/o ANTIFA WESTBERLIN, 
Gneisenaustr. 2a, 1/61 


oder telefonisch beim 


ANTIFA-INFOTELEFON 
(nur Samstags 16-20 Uhr) 
692 15 99 


Laßt Euch nicht erwischen! 
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Schon in den 70er 

Jahren drängte sich der 
»Pillenknick« und seine 
Auswirkungen verschärft in 
die öffentliche Diskussion. 
Den Regierungsparteien 
wurde schon damals Angst 
und Bange vor dem 
drohendem Mangel an 
»militärischem 
Verteidigungspotential« 
(sprich 
Soldaten) 
oder dem 
drohendem 
»Kollaps« der 
Rentenkassen. Gleichzeitig 
mußte die SPD/FDP-Koalition 
dem massiven Druck der 
8218 -Initiativen nachgeben 
und 1976 die 
»Indikationenregelung« für 
Abtreibungen verabschieden. 


Damals traten die ersten 
'Lebensschützer'- 
Organisationen auf den Plan. 
RETTET ENT SEITETTEZTENLETEITENT 


Hinweis: | 


detin in-West erneut der 
Katholikentag statt. Dortwird 
sich dieses 'Lebensschützer'- 
Potential tummeln und Stim- 
mung gegen uns machen. Wir 
| sollten auf keinen rail taten- 
los zuseheni 
. Informationen zum ‚Katho- 
likentag sind zu bestellen 
(Kirchentag von Unten) 


»Lebensschützer« 


Trag es aus im Sturmgebraus 

Wenn der Staat bleibt bestehn, 

könnt ihr alle zugrundegehn! 

Ihr habt nichts zu fressen? 

Wir brauchen die Kinder für Dortmund 


und Essen, 


für die Reichswehr und für die Büros - 
und wenn ihr krepiert, dann sind wir 


euch los! 


(Kurt Tucholsky - » Die Leibesfrucht « ) 


VORSICHT 


MB Spätestens seit der »Wende« 1982 
wurdedasöffentlicheGeschreigegen Ab- 
treibungen lauter. Den Regierungspar- 
teien machte die Abtreibungsfrage nicht 
mehr nur aus Gründen »personeller Nato- 
verpflichtungen« oder »Rentenzahlungspro- 
blemen« deutsch-»nationale Sorge«. 

» Asylantenflut « und » Überfrem- 
dungsangst« waren die neuen Schlagwör- 
ter, mit denen weitere Verschärfungen 
der Ausländer/innen - und Flüchtlings- 
gesetze begründet wurden. Sie dienten 
gleichzeitig als Hintergrund der neuerli- 
chen Diskussion um die Verschärfung 
des $ 218 innerhalb der Regierungspar- 
teen. 

Die wachsende nationalistische 
und rassistische timmung innerhalb der 
bundesrepublikanischen Bevölkerung 
gibt den 'Lebensschützern' neuen Auf- 
trieb. Mehr und mehr Organisationen 
setzen sich öffentlich aktiv und zum Teil 
militant für den Schutz des sogenannten 
ungeborenen Lebens ein. Auf Veranstal- 
tungen agieren sie mit Filmen und Refe- 
raten vor zum Teil großem Publikum. 
Besonders katholische und evangelische 
Kirchentage nutzen sie als günstiges 
Szenarium für ihre Antiabtreibungspro- 
paganda. 

Sie verteilen Flugblätter, indenen 
sie gegen »Babycaust« (in Anlehnung an 


»Lebensschützer« 


Holocaust) und »gewissenlose Mörderin- 
nen« wettern — oder sie drücken uns 
bunteHochglanzbroschürenindieHand, 
von denen uns Föten in Überlebensgröße 
entgegenknallen. Darüberhinausreichen 
ihre Aktionen von Glockengeläute für 
das »ungeborene Leben«, Pilgerfahrten und 
Gebeten vor Abtreibungskliniken, Kla- 
gen vor dem Bundesverfassungsgericht 
bis hin zu Anschlägen auf Pro Familia 
Zentren in Hamburg und Bremen. 

Passend dazu sind wir seit Früh- 
sommer '89 mit Plakatwänden der CDU - 
Kampagne »Mit Kindern leben« konfron- 
tiert. In Arztpraxen liegen Broschüren 
aus, in Zeitschriften, im Kino oder Fern- 
sehen, können wir Fotos gucken von 
glücklichen (deutschen) Kindern und 
ihren Eltern. Damit einhergehende ge- 
setzliche Neuerungen wie das Babyjahr 
oder die Anrechnung der Erziehungsar- 
beit von Frauen auf die Altersversor- 
gung — durchaus positive (und eigent- 
lich selbstverständliche) soziele Verbes- 
serungen für Frauen — täuschen über 
das eigentliche Ziel der bundesrepubli- 
kanischen Frauen- und Familienpolitik 
hinweg. Tenor der Kampagne ist die 
Verglorifizierung der Mutterrolleund der 
deutschen Kleinfamilie. 

Eine äußerst gefährliche Kampa- 
gne, weil ihr wirklicher Inhalt, nämlich : 
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»Lebensschützer« 


"Deutsche Frauen! Produziert deutsche 
Kinder!' nicht offenliegt und nicht klar in 
Verbindung gebracht wird mit einer 
drohenden Verschärfung des 8 218. Wir 
können und dürfen nicht die Augen davor 
verschließen, daß es sich hierbei um un- 
terschiedliche Angriffe auf das Selbstbe- 

; stimmungsrecht von Frauen handelt, die 
immer organisierter werden. 

Das Spektrum der sogenannten 
Lebensschützer reicht von christlichen 
Gruppen über konservative bis ins harte 
faschistische Lager. Wenn es um den 
»Schutz des ungeborenen Lebens«, oder 
anders gesagt, um die Aneignung und 
Ausnutzung von Frauenkörpern geht, 
ziehen sie einhellig am gleichen Strang. 
Die Organisationen treten zwar alle als 
überparteilich und überkonfessionellauf, 
ideologische und personelle Verstrickun- 
gen mit bürgerlich-konservativen Partei- 


en wie CDU/CSU bis hin zum Lager der 
"Neuen Rechten‘ (siehe Artikel in diesem 
Heft) sind jedoch unübersehbar. 

So wurde 1982 von der CDU eine 
interministerielle Arbeitsgruppe zum 
»Schutz des ungeborenen Lebens«einge- 
richtet. Es ging dabei um die verstärkte 
Propagierung der Mutterideologie, stär- 
kere Förderung der deutschen Familie, 
sowie um entsprechende Öffentlichkeits- 
arbeit, um die Geburtenrate der Deut- 
schen wieder steigen zu lassen. Die dort 
erarbeiteten Vorschläge entstanden mit 
Hilfe führender Vertreter der 'Lebens- 
schützer' als Sachverständige. Genauso 
findet mensch deren Positionen in der 
Ideologie der'Neuen Rechten' wieder.In 
deren Ideologieblättern wie 'Mut', 'Na- 
tion Europa' oder 'Elemente', von Kon- 
servativübder die 'Republikaner'bishin 
zu 'FAP' oder Kühnens ehemaliger 'Na- 
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tionaler Sammlung! (NS). 

Uns geht es darum die ideologi- 
schen und politischen Hintergründe die- 
ser bedrohlichen Allianz zu untersuchen 
und einen Einblick in organisatorische 
und personelle Verstrickungen der Ab- 
treibungsgegner mit konservativen und 
rechtsradikalen Parteien und Organisa- 
tionen zu geben. 


Ideologischer Hintergrund 


Die Gemeinsamkeit der verschie- 
denen 'Lebensschützer'-Organisationen 
zeigt sich als erstes in einem durch und 
durch patriarchalen Frauenbild, dessen 
wesentliche Grundlage der Biologismus 
ist. Die »Unterschiede« zwischen Mann 
und Frau werden als Wesensunterschie- 
de bezeichnet. Sie sind »biologisch« (na- 
turgegeben) festgelegt, bei den Kir- 
chen »gottgegeben«, und gelten als unum- 


»MutterarbeitistDienstan der 
Gesellschaft— Mutterarbeitistmehr 
als Erwerbsarbeit. Mutterarbeit führt 
zur Selbsverwirklichung der Frau.« 
(Blüm, CDU ) 

»Frau und Mann sind im Fall 
gleicher Bedingungen und Anforde- 
rungen trotz ihrer Wesensunterschie- 
de von gleichwertiger Tüchtigkeit in 
Leben und Beruf. Es ist jedoch insbe- 
sondere der Frau gegeben, durch 
Wärme und Hingabe ein Klima der 
Geborgenheit zu schaffen, in wel- 
chem Familie und Kinder gedeihen 
können. Hier liegt die besondere 
und von keinemHausmann oder Kol- 
lektiv erfüllbare Berufung der Frau.« 
REP-Programm von 1987 

»Wir verteidigen die beson- 
dere Aufgabe in Familie und Volk « 
UCE - "Vereinigung europäi- 
scher Bürgerinitiativen zum 
Schutz der Menschenwürde" 

»Unsere kulturelle Welt wur- 
zelt in einer biologischen Welt. Die 
Frau soll ihren Wesen gemöß ihre 
Aufgabe in ihrem Volk erfüllen, der 
Mann die Seine. Die Völker sollen in 
ihrer Region ihre Kulter leben. Erst 
das Zurückfinden in ihre völkische 
Identität bedeutet die Befreiung der 
Frau. Der angeborene Geschlecht- 
sunterschied ist : - größere Variabi- 
litätsbreite bei Männern, - Unterschie- 
de in der Gehimanatomie,- unter- 
schiedliche Fähigkeiten« 

Pierre Krebs, 'Neue Rechte' 
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stößlich. Die Gebärfähigkeitder Frau steht 
dabei im Mittelpunkt. Ihr gesellschaftli- 
cher Nutzen macht sich an der Fähigkeit 
Kinder zu gebären fest. Daraus leitet sich 
der Zwangzum Gebärenabunddiedaran 
gekoppelte Rolle der Frau : »Frau als 
Mutter, Hüterin der Familie und des Vol- 
kes«. 

Von Natur aus sind Menschen und 
Völker angeblich mit unterschiedlichen 
Eigenschaften und Trieben ausgestattet, 
denen sie sich nicht widersezten können 
und dürfen . Daraus abgeleitet sind der 
Nationalbegriff, in dem das »Volk« die 
Substanz bildet. Vermischung verschie- 
dener Völker und deren »biologischer 
Erbanlagen« würden den Niedergang 
eines Volkes oder einer »Rasse« bedeu- 
ten, da sie gegen das Gesetz der »natürli- 

‘chen Auslese« zwischen den Völkern 
verstößt. »Natürliche Auslese« heißt das 
Recht des Stärkeren den Schwächeren zu 
unterwerfen oder zu zerstören. 

»Unser Grundsatz ... ist das Leben 
selber — die Naturgesetze. Die wesentlichen 
sind die des Lebens als Kampf und Auslese, 
die des Vorrangs der Gemeinschaft vor dem 
Einzelnen und die Verschiedenheit der Men- 
schen untereinander ..., nicht nur zwischen 
den Rassen und Völkern, sondern vor allem 
zwischen den Geschlechtern.« (FAP) 

Die deutsche Frau hat also die 
'stolze' Aufgabe die »Reinheit der Rasse« 
zu gewährleisten, indem sie nur deut- 
sche Kinder gebärt. Indem sie sich für die 
Familie aufopfert, sorgt sie gleichzeitg 
für die Stärke und das Wohl der eigenen 
Nation. Der Biologismus ist Erklärung 
und Grundlage für Frauenausbeutung 
und -verachtung , Nationalismus und 
Rassismus. Und er ist Grundlage für das 
daraus abgeleitete Recht des Stärkeren 
über den Schwächeren zu herrschen: des 
Mannes über die Frau, der nationalen 
geistigen Eliteüber das Volk, des »Gesun- 
den« über den »Kranken« und »der weißen 
Rasse« über »die schwarze«. 

Die mit Rassismus und Eliteden- 
ken durchzogenen Programme der 
‘Neuen Rechten’ basieren also auf ihrer 
unterdrückerischen, sexistischen Fraue- 
nideologie, ohnedie kein anderer Schwer- 
punkt ihrer politischen Arbeit möglich 
wäre. Doch auch die bürgerlich-konser- 
vativen Kräfte lehnen sich an dieses 
Weltbild an. Es sei darauf hingewiesen, 
daß CDU-Politiker über den Geburten- 
rückgang deutscher Kinder ernsthafte 
Besorgung ausdrücken, jedoch gleichzei- 
tig ausländischen Frauen unter anderem 
die finanzielle Unterstützung für Kinder 
verstärkt streichen. Deutschstämmige 
Aussiedlerfamilien sind erwünscht, weil 
sie, abgesehen von ihrer Arbeits- und 


Kaufkraft, laut Kohl viele deutsche Kin- 
derin die BRD bringen. Der Kinderreich- 
tum türkischer und arabischer Familien 
wird andererseits als soziales Problem 
beklagt. Einerseits plädiert dieRegierung 
für den »Schutz des ungeborenen Lebens« 


»Lebensschützer« 


und gegen Abtreibung, andererseits sind 
in der BRD und Westberlin Zwangssteri- 
lisationen für ausländische Frauen derbe 
Realität. 

Bürgerlich-konservative Kräfte 
verpacken ihre Propaganda natürlich 
vorsichtiger als die 'Neue Rechte‘. Doch 
die völkisch-nationalistische Aufbruch- 
stimmung in der BRD wird auch eine 
härtere Gangart in der Frauen und Fami- 
lienpolitik nach sich ziehen. Erinnert sei 
an den Massenprozess gegen Frauen, die 
abgetrieben haben. Oder, ganz aktuell 
dieNormenkontrollklage der bayrischen 
Landesregierung vor dem Bundesver- 
fassungsgericht gegen die sozialeIndika- 
tion des $ 218. Diese Klage wird begrün- 
det mit dem Druck der Basis (als Beispiel 
diekatholischeGruppe’'Lebensrecht') und 
mit der aktuellen »Wichtigkeit für die in- 
nerdeutsche Diskussion« . 

Die 'Lebensschützer'-Gruppen 
bereiten ein Klima vor, in dem Abtrei- 
bungals»abscheulicher Mord« verurteilt 
werden kann, ohne daß ein Entrüstungs- 
sturm über solche Diffamierungen aus- 
bricht. Esist uns nicht möglich ihrediver- 


'Agnus Dei' - Kontaktadresse ist 
ein Kloster am Bodensee. 1985 traten 
alle Mitglieder aus der gesetzlichen 
Krankenkasse aus. 

"Bewegung rettet das ungeborene 
Leben e.V.' - Veranstaltete unter ande- 
rem 1986 eineGroßkundgebunginBonn 
mit Mutter Theresa (3000 Teilnehme- 
rInnen ) die von CDU und Presse poli- 
tisch unterstützt wurde. Außerdem ver- 
teilen sieInformationsschriften mitzum 
Teil völkisch-rassistischer Tendenz. Z.B. 
Häussler, Alfred : »Die Selbstzerstörung 
Europas mit Pille, Sterilisation und Abtrei- 
bung«. Die 'Bewegung' verbreitet viel- 
fältiges Material, daszum Teildiechrist- 
liche Moral für ihre Ziele mißbraucht. 
Sie ist stark öffentlichkeitswirksam. 

'Fatima - Aktion 77'- Mitglied u.a. 
in der "Bewegung für das Leben e.V.' 

'Alfa' 

'IGFM' (Internationale Gesellschaft 
für Menschenrechte), arbeitet mit Brüc- 
kenorganisationen zum neofaschisti- 
schen Lager zusammen. 

'Neue Bildpost' - Die Zeitschrift 
wird in und vor Kirchen verkauft 
(Auflage über 300. OO0O). Sie macht 
CDU-Werbung war aber in 70er Jahren 
Sammelpunkt für alle Befürworter ei- 
ner vierten rechten Partei. Eines ihrer 


»Christliche« Organisationen 


Redaktionsmitglieder ist Ursula Zöl- 
ler, die vor einigen Jahren gegen die 
Barmer-Ersatzkasse wegen Abtrei- 
bungsfinanzierung klagte. Ihr Anwalt 
in dieser Sache, Wolfgang Phillip, war 
einer der Erstunterzeichner des »Hei- 
delberger Manifests« (Gegen die »Über- 
fremdung« durch AusländerInnen) Das 
Blatt ist allen rechtsgerichteten Auto- 
ren wie Löwenthal und Pachmann ge- 
öffnet. 

"Evangelische Ärzteaktion' - eine 
Unterorganisation der 'Europäischen 
Ärzteaktion in den deutschsprachigen 
Ländern e.V.', mit dem Ziel christlich 
orientierte Ärzte zur Verweigerung le- 
galer Abtreibung zu bringen und den 
Indikationsweg vor dem Abbruch zu 
erschweren. 

'Pro Vita' - öffentlich anerkannter 
Träger der freien Jugendhilfe und nach 
eigenen Angaben Mitglied im 'Diako- 
nischen Werk’, Kontakte zu Siegfried 
Ernst, der am 'Pro-Vita’-Kongress in 
Rom 1980 teilnahm. Holzgartner (CSU) 
nahm am selben Kongressteil. Verglich 
als Vorsitzender desgesundheitspoliti- 
schen Ausschusses des CSU Abtreibung 
mit Massenmord in Auschwitz.Er war 
auch Teilmehmer an Kongressen der 
"Europäischen Arzteaktion'. 
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»Lebensschützer« ; 


sen Organisationen klar voneinander zu 
trennen. Ihre Verbindungen untereinan- 
der sind fließend, vom christlichen bis 
zum faschistische Lager. 


Organisationen, Kontakte, 
Methoden, und Argumente 


Einige 'Lebensschschutzer' Orga- 
nisationen arbeiten unter dem Dach der 
Kirchen, und werden von der Kirchenlei- 
tung zum Teil offizell unterstützt. Ande- 
re stehen rechts außerhalb der Kirche, 
benutzen jedoch diechristlich orientierte 
Argumentationsweise inihrer Öffentlich- 
keitsarbeit. Ihnen gemeinsam ist die In- 
terpretation der Sexualität als Funktion 
zur Befruchtung der Eizelle. Von daher 
akzeptieren sie als Verhütungsmittel nur 
die Beobachtung der fruchtbaren Tage. 
Sogenannte Nidationshämmer (z.B. Spi- 
rale) gelten in ihren Augen als Abtrei- 
bungsmethode, da der Beginn des Lebens 
auf den Zeitpunkt der Befruchtung fest- 
gelegt wird. 

Mit ihrem Gewissen nicht verein- 
bar ist ihre Mitfinanzierung von Schwan- 
gerschaftsabbrüchen durch den gesetzli- 
chen Krankenkassenbeitrag. Sieargumen- 
tieren mit Gottes Schöpfungswillen, dem 
Frauen nicht mit Abtreibung in dieQuere 
kommen dürfen. Beliebter Argumenta- 
tionsstrang (nicht nur der kirchkichen 
Gruppen) ist die Gleichsetzung von »Ho- 
locaust« gleich »Babycaust«. 

Dazu ein Pastor in einer Bistums- 
zeitung : »1. Die Nazis haben ihren Massen- 
mord immerhin noch mit einer Ideologie ver- 
sehen. Es war nicht kaltherzige Ichsucht, wie 
etwa heute bei der Abtreibung. Diese Tötung 
aus rücksichtsloser Selbstsucht ist darum 
moralisch niedriger anzusetzen. 2. Nazis 
haben sich an unschuldigen Menschen aus- 
gelassen, die weitgehend erwachsen waren 
und sich gegen das ihnen geschehene Unrecht 
empören konnten. Bei der Abtreibung zer- 
stückelt, zerschneidet und erwürgt man un- 
geborene Kinder, die kein einziges Wort für 
sich sprechen ... können ... Die Charakterlo- 
sigkeit ist noch abgründiger als bei den Nazi- 
mördern.3. Die Nazis haben ihre Untaten vor 
der Bevölkerung und der Umwelt zu verber- 
gen versucht. Offensichtlich war ein Rest von 
Unrestbewußtsein geblieben. Abtreibung ge- 
schieht bei uns in aller Öffentlichkeit und 
unter Anschein des Rechts ... Die sich prosti- 
tuierende Schamlosigkeit ist um Grade grö- 
ßer als bei den Nazis. 4. Die Nazis haben ihr 
unmoralisches Treiben mit einigen wenigen 
ihrer eingeschworenen Parteigänger getrie- 
ben. Das Gros der Bevölkerung blieb ausge- 
schlossen. Unsere Abtreibungspraxis ist so 
satanisch, daß man ihr der Mäntelchen der 
Gesetzlichkeit unhängt, und daß man sie vom 


ganzen Volk finanzieren lässt ( Krankenkas- 
senbeiträge und Steuern ). Damit wird jeder 
mitschuldig gemacht ... Niemand von uns 
wird später sagen können, er habe von alldem 
nichts gewußt ...«. ( zitiert nach 'Der Spie- 
gel' 7/'83) 

Dieses Zitat zeigt ziemlich deut- 
lich mit welchen Methoden von Abtrei- 
bungsgegnern Stimmung gemacht wird. 
Die Nazigreuel werden grob verharm- 
lost, die Nazis moralisch verteidigt und 
die Massenmordeder deutschen Faschis- 
mus einigen wenigen in die Schuhe ge- 
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schoben. Mit dem »schlechten Gewissen« 
der Deutschen aufgrund ihrer Geschich- 
te versuchen sie gegen Abtreibung Poli- 
tik zu machen. Wir denken dieses Zitat 
spricht für sich ! 


Politische Organisationen 


In politischen Organisationen 
wird nicht durchwegder christlich orien- 
tierte Argumentationsschwerpunkt ver- 
folgt. Hier tauchen vermehrt die Ver- 
gleichsschemata: Faschismaus, KZ, Eu- 
thanasie, Krieg, Massenmord, Völker- 


"Neue Bildpost'- »Sonderdruck« vom Dezember '71 (s. a. Artikikel über Roeder 5.29 ) 


Manired Roeder, 42 Jahre, 
Ist Rechtsanwalt. Er wurde In 
Rerlin geboren umd zog erst An- 
9 1971 In das Städtchen an 

Bergstraße, nicht welt von 
!deiberg. 


r \st evangelischer Christ, 
sehr aktiver Christ. Er lat 
Mann von denkbar beschel- 
m Lebensstil. Seine Liebe 
nt dem einfachen Leben, 
‚m Leben auf dem Land, und 
würde viel lleber Maurer oder 
1zer ssin als Tochtsanwalt. 


Iutlonär Ist 


Er hat ein Faible für deutsche 
Geschichte, er zıtiert Lenin und 
Mao und die Bibel in einem 
Atemzug. Er ist ein beredter 
dann, der keine Diskussion 
scheut, auch dann nıcht, wenn 
ır von vornherein weiß, daß er 
‘or einem Publikum spricht, das 
n glatt auslacht. 


Er kennt keine Angst, keine 
Furcht um seine Karriere. Er 
hat schon zahllose Anzeigen er- 
stattet, hat wieder und wieder 
vor Gericht gestanden als Klä- 
ger, wurde abgewiesen. 


»Mil Dulden und Ducken sind W 


Der Revolutiona 
von der Bergsiraß 


Ein wild und manchmal verzweifelt Aufbegeh- 
render, der nicht tatenlos zusehen will, wie sein 
Land einer Entwicklung zusteuert, die er als Christ, 
als Familienvater und als Bürger dieses Staates 
nicht verantworten kann. 


moral kraft des Gesetzes ei 
Ende zu machen. 


Er führte verbissene Kämpt 
um sein Recht, um das Rec 
dieses Volkes gegenüber eis, 
ausulernden Unmoral 


Wenn man Ihn In seinem Haus In Bensheim an 
der Bergstraße, Roonstraße 8, mit seiner Frau und 
seinen drel kleinen Kindern „Mensch ärgere dich 
nicht“ spielen sieht, erinnert nichts, aber auch gar 
nichts an diesem Mann daran, daß er ein Revo- 


Hat er Erfolg? — In der Ta 
er hat ihn. Zumindest, wen: 
man weiß, dad die von Ihn 
gegründete Deutsche Bürger- 
Initiative bislang rund 800 000 
Mitstreiter gefunden hat. Men- 
schen, die sich durch Unter- 
schnftenaktionen mit ihm soll 
darlsch erklärten. 


Dabei will der Benshe‘ 
Rechtsanwalt weder eine r 
Partei noch etwas ähnlic 
gründen. „Unsere Aufgabe 

Er schrieb böse Briefe an °% die Ameisen In sen No 
Willy Brandt, an Herber 4 Mächtigen zu sein“, mu 
Wehner, an den Biindesprä- 
sidenten, an alle Abgeordneten Manfred hoeder ist kein ap _ 
und forderte sie auf, der Un- findiger Agitator hinter seir 
Anwaltsschreibtisch. Er £ 
wenn 8 sein muß, auch auf 
Straße. 


Aut der Offenbacher 8. 
messe veranstaltete er r 
eeben Frauen ein einsar 
„90 In“ und war! demonstrı 
drei Farbbeutel gegen den E 
gang der Messe, um angekl' 
zu werden und so die Justi 
zwingen, das Gesetz zu I | 
haben. 


Er beschmierte am heilich 
Tage die Kino-Schaukästen 
eınen Porno-Film, aus dem ( 
hen Motiv. 


Verbissene Kämpfe 


Er bekommt nicht nur A 
gen wegen Sachbeschädi 
sondern auch Drohbriete 
nächtliche Anrufe. Aber er, 
nicht daran, klein beizı, 


Er opfert längst s 
samte Freizeit für dies 
stellt sein Haus G 
freunden zur Ver 
anstaltet Tagunger 
r 
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mord = Abtreibung auf. Die 
Argumentationistschärferund 
aggresiver als in kirchlichen 
Organisationen. Beispiele für 
politische'Lebensschützer'-Or- 
ganisationen:'Alfa', "Aktion Ulm 
e.V.’ (identisch mit 'Europ. 
Ärzteaktion', s.unten) 'Aktion 
Leben e.V' ( Mitglied in 'Bewe- 
gung für das Leben e.V.) '"Bür- 
gerinitiative für Recht und 
Ordnund' (Mitglied in 'Alfa') 
"Bewegung für das Leben e.V.' 
'Aktion Lebensschutz', 'Euro- 
päische Ärzteaktion in den 
deutschsprachigen Ländern e. 
V.'Im folgenden gehen wir auf 
vier dieser Organisationen 
genauer eir: 

‘Bewegung für das 
Leben e. V.' - In ihrem Infoma- 
terial tauchen folgende Propa- 
gandaparolen auf: 

- »Abtreibung führt zum Kultur- 
verfallund somit zur Vernichtung 
der Nation« 

-» jedes 3. und 4. Kind in Deutsch- 
land wird liquidiert. Das kommt 
einem Genozid am deutschen Vol- 
ke gleich«. 

- »In jeder Generation stirbt ein 
Drittelder deutschen Bevölkerung 
aus«. 

Dies sind eindeutig völkisch - na- 
tionalistische Sprüche. Ein platter Anti- 
kommunismus kommt zusätzlich in fol- 
genden Aussagen zum Ausdruck: »Die 
kommunistischen Parteien unterstützen das 
Abtreibungsprogramminden kapitalistischen 
Staaten, mit dem Ziel, den Zerfall dieser 
Systeme zu forcieren.« Schwangerschafts- 
abbruch bedeutet für sie »straflose Liqui- 
dierung ungeborener Kinder«, Abbruchkli- 
niken sind »staatlich finanzierte Tötungsin- 
stitute, in denen der Embryocaust stattfin- 
det«, »durch die Mitgliedschaft in den Kran- 
kenkassen wird jeder zum Komplizen ärztli- 
cher Killer«. Sie gehen davon aus, daß die 
Frau durch ihren »Zustand der Schwanger- 
schaft« in ihrer Entscheidungsfreiheit be- 
einträchtigt sei und zu keiner Eigenve- 
rantwortung fähig. 

Die "Bewegung für das Leben!’ ist 
Mitunterzeichner des Aufrufs zur Grün- 
dung der 'Wilhelmshafener Liste für 
Ausländerstop'. Aufder Gründungsver- 
anstaltungdieser’Liste'am 14.2.'82 unter 
dem Motto: »Ausländerstop — Deutsch- 
land den Deutschen«, traten unter ande- 
rem eine Reihe von Nazigrößen auf. 
Mitglied bei der »Bewegung« ist u. a. der 
Anwalt Wolfgang Phillip, bekannt für 
sein heftiges Engagement in Sachen Ras- 
sismus und völkischem Nationalismus. 


Alt und neurechte Vorstellung von der 
»Stellung« der Frau in der Gesellschaft 


Er dient als gutes Beispiel fürdas Zusam- 
menspiel zwischen Rassismus und Sexis- 
mus. 

Die finanzstarke Einrichtung ist 
Dachverband für viele Initiativen, z. B.: 
'Aktion Leben e.V.', 'ALFA', 'Europäi- 
sche Ärzteaktion e.V.', 'Fatima Aktion’ 
und der 'Aktion Lebensschutz' unter 
Führung von Ingrid Weckert 

Die'Aktion Lebensschutz’ isteine 
1987 von Michael Kühnen im »20. Brief 
aus der Haft« als »Vorfeldorganisation« be- 
zeichnete Organisation zur Sammlung 
der Kühnentreuen Anhänger der verbo- 
tenen 'ANS/NA', die vor allem der Mit- 
gliedergewinnung dienen soll. Kühnen 
schreibt: »Die wichtigste unter den neuen 
Vorfeldorganisationen werden in Zukunft die 
'Volksbewegung gegen Überfremdung’ un- 
ter persönlicher Führung von Kamerad Brehl 
und die vor allem gegen den Abtreibungs- 
massenmord an unserem Volk kämpfende 
"Aktion Lebensschutz’ unter der Führung 
von unserer Kameradin Ingrid Weckert sein«. 
(Die Neue Front', April '87) 

Faschistische Organisationen 

Die 'Aktion Lebensrecht für alle 

e. V.'(ALFA) bezeichnet sich als bundes- 


weite Bürger Initiative zum Schutz des 
menschlichen Lebens; insbesondere des 


»Lebensschützer« 


ungeborenen Kindes. Sie kon- 
zentrieren sich vor allem auf 
diesen Bereich, da nach ihren 
Aussagen das menschliche 
Leben am häufigstendurch Ab- 
treibung verletzt wird. Zu ih- 
ren Mitgliedern gehören viele 
Bundes- und Landtagsabge- 
ordnete. Die heutige Bundes- 
vorsitzende, Hedwig Seelen- 
tag, erhielt für ihre Arbeit bei 
'ALFA' das Bundesverdienst- 
kreuz! 'ALFA' wird von den 
Kirchen unterstützt. Des wei- 
teren unterhalten sie interna- 
tionale Verbindungen zu 
'Lebensschutzorganisationen', 
z.B. in die USA. 

Vierteljährlich er- 
scheint ihre Publikation - der 
'ALFA -Rundbrief', in dem 
aktuelle Diskussionen (z. B. 
Gentechnologie), Berichteüber 
öffentliche Aktionen und auch 
»Hilfsaktionen« für schwange- 
re Frauen ihren Platz haben. 
Sie machen Überzeugungsar- 
beit bei FrauenärztInnen gegen 
Abtreibungen und treten an- 
sonsten mit ihrer Propaganda 
hauptsächlich auf Kirchenta- 
gen auf. Sie verfolgen, wie alle 
anderen Abtreibungsgegner 
auch, das Ziel, die Finanzierung von 
Schwangerschaftsabbrüchen durch die 
Kassen aufzuheben. In ihren Publikatio- 
nen sprechen sie von »Kinderholocaust«, 
von der »Mutter, vor der das Kind ge- 
schützt werden muß«. Und gleichzeitig 
wird die Mutterrolle glorifiziert. 

'ALFA' verfügt seit 1980 über eine 
Jugendorganisation, die 'Jugendarbeits- 
gemeinschaftfürdas Leben'(JAL). Eben- 
so ist '"ALFA' seit 1980 Dachorganisation 
der 'Bürgerinitiative für Recht und Ord- 
nung!’ (BRO), deren Gründer Axel Heinz- 
mann mit Karl-Heinz Hoffmann ('Wehr- 
sportgruppe Hoffmann‘) zusammenar- 
beitete. Die BRO dient als Brückenorga- 
nisation zwischen 'Lebensschützern' des 
ultrakonservativen und des neofaschisti- 
schen Lagers. 

Die "Europäische Ärzteaktion 
e.V.' - ist Mitglied in der "Bewegung für 
das Leben e.V.'. Ihr Vorsitzender ist Dr. 
Siegfried Ernst und ihre Zeitung heißt 
'Medizin und Ideologie' (Auflage ca. 
10.000). Diese 'Ärtzteaktion' unterhält 
gute Kontakte zu allen europäischen An- 
tiabtreibungsgruppen und der 
amerikanischen 'Pro Life-Bewegung'. Sie 
führen hauptsächlich Kongresse durch 
auf denen bekannte Persönlichkeiten des 
Braunzonenspektrums aus Kirche, CDU/ 


antifa - info Nr. 11 / Mai - Juni '90 


»Lebensschützer« 


CSU und Wissenschaft vertreten sind. 
Unter anderem Otto von Habsburg 
(CSU), Präsident der 'Paneuropaunion' 
(siehe Antifa-Info Nr. 10), und außenpo- 
litischer Berater der Hans Seidel Stiftung 
(CSU). 

Habsburg ist Autor in faschisti- 
schen Organen, wie der 'Nationalzei- 
tung', als auch in »Brückenorganen« wie 
z.B. 'Konservativ heute' (jetzt 'Criticon'). 
Dr. Holzgartner (CSU), siehe unter 'Pro 
Vita‘, Hans Maier (CSU), Autorin Ideolo- 
gieblätternder'Neuen Rechten’ wie'Mut' 
und 'Criticon' und wissenschaftlicher 
Beirat der Hans-Seidel-Stiftung. Christa 
Meves, bekannte Autorin von zahlrei- 
chen rechten bis faschistischen Publika- 
tionen. Mit Vorliebe referiert sie — in 
pseudowissenschaftlicher Manier— über 
»Geburtenschwund aus psychologischer 
Sicht«, z.B. für die "Gesellschaft für bio- 
logische Anthropologie, Eugenik und 
Verhaltensforschung' (»Wissenschafts«- 
zirkel der Neuen Rechten) des Faschisten 
Jürgen Rieger. Diese Organisation spricht 
gezielt die herrschenden Schichten und 
die Ärzteschaft an. 

In dem Organ der 'Ärtzteaktion' 
— "Medizin und Ideologie’ — sind viele 
Aufsätze neurechts, nationalistisch, anti- 
demokratisch, antikommunistisch und 
rassistisch. Viel von »Volk« ist darin die 
Rede. Es geht um die moralische Aufrü- 
stung des »abendländischen Europas«. Zi- 
tat: »Ein Volk und seine Regierung, die der 
Jungen Generation kein Ziel mehr geben 
können für das es sich lohnt zu leben und 
notfalls auch zu sterben, eine Nation ohne 
verbindliches Leitbild wird sinnlos« ('Medi- 
zin und Ideologie', Juli'82). Und es pas- 
siert auch schon mal, daß von der Abtrei- 
bungssituation im »freien Teil Deutsch- 
lands« die Rede ist. 

Der Vorsitzende der 'Ärtzeteak- 
tion, Siegfried Ernst, war zumindest bis 
1973 enger Duz-Freund des Nazis Man- 
fred Roeders (s. Ausschnitt aus 'Neue 
Bildpost'$. Jundbeteiligtesichan dessen 
»Aktion Porno-Stop«. Er hatte 1980 eine 
Klage wegen Beleidigung am Hals, weil 
er den DGB mit der 'NSDAP' verglich. 
Der DGB unterstütze »Verbrecherbanden« 
mit seiner Forderung nach »Modellzen- 
tren zur Erleichterung der Abtreibung«. Das 
Verfahren wurde in 2. Instanz eingestellt. 

Seine Beiträge werden über au- 
ßerordentlich viele 'Lebensschützer'- 
Organisationen verbreitet, und viele 
Fäden dieser Organisationen laufen bei 
ihm zusammen. Er gilt als 'Kopf' der 
Bewegung, ist Alterspräsident der 'Euro- 
päischen Landessynode Württemberg’ 
und ständiger Autor in 'Medizin und 
Ideologie‘. Er vertritt offen völkisch na- 


tionalistische, rassistische und sexistische 
Positionen, die seine Nähe zur 'Neuen 
Rechten! klar erkennen lassen. 

»Wenn man die sogenannte Friedens- 
bewegung nach dem Motto 'Frieden schaffen 
ohne Waffen‘ — insbesondere in Zusammen- 
hang mit dem Evangelischen Kirchentag 
verfolgt, so wird man unwillkürlich an das 
Geschrei aus dem 3. Reicherinnert: "Wollt ihr 
den totalen Krieg?'. Nur heißt es diesmal 
umgekehrt: "Wollt ihr den totalen Frieden?'. 
Aber der ‘totale Frieden’ ist in Wirklichkeit 
ein Friede ohne Freiheit, ohne Glaube, ohne 
Gott! Er steht darum aufeiner Ebene mit dem 
totalen Krieg gegen Gott und Menschen.« 
(Entnommen aus seiner Rede 1981 vor 
demLandesparteitagderCDUinBa.Wü,, 
abgedruckt in 'Medizin und Ideologie‘, 
August '81). In einem Brief an Genscher 
(auchin dem o.a. Blattabgedruckt) nimmt 
erzu umfassenden Fragen des Rassismus 
Stellung: 

»... Warum propagieren Sie ... nicht 
eine 'Befreiungsbewegung’ mit Gewalt, Ter- 
ror und Partisanenkrieg als natürliches Recht 
für unsere Deutschen in der DDR?« (denn 
die Grenze zwischen DDR und BRD 
bedeutet seiner Meinung nach »Apar- 
theid«). Und dieFDP habe kein Recht, sich 
moralisch über Südafrika zu entrüsten, 
»denn die Schwarzen in Südafrika haben zwar 
noch nicht alle Rechte, sie besitzen aber im 
Gegensatz zu uns, das wichtigste aller Rech- 
te,das 'Recht auf Leben’ bereits als ungebore- 
ne Kinder .... Wo ist hier wirklich Rassis- 
mus? Etwa bei denen in Südafrika, die das 
ungeborene schwarze und weiße Baby durch 
das Strafgesetz in seinem Lebens- 
recht immer noch schützen oder bei 
denen, die seine Liquidierung for- 
dern?« (Anm.: In Südafrika ist 
Abtreibung verboten). 

Ernst bedauert, daß das 
Verbot von sexuellen Beziehun- 
gen zwischen Schwarzen und 
Weißen aufgehoben wurde. Be- 
gründung: »Wenn es irgendwo 
eine Herrenrasse und eine ihr un- 
terlegene Rasse gab, waren die 
Frauen die Sexsklavinnen der 
Männer dieser Herrenrasse. In 
Südafrika schützte man sie vor 
dieser Ausbeutung, auch wenn es 
nicht immer gelang.« 

An der Person des Dr. 
Ernst und seiner "Ärzteaktion’ 
macht sich die Verbindung von 
konservativem Lager und 
"Neuer Rechte‘ besonders deut- 
lich. Es geht uns selbstverständ- 
lich nicht darum Abtreibungals 
unwichtigen kleinen Eingriff zu 
verharmlosen. Viele von uns 
Frauen kennen die quälenden 
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psychischen und körperlichen Probleme 
und Schmerzen, die damit verbunden 
sind. In unserer heutigen lebensfeindli- 
chen Gesellschaft — geprägt von sozialer 
und ökonomischer Not, Kinderfeindlich- 
keit und Frauenverachtung und -ausbeu- 
tung ist Abtreibung jedoch oft das einzi- 
ge oder gar letzte Mittel für und Frauen, 
um nicht unterzugehen. 

Von daher muß der Kampf gegen 
Abtreibungsgegner und Abtreibungsver- 
bot natürlich den Angriff auf die Grund- 
feste dieser patriarchalen kapitalistischen 
Verhältnisseals Ursache unserer Zwangs- 
situation als Frauen miteinbeziehen. 

Wir wollen verdeutlichen wie 
logisch die verschärften Angriffe auf die 
Selbstbestimmung von Frauen zusam- 
menpassen mit der neuerlichen völkisch- 
nationalistischen und rassistischen Poli- 
tik der BRD-Regierung. Die Verschärfung 
des $ 218, genauso wie der gesamten 
Lebenssituation von Frauen in der BRD 
(z.B. neues Ausländergesetz, anwachsen- 
de Arbeitslosigkeit besonders von Frau- 
en) rückt in bedrohliche Nähe. 


Kampf gegen Faschismus 
muß heute heißen: Kampf ge- 
gen den verschärften sexisti- 
schen Angriff auf Frauen — 
gegen Deutsch-Nationalismus 
und gegen Rassismusl 


Für die 
Abschaffung 
des 8 218 ! 
Für das 
Selbstbestim- 
mungsrecht 
der Frauen 
weltweit ! 
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Für Menschen aus 
außereuropäischen Ländern 
gelten in der Bundesrepublik 
Sondergesetze. Die 
sogenannten 
Ausländergesetze verbieten 
diesen Menschen mit den 
gleichen Rechten hier zu 
leben, wie die 
übrige 
Bevölkerung. 
Elementare 
Grundrechte wie 
Meinungsfreiheit, 
Reisefreiheit, selbständige 
Auswahl des Arbeitsplatzes 
und das Wahlrecht werden 
ihnen grundsätzlich 
verweigert. 

Aus der rechtlichen 
Ungleichheit ergibt sich 
zwangsläufig die 
gesellschaftliche 
Schlechterstellung. 
Ausgrenzung und 
Diskriminierung werden 
durch die staatliche 
Gesetzgebung legitimiert und 
begünstigt. Die durch die 
Ausländergesetze verordnete 
Hirarchie ist eine 


Grundlage für 
Ausländerfeindlichkeit und 
Rassismus. 


Forderungen 
der 
Republikaner" 


»Ausländer: 


werden 
ZU 
offizeller 
Regierungspolitik 


MH Die geplante Neufassung des »Aus- 
länder-Raus-Gesetzes« ist nur ein Teil der 
sich ständig zuspitzenden Situation für 
ImmigrantInnen und Flüchtlinge. Mit 
dem Argument, daß die Bundesrepublik 
kein Einwanderungsland und das »Boot 
schon voll« sei, wurde jahrelang die Tota- 
labschottung gegen außereuropäische 
Menschen begründet. Aus- und Über- 
siedlerInnen hingegen wurden mit offe- 
nen Armen empfangen, weil sie der anti- 
kommunistischen Hetze einen willkom- 
menen Auftrieb gaben. 

Angesichts der frischen »deut- 
schen« Arbeitskräfte und der ungeahnten 
Möglichkeiten eines Großdeutschlands 
haben Menschen aus außereuropäischen 
Ländern, die vor Jahren zum Arbeiten 
hergeholt wurden, für die Herrschenden 
ihreFunktionerfüllt. Freinach dem Motto 
»der Mohr hat seine Schuldigkeit getan«, 
werden die AusländerInnen jetztausdem 
Land getrieben. 

Innenminister Schäuble und Kon- 
sorten hoffen, angesichts der wuchern- 
den Deutschtümelei, das neue Auslän- 
dergesetz ohne nennenswerten Wider- 
stand durchsetzen zu können. Spucken 
wir ihnen in die Suppe! Diese Gesetzes- 


»Ausländergesetz« 


esetz« 


vorlage und seine nationalistischen Pro- 
pagandisten haben nur einen Platz ver- 
dient: den Müllhaufen der Geschichte. 

Die z.Zt. geltenden Ausländerge- 
setze von 1965 sind die nahtlose Fortset- 
zung der ausländerrechtlichen Verord- 
nungen aus der Nazizeit. Die Ausländer- 
polizeiverordnung von 1938 war das In- 
strumentarium zur Errichtung der abso- 
luten Verfügungsgewalt und Rechtlosig- 
keit von AusländerInnen. 

Es ging darum, ausländische Ar- 
beitskräfte beliebig zur Verfügung zu 
haben und im Kriegsfall die innere Si- 
cherheit zu gewährleisten. Die Nazis 
benötigten zur Aufrechterhaltung der 
Wirtschaft und zur Verwirklichung ihres 
Welteroberungsprogrammes mehr Ar- 
beitskräfte als in Deutschland zur Verfü- 
gung standen. Vor allem Frauen aus 
Osteuropa wurden unter barbarischen 
Bedingungen deportiert und zur Arbeit 
in der deutschen Rüstungsindustrie ge- 
zwungen. 

Die faschistische Kontinuität der 
heutigen Bundesrepublik zeigt sich u.a. 
daran, daß diese ausländerrechtliche 
Verordnung von 1938 als Grundlage für 
die Ausländergesetze von 1965 dienten. 
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Trotz der sprachlichen Kosmetik ist das 
nationalsozialistische Gedankengut un- 
schwererkennbar. Beispielsweisesind die 
»wichtigen Belange des deutschen Reiches 
und der Volksgemeinschaft« nur in »erheb- 
liche Belange der Bundesrepublik« um- 
geändert worden. 

Nach wie vor orientiert sich die 
Ausländerpolitik an der Nützlichkeit der 
ausländischen Arbeitskräfte auf dem 
Arbeitsmarkt. Die zig Gummiparagra- 
phen und Kannbestimmungen ermögli- 
chen den Behörden, die Erteilung von 
Aufenthalt- und Arbeitserlaubnissen an 
ausländische Arbeitskräfte der Situation 
auf dem Arbeitsmarkt anzupassen. 
Dementsprechend sind auch die Auswei- 
sungsgründe flexibel handhabbar. 

Um zu gewährleisten, daß sich 
nur solche ausländischen Arbeitskräfte 
hier aufhalten, die den Herrschenden 
auch genehm sind, wurdemittels der Au- 
ländergesetze ein ausgeklügeltes System 
der staatlichen Überwachung und Kon- 
trolle geschaffen. Alle ImmigrantInnen 
und Flüchtlinge sind verpflichtet, regel- 
mäßig und ausführlich über ihre Wohn- 
Arbeits-und LebensverhältnisseRechen- 
schaft abzulegen. Bei der Asylantragstel- 


lung haben Flüchtlinge genaueste Anga- 
ben über politische Organisationen, Mit- 
glieder, Aktivitäten, Fluchtwege etc. zu 
machen. All diese Daten werden beim 
Verfassungsschutz, Abteilung Auslände- 
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rüberwachung in Köln gespeichert. 

Um die jahrelang gemachten Er- 
fahrungenen und in der Praxis schon an- 
gewendeten Maßnahmen rechtlich abzu- 
sichern, will die Bundesregierung im 
April oder Mai das neue Ausländerge- 
setz verabschieden. Der Entwurf dafür 
wurde bereits von Innenminister Schäu- 
ble vorgestellt. Der von jetzt 55 auf 102 
aufgeblähte Gesetzesentwurf, macht es 
jedem Nichtjuristen schier unmöglich, 
den Begriffsdschungel zu entwirren. 

Dahinter steckt die Absicht, jegli- 
che Übersicht und Klarheit zu beseitigen, 
damitbloßniemand zueiner Aufenthalts- 
verfestigung gelangen kann. Während in 
Öffentlichkeit behauptet wird, daß die- 
ses Gesetz mehr Rechtssicherheit bietet, 
wurden in Wahrheit die Ermessensent- 
scheidungen der Behörden noch ausge- 
weitet. Hier einige Auszüge: 


Verschärfungen bei 
der Einreise 


- Um in die BRD zu gelan- 
gen,benötigenalle AusländerInnen einen 
gültigen Paß und ein Visum, welches bei 
der bundesdeutschen Botschaft zu bean- 
tragen ist die. Die Erteilung des Visums 
kann laut Entwurf ohne Angabe von 
Gründen verweigert werden. Somit be- 
steht keine Möglichkeit mehr, daß Visum 
bei Nichterteilung einzuklagen. 

-Die Grenzbeamten können Men- 
schen trotz gültigem Visum zurückwei- 
sen, falls der »begründete Verdacht besteht, 
daß der Aufenthalt nicht dem begründeten 
Zweck dient«. 

Diese Paragraphen lassen den Bot- 
schaften und Grenzern freie Hand bei 
ihren Entscheidungen.Erstmals werden 
Verdachtsmomente, die durch nichts zu 
beweisen sind, zur rechtsstaatlichen 
Handlungsgrundlage gemacht. 

- Die bisher halblegale Praxis der 
Zurückweisung an der Grenze in ein 
Drittland anstatt in das Herkunftsland, 
wird jetzt legalisiert. 


Verschärfungen beim 
Aufenthalt: 


-Der Aufenthalt, der für die Herr- 
schenden zum Problem gewordenen 
300.000 De-facto Flüchtlinge, wird neu 
geregelt. Als De-facto Flüchtlinge wer- 
den die Flüchtlinge bezeichnet, deren 
Asylanträge aufgrund der repressiven 
Asylgesetzgebung abgelehnt wurden. Sie 
können aber wegen der Verhältnisse im 
Herkunftsland nicht abgeschoben wer- 
den (nach der Genfer Füchtlingskonven- 
tion, die die BRD 1951 unterzeichnete) 
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Die sogenannten De-facto Flücht- 
linge werden hier nurgeduldet aufgrund 
unterschiedlicher Abschiebestopprege- 
lungen in einzelnen Bundesländer (Dul- 
dungheißt Aussetzung der Abschiebung 
für ein Jahr ohne Recht auf Daueraufen- 
thalt) Diese unterschiedlichen Praktiken 
und damit auch einen gewissen Spiel- 
raum soll untersagt werden. Zukünftig 
werden Entscheidungen bezüglich eines 


Abschiebestopps zentral in Bonn, vom 
Innenminister getroffen. 

Die Ausländerbehörden entschei- 
den nicht mehr selbst über Abschiebung, 
Duldung oder die neueingeführte Auf- 
enthaltsbefugniß für Flüchtlinge (Aus- 
setzung der Abschiebung für zwei Jahre, 
die nach achtjähriger Bewährungszeit in 
einen Daueraufenthalt 


wenig 87 und Pätzold 89).Dieser Status 
soll aberkannt werden und stattdessen 
die wesentlich schlechtere Aufenthalts- 
befugnis. erteilt werden. 

Dieser Aufenthaltstatuskann von 
Innenminister Schäuble widerrufen wer- 
den und die Abschiebung angeordnet 
werden, wenn er befindet, daß sich die 
Lage im Herkunftsland geändert hat. 
Dadurch werden diese Flüchtlinge wider 


in Unsicherheit gehalten um sie in einem 
politisch günstigen Moment eiskalt ab- 
zuservieren. 

- Der Aufenthaltstitel der hier le- 
benden Immigranten ist in der Regel die 
Aufenthaltserlaubnis. DieVoraussetzun- 
gen die, zur Erteilung erfüllt sein müs- 
sen, werden wesentlich verschärft: nach 
sechsmonatigem Bezug 


münden kann). Dadurch 


von Arbeitslosenhilfe ist 


wird es z.b.für Flüchtlings- Sense,bei Sozialhilfe sowie- 

iniativen unmöglich vor Fr so schon. 

Ort / er: ae Die Voraussetzung 
Abschiebestoppre- AALEN 3 USW, des »ausreichenden Wohn- 


gelungen gegenüber der 
Behörde durchzusetzen. 
Außerdem bedeutet die 
einheitliche Abschiebe- 
stoppregelung, daß im 
Zuge der allgemeinen 
»Ausländer-Raus Politik«, 
die relativ »großzügigen 
Regelungen« des Westber- 
liner Senats der rabiaten 
Abschiebepraxis Bayerns 
angepasst wird. 

- Massive Ver- 
schlechterungen enthält 
der Entwurffür dieFlüchtlinge;diedurch 
eine Länderregelung einen gesicherten 
Aufenthaltstitel,Adie Aufenthatlserlaub- 
nis, erhielten. (Altfallregelung von Ke- 


raums ist erheblich verschärft 
worden. In Verbindung mit 
der Aufenthaltsgenehmi- 
gungspflicht für Kinder kann 
diese Forderung zum aufent- 
haltsrechtlichen Fallbeil für die 
ganze Familie werden. Auch 
kann der Familiennachzug 
verweigert werden, wenn kein 
ausreichender Wohnraum« 
vorhanden ist. 

Die Konkurrenz 
auf dem Wohnungsmarkt 
spitzt sich immer mehr zu. 
Aus dem Rennen fliegt wer die falsche 
»Volkszugehörigkeit« hat. Unzählige 
Hausbesitzer erklären mittlerweile ganz 
offen, daß nur an Deutsche Wohnungen 


»Ausländergesetz« 


vergeben werden. Ausländische Men- 
schen haben kaum noch die Möglichkeit 
eineanständige Wohnung zubekommen. 

Gewinnerausdem Andrangnach 
Wohnungen sind die Vermieter. Bei Neu- 
vermietung werden gleich 20% auf den 
Altpreis aufgeschlagen. Die Steigerungs- 
rate bei den Altbaumieten liegt 78% über 
der der Lebenshaltungskosten. In West- 
berlin gibt es ca. 30.000 Obdachlose. 

- die Aufenthaltsberechtigung ist 
der sicherste Aufenthaltsstatus, der nach 
8 Jahren erteilt werden kann. Besonders 
Jugendliche der 2. Generation erhielten 
diesen Titel. Jetzt soll er nur dann erteilt 
werden, wenn 5 Jahre versicherungs- 
pflichtig gearbeitet wurde. Menschen,die 
seit der Geburt hier leben ‚sind theore- 
tisch von Abschiebung bedroht weil sie 
angeblich nicht zum deutschen Volk 
gehören.Diese Maßnahmen bewegensich 
ganzim Fahrwasser derreaktionären und 
völkischen Politik dieses Staates. 

Sollte der Gesetzentwurf verab- 
schiedet werden sind vor allem diejeni- 
gen vonden Bestimmungen betroffen und 
bedroht, die keine Aufenthaltsberechti- 
gung besitzen. Nach Angaben des Stati- 
stischen Bundesamtes hatten 1988 33 % 
(= 147.930) eine befristete Aufenthaltser- 
laubnis, 29,1 % (= 130.790) eine unbefri- 
stete Aufenthaltserlaubnis und nur 10,2 
% (=45.880) eine Aufenthalsberechtigung. 


Politische Betätigung 


Das Ausländergesetz von 1965 
kann die politische Betätigung von Aus- 
länderInnen untersagt werden, wenn 
»sonstige erhebliche Belange der Bundesre- 
publik« es erfordern, bei Abwehr von 
Störungen deröffentlichen Ordnung oder 
bei Beeinträchtigung der politischen 
Willensbildung. Diese Punkte sind im 
Entwurf im wesentlichen übernommen 
worden und um einige Verbotsgründe 
erweitert. 

Die politische Betätigung kann un- 
tersagt werden, wenn sie dem »außenpo- 
litischen Interesse« der BRD zuwiderläuft. 
Wenn z.b. IranerInnen gegen das Terror- 
regime im Iran hier demonstrieren, kann 
dies mitdem Argument des Zuwiderlau- 
fen des außenpolitischen Interesse ver- 
boten werden. Bekanntermaßen hat die 
BRDdie besten Handelsbeziehungen zum 
Iran. 

Weiter heißt es in dem Entwurf, daß 
die politische Betätigung untersagt wer- 
den, wenn das friedliche Zusammenle- 
ben von Deutschen und AusländerInnen 
gestört wird. Wenn z.b. Menschen aus 
nicht europäischen Ländern gegen den 
hier unter Deutschen weit verbreiteten 
Rassismus demonstrieren, kann das ver- 
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sagt werden mit obiger Begrün- 
dung. 


Ausweisungsgründe: 
-Bislang war die Bestrei- 0007 YABANCILAR YASASINA  YABANCILAR YASASINA 
HAYIR! | 


tung des Lebensunterhaltes 
durch Sozi ein Ausweisungs- 
grund. Laut Entwurf ist der 
Bezug von Sozi nur für Kran- 
kenversorgung schon Auswei- 
sungsgrund. 

- der Gebrauch von Dro- 
gen kann jetzt als Ausweisungs- 
grund genügen ohne das eine 
strafrechtliche Verurteilung 
vorliegt. 

- Geltendes Recht be- m 
stimmt, das eine gerichtlich 
angeordneteFürsorgeerziehung ee 
bei Straftat den « ._ ee, 
zur Abschiebung führt.Laut % - Sp» N 
Entwurf kann die Ausweisung 
jetzt schon bei freiwilliger Inan- 
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spruchnahme wie, Jugendwohn- 
gemeinschaften, Pflegefamilieangedroht 
werden. 


Allgemeines 


-Erstmals wird gesetzlich festge- 
schrieben, daß Behörden wie Arbeitsamt, 
Meldestelle, Finanzamt, Sozial-und Ju- 
gendamt und Paßbehörde der Auslän- 
derbehörde regelmäßig und unaufgefor- 
dert persönliche Daten übermitteln 
sollen.Diese lückenlose Überwachung 
von AusländerInnen läßt erahnen was 
demnächst auf uns alle zukommt. 

- Neu eingeführt wird die straf- 
rechtliche Verfolgung von Versteckak- 
tionen um AusländerInnen vor Abschie- 
bung zu schützen. Zukünftig soll diese 
Solidarisierung mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu 3 Jahren oder mit einer Geldstrafe 


bestraft werden. Damit steigt die Angst 
solche Aktionen zu unterstützen. 

- Vor allem die Republikaner ha- 
ben sich mit der Forderung nach der Ein- 
führung des Schweizer Rotationsprinzip 
für ausländische Arbeitskräfte hervorge- 
tan. So sollen bei Bedarf ausländische Ar- 
beitskräfte angeworben werden, die be- 
liebigen räumlichen und zeitlichen Be- 
schränkungen unterliegen und nach Er- 
füllung des Aufenthaltszweckes sofort 
wieder auszureisen haben. Ihnen sollvon 
vorneherein die Möglichkeit genommen 
werden ihren Aufenthalt zu verfestigen. 

Besonders in der Landwirtschaft 
oder auf dem Bau wird über Arbeitskräf- 
temangel geklagt. Kein Wunder, bei den 
dort herrschenden miesen und menschen- 
unwürdigen Arbeitsbedingungen und 


schlechter Bezahlung. Vor allem für diese 
Branchen sollen ausländische Menschen 
als billige und rechtlose Arbeitskräfte 
angeworben werden. Auch im Hinblick 
auf kommende Streicks sollen diese 
Menschen als Streickbrecher eingesetzt 
werden oder Mißachtung von gesund- 
heitlichen Bestimmungen z.B. in der 
Atomindustrie. 

Derzeit laufen Verhandlungen mit 
der polnischen Regierung über ein Ar- 
beitskräfteheer von jährlich 10.000 Men- 
schen, die im Bedarfsfall zur » Verfügung 
gestellt « werden sollen. 

Mit diesem Rotationsprinzip sol- 
len auch jegliche Renten- Kranken und 
Arbeitslosenversicherungen für diese 
Menschenentfallen. DieFolgeerscheinun- 
gen und Nachwirkungen aufgrund des 
Verschleißes durch Arbeit soll das Her- 
kunftsland tragen. 

Rechtradikale Ideologie ist längst 
nicht mehr »exotische Ansicht« von Rechts- 
außen. Sie ist mittlerweile offizielle Re- 
gierungspolitik und wird von den Herr- 
schenden immer offensiver in die Praxis 
umgesetzt. 
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UdSSR 


Faschisten 


im Schatten der Perestroijka 


Die Reformen in der UdSSR ha- 
ben allen Arten von politischen Grup- 
pen die Voraussetzungen verschafft 
wieder offen zu agitieren und zu rekru- 
tieren. Die dunkle Seite dieser Freihei- 
ten ist, daß sie auch Faschisten und Na- 
tionalisten erlaubt eine Kampagne auf 
drei Ebenen zu entwickeln: Von offe- 
nem Faschismus, zu einem respektable- 
reren Nationalismus bis zu 'Anti-Re- 
form' Arbeiter Räten. In weiten Teilen 
der UdSSR ist daraus noch keine ein- 
heitliche Bewegung entstanden, doch 
der Einfluß solcher Gruppen auf die 
»Los von Moskau« Bewegungen ist be- 
trächtlich. 


Ein Beispielistdienational-faschi- 
stischeGruppe'Pamyat' (Erinnerung), die 
inzwischen ein deutlich sichtbares Zei- 
chen dafür ist, in welcher Art und Weise 
sich der Nationalismus, zusammen mit 
Antisemitismus zu einer Ideologie gegen 
die Perestoika verbindet. So berichteten 
jüdische Abgeordnete des Sowjetischen 
Parlamentes, daß während der Tagung 
des Obersten Sowjets, ihr Hotel von 
'Pamyat' Mitgliedern belagert worden ist. 
Diese forderten den Rücktritt der jüdi- 
schen Parlamentsmitglieder und die Po- 
lizei schritt nicht gegen die Faschisten 
ein. Auch in Leningrad nahmen antise- 
mitische Überfälle in den letzten Mona- 
ten zu, so wurden u.a. ein Kulturbeauf- 
tragter ermordet, wobei die Täter auf 
seiner Westeeinen Davidsstern hinterlie- 
ßen und ein jüdischer Mediziner wurde 
von Männernerstochen,dieKu KluxKlan 
Roben trugen. 

Inder Ukraine, in Beloruss- 
land, in Aserbaidschan, in den baltischen 
Republiken, im Kaukasus und auch in 
Russland sammeln sich unter den Men- 
schen, diemehr Eigenständigkeit fordern 
auch Faschisten. Ihre Namen sind ver- 
schieden 'Otechestvo' (Vaterland), 'Patrio- 
tische Union‘, "Union der spirituellen 
Erneuerung des Vaterlandes', doch ihre 
Ziele sind die gleichen. 

Zur Verdeutlichungihrer Arbeits- 
weise ist die 'Otechestvo' ein gutes Bei- 
spiel. Gegründet mit vielRückendeckung 
der konservativen Presse, fordern sie 
»Rückkehr und Entwicklung der Schätze 
spiritueller und materieller Kultur unseres 


Volkes im Laufe der Jahrhunderte der Ge- 
schichte«. Sie haben Abteilungen in Le- 
ningrad, Sverdlovsk und in Sibirien und 
Belorussland. 

Obwohlsiesich selbst alsStudien- 
gruppe bezeichnen, haben sie klare poli- 
tische Ziele. Ihr Vorsitzender Apollon 
Kuzmin erklärte, daß die Geschichte 
bewiesen habe, daß nur das Russische 
Volk ein großes Reich zusammenhalten 
könneund dasessobleiben werde und es 
nun an der Zeit dem »ausländischen Kapi- 
tal zu widerstehen«. Das ist auch ihre neue 
Parol@ geworden, einenaheliegender Weg 
die/zwei faschistischen Propaganda-Be- 
standteilezusammenzubringen: Interna- 
tionaler Kapitalismus und Internationa- 
les Judentum. Doch Kuzmin bestreitet 
anti-semitisch zu sein, aber die Fakten 
können das nicht ausräumen. Zwei Jahre 
zuvor z.B. beschuldigte die 'Otechestvo' 
in Sverdlovskein lokales Theater mit den 
Worten voneiner »zionistischen Verschwö- 
rung gegen die russischen Klassiker«. 

Viel wichtiger jedoch sind die 
engen Bindungen dieser Studiengesell- 
schaft mit der 'Pamyat'. Beide wurden 
von der selben Organisation gegründet, 
der'Allrussischen Gesellschaft zurErhal- 
tung von Historischen Denkmälern' 
(VOOPIIK). 

Der stellvertretende Vorsitzende 
der 'VOOPIiK' war Vorsitzender der er- 
sten 'Otechestvo‘-Konferenz und die Post- 
adressen der beiden Organisationen sind 
die selben. Auch die 'Union für die spiri- 
tuelle Erneuerung des Vaterlandes’ hat 
'Pamyat' Unterstützer unter sich, wie Vera 
Bryusova, die die sowjetische Führung 
als »jüdisches Denk Zentrum« bezeichnet 
hatte. 

Die Bedeutung dieser zweiten 
Ebeneder Strategieist,durcheinen schein- 
bar wissenschaftlich begründeten Natio- 
nalismus und Faschismus von Akademi- 
kern, Journalisten, Partei-Arbeitern und 
Soldaten respektiert zu werden . Wäh- 
rend die 'Pamyat' das Fußvolk organi- 
siert, wenden sich diese Gruppen an 
höhere Schichten der Gesellschaft. So 
nahmen zwei Generälean der Gründung 
der 'Otechestvo' teil und einer ihrer Vor- 
sitzenden ist Aleksander Autskoi, ein 
dekorierter Kriegsheld für seinen Einsatz 
in Afghanistan. 


'Arbeiter-Front' 


Die 'Arbeiter-Fronten' bilden die 
dritte Ebene. Ihr vorgegebener Grund ist 
normale Arbeiter zu vertreten und ihnen 
bei der Durchsetzung ihrer Rechte zu 
helfen, tatsächlich sind sie von Personen 
der rechtsextremen Parteien gegründet 
worden, um entäuschte slawische Arbei- 
terInnen zu gewinnen. Ihre Kampagne 
richtet sich generell gegen Reformen und 
die Forderungen von ethnischen Min- 
derheiten im speziellen. Unter der Fahne 
der ‘Vereinigten Front der russischen 
Arbeiter‘, sind Gruppen in Russland und 
im Baltikum, Moldavien und Tadjikistan 
entstanden. In Leningrad waren ihre 
ersten AktivistInnen zwei unrühmlich 
bekannte Konservative: der abgesetzte 
ehemalige Chef der örtlichen Partei, Yuri 
Solovev und die Anti-Semitin und als 
Stalin Anhängerin geltende Nina And- 
reeva. Doch die stärksten Erfolge dieser 
'Front' sind da zu verzeichnen, wo die 
russischen ArbeiterInnen in der Minder- 
heit sind und sich benachteiligt fühlen. 

Die Sowjetunion ist in der Krise 
zahlreiche Republiken versuchen ausder 
UdSSR auszuscheiden, das Essen ist in 
einigen Teilen Rußlands rationiert. Die 
umliegenden Republiken sind gegen die 
slawische Bevölkerung eingestellt und 
das drückt sich oft in blutigen Überfällen 
aus. Ein Armee-General warnte kürzlich 
davor, daß die UdSSR ein zweites Liba- 
non werden könne, falls die Kämpfe sich 
ausweiteten. Hungrig, wütend, und des- 
illusioniert blicken viele russische Arbei- 
terInnen um sich und suchen nach Sün- 
denböcken. Die Faschisten haben einige 
parat: »Die Intellektuellen, die ethnischen 
Minderheiten und hinter allem der interna- 
tionale jüdische Kapitalismus und ihre 
Marionetten im Kreml«. Durch Nationalis- 
mus, so ihre Botschaft, die Beherrschung 
und Ausbeutung »niedriger Völke « und 
die absolute Diktatur, könne Russland 
wieder stark werden. Diese Bewegungen 
sammeln sich nicht nur unter der russi- 
schen Nationalflagge, sondern auch wie- 
der unter dem Banner des alten Zarenrei- 
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Nazi-Treffen 
vereitelt 


E Eine Kampagne der 
Anifaschistischen Front Ant- 
werpen hat zum Verbot einer 
internationalen Versamm- 
lung von Faschisten in der 
Stadt geführt. Dieses Ereignis 
wurde unter dem Namen der 
'VBJ', der Jugendorganisation 
der faschistischen Partei 
'Vlaams Blok', angemeldet 
und sollte im Kulturzentrum 
der Stadt vom 3.3. bis 4. 3.'% 
stattfinden. Doch Antifaschi- 
stInnen enttarnten die Veran- 
staltung, als in Wirklichkeit 
von der Hardliner Gruppe des 
'Vlaams Blok', dem 'Voorpost' 
organisiert. Die Faschisten er- 
warteten hunderte von Teil- 
nehmern des rechtsextremen 
Spektrums aus ganz Europa 
und vertrauenswürdigen In- 
formationenzuFolgehättedas 
auch die 'Republikaner' und 
die französische 'Front Natio- 
nal' mit eingeschlossen. 

Desweiteren sind in 
den Ardennen beim Fort Au- 
bin-Neufchateau acht Leute 
unter dem Verdacht verhaftet 
worden zu einer paramilitäri- 
schen Organisationanzugehö- 
ren.ObwohlihreNamen nicht 
veröffentlicht worden sind, 
gab die Polizei bekannt, daß 
einige der Verhafteten aus 
Holland und der BRD stam- 
men. 


Scottish 


” 
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Frankreich 


Razzia 


BE Neunundvierzig Mit- 
glieder und Unterstützer der 
militanten faschistischen Par- 
tei 'PNFE!' (Parti Nationaliste 
etEuropeen)sindineineRaz- 
zia im Februar in Frankreich 
festgenommen worden. Die 
'PNFE' unterhält seit langem 
gute Kontakte zur Kühnens 
'FAP'. 

Die Durchsuchungen, 
die zweite ihrer Art, fandenim 
Zusammenhang mit einer Se- 
rievon mörderischen Bomben- 
anschlägen gegen Büros der 
Zeitung 'Globe' und Unter- 
künften von EmigrantInnen 
statt. Bei der letzten Aktion 
wurden vier Polizeibeamte, 
Mitglieder der rechts-extremi- 
stischen Polizei-»Gewerkschaft« 
'FPIP', verhaftet. Diese Orga- 
nisation, die viele Polizisten 
vertritt, hat ihre Mission so 
umschrieben: »All das Wissen 
des Berufes zu nutzen, um unsere 
Ideen siegen zu lassen«. Kürz- 
lich ist herausgekommen, daß 
sie eine Spezial Gruppe gebil- 
det haben, um bei der Linken 
und AntifaschistInnen zu spio- 
nieren - für ihre Korrespon- 
denz benutzen sie das Siegel 
der SS. 

Ihr Chef, Serge Leca- 
nu, ist nun wegen der Bom- 
benanschläge verhaftet, doch 


.die Gruppe ist weiterhin in- 


takt. Die französischen Behör- 
den sprechen davon, daß die 
'FPIP' von 7% der Polizisten 
unterstützt werde, doch ihr 
Netz scheint wesentlich brei- 
ter zu sein. Einer der ange- 
schuldigten Attentäter verkün- 
deteöffentlich »ich habe gewußt, 
daß die Durchsuchungen kom- 
men« und der Tip von einem 
nicht genannten Bullen habe 
es ihm ermöglicht ein großes 
Waffenarsenal bei Seite zu 
schaffen. Genauso wie unter 
Polizisten sammelt die 'PNFE' 
Mitglieder aus Skinhead 
Bands, wie 'Legion 88', 'Front 
242' und "Bunker 84', die auch 
bei einer Anzahlblutiger Über- 
griffegegen EmigrantInnen be- 
teiligt waren. 
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letzte Seite 


If you are shown a copy 
mmediately- 


y Bay, Tyne & Wear 


Peterborough- 


Mitgliederliste des englischen Ku Klux Klan, Teil des internationa- 


England 


len Nazinetzes (aus Searchlight) 


Neuerliche Terrorpläne 
aufgedeckt 


| Britische Faschisten 
planenmit Unterstützung aus 
mehreren anderen Ländern 
für die 90er Jahre Terroran- 
schläge, die einen Krieg zwi- 
schen den verschiedenfarbi- 
gen Bevölkerungsgruppen 
provozieren sollen. Zudem ist 
in England (und wohlauch in 
anderen Ländern) eine Liste 
von Angriffszielen erstellt 
worden, die im Frühjahr die- 
ses Jahres in die Tat umge- 
setzt werden sollte. 

Auf der 
Liste stehen be- 
kannte Antifa- 
schisten, Leute 
aus den Medien, 
Akademiker, ein 
Polizist, Politiker, 
sowie Personen 
aus dem Umfeld 
der Nazis, von 
denen sich diese 
verraten fühlen. 

Wie die 
britische Antifa- 
Zeitung "Search- 
light" enthüllt, 
trafen sich zur 
Jahreswendefüh- 
rende internatio- 
naleFaschistenin 
London. Es han- 
delte sich um 
Vertreter aus den 
USA, Europaund 
Asien. Gestört 


wurde die Zusammenkunft 
durch die Verhaftung bewaff- 
neter Faschisten in Belgien. In 
Belgien und Frankreich waren 
schon in den Monaten zuvor 
Waffen von Faschisten be- 
schlagnahmt worden. Schlüs- 
selfiguren in der Vorbereitung 
einer neuen Terrorwelle der 
Nazissind dieBriten Colin Jor- 
dan (ehemaliger Führer der 
National Front) und Keith 
Thompson von der rechtsex- 
tremen 'League of St.George!. 


